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Stadt Grevesmühlen
Stadtvertretung Grevesmühlen

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, 
der Anwesenheit und Beschlussfähigkeit

2 Mitteilungen des Stadtpräsidenten

3 Bericht des Bürgermeisters über wichtige Angelegenheiten der Stadt 
Grevesmühlen

4 Einwohnerfragestunde

5 Bestätigung der Tagesordnung

6 Billigung der Sitzungsniederschrift vom 16.04.2012

7 Antrag der CDU-Fraktion - Mittelverwendung der Anpassungshilfe VO/12SV/2012-
158

8 Antrag der CDU-Fraktion zur Änderung des Entwurfes der neuen 
Hauptsatzung

VO/12SV/2012-
199

9 Beschluss über die Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen VO/12SV/2012-
186

10 Erschließungsvereinbarung mit dem Zweckverband für den B-Plan 
Nr. 29 "Gewerbe- und Industriegebiet Nordwest"

VO/12SV/2012-
188

11 Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt Grevesmühlen für 
einen Teilbereich der Klützer Straße südlich der Einkaufszentren und 
östlich der vorhandenen Bebauung
hier: Erneuter Entwurfs- und Auslegungsbeschluss

VO/12SV/2012-
189

12 Antrag auf Einleitung eines Verfahrens zur Aufstellung eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes für ein Autohaus südlich der 
Wismarschen Straße und westlich des Grünen Weges in 
Grevesmühlen gemäß § 12 (2) BauGB

VO/12SV/2012-
193

13 Satzung über den vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 36 
"Autohaus Martens" südlich der Wismarschen Straße und westlich 
des Grünen Weges in Grevesmühlen gemäß § 12 BauGB
hier: Aufstellungsbeschluss und Beschluss über den Vorentwurf

VO/12SV/2012-
194

Sitzung der Stadtvertretung Grevesmühlen, Nr: SI/12SV/2012/03

Sitzungstermin: Montag, 18.06.2012, 18:30 Uhr

Ort, Raum: Rathaussaal, Rathaus,  Rathausplatz 1, 23936 Grevesmühlen
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14 Bezuschussung freier Träger von Kindertageseinrichtungen in der 
Stadt Grevesmühlen

VO/12SV/2012-
195

15 Bezuschussung der kommunalen Kindertageseinrichtung "Am 
Lustgarten" in der Stadt Grevesmühlen

VO/12SV/2012-
196

16 Anfragen und Informationen der Stadtvertreter

Nichtöffentlicher Teil

17 Übertragung des Erbbaurechtes für das Flurstück 68/13, Flur 12, 
Gemarkung Grevesmühlen und Verkauf diverser Flurstücke in der 
Flur 12, Gemarkung Grevesmühlen (Wismarsche Straße)

VO/12SV/2012-
183

18 Verkauf einer Teilfläche der Flurstücke 76/3, 77/1 und 78/2 der Flur 
16, Gemarkung Grevesmühlen

VO/12SV/2012-
198

19 Anfragen und Sonstiges

Öffentlicher Teil

20 Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe der im 
nichtöffentlichen Teil gefassten Beschlüsse
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Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich

Stadt Grevesmühlen

Informationsvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2012-201
öffentlich

01.06.2012
Höft, Inka

Mitteilungen des Stadtpräsidenten
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

18.06.2012 Stadtvertretung Grevesmühlen



     Bericht des Stadtpräsidenten   ( Zeitraum : 10.4.- 31.5.2012 )

   Teilnahme :

14.4. -  Tag der Sauberkeit in Grevesmühlen

14.4. -  Ausstellung  „ Das Ohr an der inneren Tür „

16.4. - Stadtvertretersitzung

17.4. - Ereignisse vor 60 Jahren an der Westgrenze

18.4. - Straßeneinweihung – Bleicherberg -

19.4. - Stadtfestvorbereitung

22.4. -  Straßenfest  „ Die Insel e.V. „

22.4. - Autofrühling

26.4. - Aktionstag  „ Erneuerbare Energien  „

26.4. - Eröffnung  „  Girlsday  „

30.5. - Jahresversammlung des GFC

3.5. - Auswertungsveranstaltung der Kriegsgräberfürsorge  M/V

5.5. -  CAP Arkona – Gedenveranstaltung

5.6. - City Nacht

6.5. - Kreisfeuerwehrlauf

6.5. -Straßenfest der Feuerwehr  ( Langer Steinschlag )

14.5. - Finanzausschuss

15.5. -Kultur – und Sozialausschuss

16.5. - Hauptausschuss



16.5. - Stadtfestkommitee

26.5. - Freibadeinweihung

26.6. - Grundsteinlegung -Betreutes Wohnen – der AWO

31.5. - Sondersitzung zur neuen Kommunalverfassung und
            zur Hauptsatzung



Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich

Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2012-158
öffentlich

10.02.2012
Inka Höft

Antrag der CDU-Fraktion - Mittelverwendung der Anpassungshilfe
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

20.02.2012 Stadtvertretung Grevesmühlen
13.03.2012 Kultur- und Sozialausschuss
15.03.2012 Bauausschuss
19.03.2012 Umweltausschuss
14.05.2012 Finanzausschuss
22.05.2012 Hauptausschuss
04.06.2012 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:
Die Stadtvertretung beschließt, über die Verwendung der Finanzmittel (Anpassungshilfe für 
den Verlust des Kreisstadt-Status) i. H. von 1,2 Mio. € in den Ausschüssen der 
Stadtvertretung zu beraten:

Hauptausschuss (federführend)
Finanzausschuss
Bauausschuss
Kultur- und Sozialausschuss
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Sachverhalt: 
Die Stadtvertretersitzung Grevesmühlen als Budgetgeber für den Haushalt der Stadt soll 
Sorge dafür tragen, dass zusätzliche finanzielle Zuwendungen in ersten Linie den 
BürgerInnen nach Möglichkeit unmittelbar zugute kommen (Daseinsvorsorge). 

Information zum Einfluss dieser Entscheidung auf Leitbilder 
Leitbild 1 Leitbild 2 Leitbild 3 Leitbild 4 Leitbild 5 Leitbild 6 Leitbild 7 Leitbild 8

Anlage/n:
- Antrag der CDU - Fraktion





Anlage zum Antrag der CDU-Fraktion - Beschluss Nr. VO/12SV/2012-158 
Verwendung der Anpassungshilfe 

 
 
 
Information der Verwaltung:  

 

Bereits im Bericht des Bürgermeisters für die Stadtvertretersitzung am 20.02.2012 
wurden die an die Anpassungshilfe geknüpften Bedingungen des Landes erläutert. 

In den haushaltswirtschaftlichen Hinweisen ist festgelegt, dass diese Zuweisungen 
zur Verbesserung der Infrastruktur oder zum Schuldenabbau zu verwenden sind. 

In diesem Jahr läuft die Zinsbindung für 2 Darlehen aus (Restschuld insgesamt: rd. 
714.000 Euro), für die eine Umschuldung über KAF-Darlehen beim Land beantragt 
wurde. Sollten diese bewilligt werden, wäre es ratsam, die Umschuldung wie geplant 
vorzunehmen, da es einen günstigeren Zinssatz (2,65 %) am Kreditmarkt nicht gibt. 
Im Jahr 2014 läuft die Zinsbindung für ein weiteres Darlehen mit einer Restschuld 
von ca. 827.000 Euro (Zinssatz: 5,99 %) aus. Die vorzeitige Ablösung würde eine 
Ersparnis von ca. 180.000 Euro (jährlich) für die folgenden 7 Jahre bewirken, sofern 
die derzeitigen Konditionen weiter gelten würden. 

Auch der Rechnungsprüfungsausschuss der Stadt fordert, die Anpassungshilfe für 
die Entschuldung und zur Haushaltskonsolidierung einzusetzen. 

Außerdem wird darauf hingewiesen, dass der Haushalt 2012 einen Fehlbetrag in 
Höhe von rd. 3 Mio. Euro aufweist. Dieser kommt u. a. dadurch zustande, dass die 
Stadt im Vergleich zum Vorjahr rd. 833.000 Euro weniger an Schlüsselzuweisungen 
erhält und für die Kreisumlage rd. 550.000 Euro mehr aufbringen muss (bisher 
gültiger Umlagefaktor). Der Finanzhaushalt weist neue Kreditaufnahmen in Höhe von 
570.000 Euro sowie Kassenkredite über 313.000 Euro auf. 

Weiterhin ist zu beachten, dass nicht alle investiven Vorhaben des Vorjahres 
realisiert wurden und daher Haushaltsreste in Höhe von rund 1,3 Mio. Euro über den 
Nachtragshaushalt abzudecken sind. 

Die Verwaltung sieht in einem Abbau der Schulden eine für alle Einwohner der Stadt 
und der Ortsteile gleichwertige Entlastung.  
 



Ergebnisse aus den Fachausschüssen (Protokollauszüge):

13.03.2012: Kultur- und Sozialausschuss:
Herr Schönfeldt erhält Rederecht. Er erläutert und untermauert den Antrag, weil er es für 
richtig hält, dass jeder Ausschuss die Möglichkeit zur Diskussion erhalten sollte. 
Der Antrag wird zur Kenntnis genommen und diskutiert. 
Die Ausschussmitglieder sind jedoch der Meinung, dass sie durch die gesetzlichen Vorgaben 
zur Mittelverwendung wenig Einfluss auf die Verwendung haben. 

15.03.2012: Bauausschuss:
Der Bauausschuss berät über den Antrag der CDU-Fraktion. Dabei wird einhellig festgestellt 
dass der bereits geplante Umfang an baulichen Maßnahmen dem entspricht, was dringend 
notwendig ist und auch planerisch vorbereitet ist. Des Weiteren gilt trotz der zusätzlichen 
Einnahme die Notwendigkeit der Haushaltskonsolidierung. 

Insofern empfiehlt der Bauausschuss einhellig, dass keine der geplanten Maßnahmen 
aufgrund etwaiger Einnahmeausfälle verschoben werden sollte, aber nicht zusätzlich zum 
bisher beschlossenen Programm Maßnahmen neu aufgenommen werden sollten.  

19.03.2012: Umweltausschuss:
Herr Neumann verliest den Beschlussvorschlag. Herr Schönfeld äußert zu dieser Thematik, 
dass dieses Geld besonders intelligent eingesetzt und verwendet werden muss, vornehmlich 
aber die Haushaltskonsolidierung Vorrang hat.
Dieses nimmt der Ausschuss so zur Kenntnis. 



Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich

Stadt Grevesmühlen

Informationsvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2012-199
öffentlich

07.06.2012
Höft, Inka

Antrag der CDU-Fraktion zur Änderung des Entwurfes der neuen 
Hauptsatzung
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

18.06.2012 Stadtvertretung Grevesmühlen
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Sachverhalt: 

Die CDU-Fraktion beantragt eine Änderung des §5 Abs. 6 S.3 des Entwurfes der neuen 
Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen.

Die neue Formulierung soll folgendermaßen lauten:
Angestellte ab der Entgeltgruppe 9 TVöD werden durch den Hauptausschuss eingestellt, 
höhergruppiert und gekündigt.

Die CDU-Fraktion begründet ihren Antrag wie folgt:

In der Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen vom 26.10.2009 wurde der § 5 Abs. 4 S. 3 im 
Vergleich zur Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen vom 02.09.2004 § 5 Abs. 5 S. 3 nicht 
korrekt vom BAT in den TVöD übergeleitet.
In der Hauptsatzung vom 02.09.2004 hatte der Hauptausschuss für Angestellte ab der 
Vergütungsgruppe Vb BAT bei der Einstellung, Höhergruppierung und Kündigung die 
Zuständigkeit. In der aktuellen Hauptsatzung vom 26.10.2009 liegt die Zuständigkeit beim 
Hauptausschuss bei Angestellten erst ab einer Entgeltgruppe 11 TVöD. Die korrekte 
Überleitung der ehemaligen Vergütungsgruppe Vb BAT wäre die Entgeltgruppe 9 TVöD und 
nicht die Entgeltgruppe 11 TVöD (siehe hierzu auch die Überleitungstabellen BAT nach 
TVöD herausgegeben von Bundesministerium des Innern).
Mit der Abänderung des § 5 Abs. 6 S. 3 im Entwurf der neuen Hauptsatzung der Stadt 
Grevesmühlen, geben wir den Hauptausschuss zukünftig die Chance, sich aktiv bei der 
Mitwirkung von Personalentscheidungen zu beteiligen. 

Information zum Einfluss dieser Entscheidung auf Leitbilder 
Leitbild 1 Leitbild 2 Leitbild 3 Leitbild 4 Leitbild 5 Leitbild 6 Leitbild 7 Leitbild 8

Anlage/n:

Antrag der CDU-Fraktion
Anlage 1
Anlage 2



Die CDU-Fraktion der Stadtvertretung Grevesmühlen beantragt die Änderung 
des § 5 Abs. 6 S. 3 des Entwurfes der neuen Hauptsatzung der Stadt 
Grevesmühlen wie folgt:

Angestellte ab der Entgeltgruppe 9 TVöD werden durch den Hauptausschuss 
eingestellt, höhergruppiert und gekündigt.

Begründung:

In der Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen vom 26.10.2009 wurde der § 5 Abs. 4 
S. 3 im Vergleich zur Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen vom 02.09.2004 § 5 
Abs. 5 S. 3 nicht korrekt vom BAT in den TVöD übergeleitet.

In der Hauptsatzung vom 02.09.2004 hatte der Hauptausschuss für Angestellte ab 
der Vergütungsgruppe Vb BAT bei der Einstellung, Höhergruppierung und 
Kündigung die Zuständigkeit. In der aktuellen Hauptsatzung vom 26.10.2009 liegt die 
Zuständigkeit beim Hauptausschuss bei Angestellten erst ab einer Entgeltgruppe 11 
TVöD. Die korrekte Überleitung der ehemaligen Vergütungsgruppe Vb BAT wäre die 
Entgeltgruppe 9 TVöD und nicht die Entgeltgruppe 11 TVöD (siehe hierzu auch die 
Überleitungstabellen BAT nach TVöD herausgegeben von Bundesministerium des 
Innern).

Mit der Abänderung des § 5 Abs. 6 S. 3 im Entwurf der neuen Hauptsatzung der 
Stadt Grevesmühlen, geben wir den Hauptausschuss zukünftig die Chance, sich 
aktiv bei der Mitwirkung von Personalentscheidungen zu beteiligen. 

Dr.Roland Anderko

Faktionsvorsitzender
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Überführungstabelle BAT nach TVÖD

Erklärung dsr Abkürzungen :
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j
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" -if*ii,rr;h";ib- *--- 
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Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich

Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2012-186
öffentlich

03.05.2012
Scheiderer, Pirko

Beschluss über die Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

14.05.2012 Finanzausschuss
15.05.2012 Kultur- und Sozialausschuss
21.05.2012 Umweltausschuss
22.05.2012 Hauptausschuss
07.06.2012 Bauausschuss
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Beschlussvorschlag:
Die Stadtvertretung beschließt die Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen zu erlassen.
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Sachverhalt: 
Am 5. September 2011 trat die neue Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (KV M-V) in Kraft. Die dort enthaltenen Änderungen machen es erforderlich, 
die Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen inhaltlich anzupassen. Darüber hinaus ist die 
Hauptsatzung auch der in der neuen KV M-V benutzten sprachlichen Gleichstellung von 
Männern und Frauen anzupassen, welche sich aus dem entsprechenden Leitfaden des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern ergibt. Hinsichtlich des Umfangs der sprachlichen und 
inhaltlichen Änderungen erscheint es sinnvoll, eine neue Hauptsatzung für die Stadt 
Grevesmühlen zu beschließen und nicht lediglich die bestehende zu ändern.

Eine entsprechende Synopse entnehmen sie bitte der Anlage. Inhaltliche Änderungen sind 
rot und kursiv dargestellt. Streichungen sind durchgestrichen und sprachliche Änderungen 
rot markiert. Alternativvorschläge sind blau gekennzeichnet.

Anlage/n:
- Synopse zur neuen Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen.



Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen
Vom ...

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.Juli 2011 
(GVOBl. M-V, S. 777), wird nach Beschluss der Stadtvertretung vom ... und nach 
Abschluss des Anzeigeverfahrens bei der Rechtsaufsichtsbehörde des Landkreises 
Nordwestmecklenburg nachfolgende Hauptsatzung erlassen:

§ 1
Name/Wappen/Dienstsiegel

(1) Die Stadt Grevesmühlen führt ein Wappen und ein Dienstsiegel.

(2) Die Stadt Grevesmühlen führt seit 1897 folgendes Wappen: "Im roten Schild ein 
goldenes Mühlrad, darauf ein hersehender schwarzer Stierkopf mit silbernen 
Hörnern, goldener Krone, aufgerissenem Maul, ausgeschlagener roter Zunge und 
abgerissenem Halsfell".

(3) Die Stadt führt ein großes und ein kleines Dienstsiegel. Das große Dienstsiegel 
im Durchmesser von 3,5 cm enthält das Stadtwappen mit der Umschrift STADT 
GREVESMÜHLEN l LANDKREIS NORDWESTMECKLENBURG. Das kleine 
Dienstsiegel ist im Durchmesser von 2,0 cm enthält das Stadtwappen mit der 
Umschrift STADT GREVESMÜHLEN.

(4) Die Verwendung des Wappens durch Dritte bedarf der Genehmigung des 
Bürgermeisters. Er kann die Verwendung für bestimmte Zwecke allgemein 
genehmigen und Grundsätze für die Genehmigung bestimmen.

§ 2
Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner

(1) Der Bürgermeister unterrichtet die Einwohnerinnen und Einwohner über allgemein 
bedeutsame Angelegenheiten der Stadt. Dies erfolgt in den Sitzungen der 
Stadtvertretung, über die Homepage der Stadt oder im Rahmen einer durch den 
Bürgermeister einzuberufenden Versammlung der Einwohnerinnen und Einwohner. 
kann aufgrund von wichtigen Vorhaben oder Vorkommnissen eine Versammlung der 
Einwohner der Stadt einberufen. Die Versammlung der Einwohnerinnen und 
Einwohner Einwohnerversammlung kann auch begrenzt auf Ortsteile durchgeführt 
werden.

(2) Anregungen und Vorschläge der Versammlung der Einwohnerinnen und 
Einwohner Einwohnerversammlungen in Selbstverwaltungsangelegenheiten, die in 
der Stadtvertretersitzung behandelt werden müssen, sollen dieser in einer 
angemessenen Frist zur Beratung vorgelegt werden.

(3) Die Einwohnerinnen und Einwohner erhalten die Möglichkeit, in einer 
Fragestunde vor Beginn des öffentlichen Teils der Stadtvertretersitzung Fragen an 
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alle Mitglieder der Stadtvertretung sowie den Bürgermeister zu stellen und 
Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten. Die Fragen, Vorschläge und 
Anregungen dürfen sich dabei nicht auf Beratungsgegenstände der nachfolgenden 
Sitzung der Stadtvertretung beziehen, es sei denn, die Stadtvertretung beschließt in 
wichtigen Fällen, diese zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt zuzulassen. Für 
die Fragestunde ist eine Zeit bis zu 30 Minuten vorzusehen.

(4) Der Bürgermeister ist verpflichtet, im öffentlichen Teil der Sitzung der 
Stadtvertretung über wichtige Stadtangelegenheiten zu berichten.

§ 3
Stadtvertretung

(1) Die in die Stadtvertretung gewählten Bürgerinnen und Bürger führen die 
Bezeichnung Stadtvertreterin oder Stadtvertreter. 

(2) Der Vorsitzende der Stadtvertretung führt die Bezeichnung Stadtpräsident.

(3) Die Stadtvertretung wählt aus ihrer Mitte einen ersten und einen zweiten 
Stellvertreter eine erste und eine zweite Stellvertretung des Stadtpräsidenten.

(4) Die Stellvertreterinnen oder Stellvertreter des Stadtpräsidenten werden durch 
Mehrheitswahl gewählt, wobei die Fraktionszugehörigkeit des Vorsitzenden 
angerechnet wird.

§ 4
Sitzungen der Stadtvertretung

(1) Die Stadtvertretungssitzungen sind öffentlich.

(2) Die Öffentlichkeit ist grundsätzlich in folgenden Fällen ausgeschlossen:
1. Einzelne Personalangelegenheiten außer Wahlen;
2. Steuer- und Abgabenangelegenheiten Einzelner;
3. Grundstücksgeschäfte;
4. Vergabe von Aufträgen; 
5. Rechnungsprüfungsangelegenheiten, außer dem Abschlussbericht.

Die Stadtvertretung kann im Einzelfall, sofern rechtliche Gründe nicht 
entgegenstehen, Angelegenheiten der Ziffern 1-5 in öffentlicher Sitzung behandeln.

(3) Anfragen von Stadtvertretern Mitgliedern der Stadtvertretung sollen spätestens 
drei Arbeitstage vor der Sitzung beim Bürgermeister eingereicht werden. Mündliche 
Anfragen während der Stadtvertretersitzung sollen, sofern sie nicht in der Sitzung 
selbst beantwortet werden, spätestens zur nächsten Sitzung beantwortet werden.

§ 5
Aufgabenverteilung / Hauptausschuss
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(1) Dem Hauptausschuss gehören neben dem Bürgermeister acht Stadtvertreter 
Mitglieder der Stadtvertretung an.
Die Stadtvertretung wählt neben diesen acht weitere acht Stadtvertreter Mitglieder 
der Stadtvertretung als stellvertretende Hauptausschussmitglieder.

(2) Außer den ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben obliegen dem Hauptausschuss 
alle Entscheidungen, die nicht nach § 22 Abs. 3 KV M-V als wichtige 
Angelegenheiten der Stadtvertretung vorbehalten sind, bzw. durch die folgenden 
Vorschriften dem Bürgermeister übertragen werden. Davon unberührt bleiben die 
dem Bürgermeister gesetzlich übertragenen Aufgaben, insbesondere die Geschäfte 
der laufenden Verwaltung.

(3) Der Hauptausschuss trifft Entscheidungen nach § 22 Absatz 4 KV M-V
1. bei Verträgen der Stadt mit Mitgliedern der Stadtvertretung und der 

Ausschüsse sowie mit dem Bürgermeister und leitenden Mitarbeitern der 
Stadt, die auf einmalige Leistungen gerichtet sind, innerhalb einer  Wertgrenze 
von 5.000 € bis 25.000 € sowie bei wiederkehrenden Leistungen innerhalb 
einer Wertgrenze von 2.500 € bis 5.000 € der Leistungsrate;

2. bei über- und außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen innerhalb 
einer Wertgrenze von 5.000 € bis 50.000 € je Fall;

3. bei Veräußerung oder Belastung von Grundstücken innerhalb einer 
Wertgrenze von 5.000 € bis 50.000 €; für den Verkauf von Gebäuden, für die 
Genehmigung von Baulasten, für Erbbaurechtsverträge, bei der Hingabe von 
Darlehen, die innerhalb eines Haushaltsjahres zurückgezahlt werden, bis zu 
100.000 € sowie bei Aufnahme von Krediten im Rahmen des Haushaltsplanes 
innerhalb einer Wertgrenze von 500.000 € bis 1.000.000 €.

4. über Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen, die Bestellung 
sonstiger Sicherheiten für Dritte sowie wirtschaftlich gleich zu achtende 
Rechtsgeschäfte bis zu einer Wertgrenze von 50.000 € bis 250.000 €.

5. über städtebauliche Verträge von 20.000 € bis 50.000 €.

(3) Dem Hauptausschuss wird nach § 22 Absatz 4 KV M-V die Befugnis übertragen, 
bis zu folgenden Wertgrenzen Vermögensgegenstände zu erwerben und über 
Stadtvermögen zu verfügen:

(Anmerkung: Bei Änderung der Hauptsatzung können auch die Wertgrenzen für den 
Hauptausschuss und den Bürgermeister verändert werden)

1. Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten von 5.000 € bis 
50.000 € im Einzelfall.

2. Entgeltliche Veräußerung oder Belastung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten von 5.000 € bis 50.000 €.

3. Unentgeltliche Grundstücksgeschäfte (Tauschgeschäfte, Schenkungen u. a.) 
mit einem Bilanzwert zwischen 5.000 € und 50.000 €.
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4. Abschluss von Miet-, Pacht- und Leasingverträgen ab 20.000 € bis 50.000 € je 
Vertrag.

5. Erwerb von beweglichen Sachen über 10.000 € bis 50.000 €, von 
Forderungen und anderen Rechten über 5.000 € bis 50.000 €.

6. Entgeltliche Veräußerung von beweglichen Sachen, Forderungen und 
anderen Rechten über 5.000 € bis 50.000 €.

7. Unentgeltliche Veräußerung beweglicher Sachen und Forderungen 
(Tauschgeschäfte, Schenkungen u. a.) mit einem Bilanzwert zwischen 5.000 € 
und 50.000 €.

8. Hingabe von Darlehen, die innerhalb eines Haushaltsjahres zurückgezahlt 
werden, bis zu 100.000 €.

9. Aufnahme von Krediten im Rahmen des Haushaltsplanes über 500.00 € bis 
1.000.000 €.

10.Verpflichtungserklärungen zu Geschäften wie Bürgschaften, Gewährverträge, 
Sicherheiten für Dritte oder wirtschaftlich gleich zu achtende Rechtsgeschäfte, 
über 50.000 € bis 250.000 €..

11.Zustimmung zu außerplanmäßigen oder überplanmäßigen Aufwendungen von 
5.000 € bis 50.000 € je Fall.

Die Überschreitung dieser Wertgrenze gilt daneben hinsichtlich der 
Nachtragshaushaltssatzung als erheblich im Sinne des § 48 Abs. 2 Ziffer 3 KV 
M-V. Diese Regelung gilt nicht für zahlungsunwirksame neue oder zusätzliche 
Aufwendungen (wie insbesondere Abschreibungen).
Als erheblich im Sinne des § 48 Abs. 2 Ziffer 1 KV M-V gilt die Entstehung 
eines Fehlbetrags im Ergebnishaushalt über einem Betrag von 1% der 
Gesamtaufwendungen oder die Erhöhung eines bereits ausgewiesenen 
Fehlbetrags um mehr als 10% oder 500.000 €.
Als erheblich sowie wesentlich im Sinne von § 48 Abs.2 Ziffer 2 KV M-V gilt 
die Entstehung einer Deckungslücke um mehr als 10%.

(4) Bei Dauerschuldverhältnissen und wiederkehrenden Leistungen bestimmen sich 
die Wertgrenzen nach dem Jahresbetrag der Leistungen.

(5) Der Hauptausschuss trifft weiter Entscheidungen über

a) Auftragsvergaben nach der VOL im geschätzten Wert von mehr als 50.000 € und 
nach der VOB im geschätzten Wert von mehr als 250.000 €, soweit der Auftrag auf 
eine einmalige Leistung gerichtet ist,

b) soweit der Auftrag auf eine wiederkehrende Leistung gerichtet ist, nach der VOL 
ab einem bestimmten Jahresbetrag der wiederkehrenden Leistungen von 50.000 € 
und nach der VOB ab einem geschätzten Jahresbetrag der wiederkehrenden 
Leistungen von 250.000 €.
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(6) Der Hauptausschuss entscheidet im Einvernehmen mit dem Bürgermeister in 
Personalangelegenheiten. Er ernennt, befördert und entlässt Beamte des gehobenen 
und höheren Dienstes der Laufbahngruppe 2. Angestellte ab der Entgeltgruppe 11 
TVöD werden durch den Hauptausschuss eingestellt, höhergruppiert und gekündigt.

(7) Der Hauptausschuss entscheidet im Einvernehmen mit dem Bürgermeister bei 
Baumaßnahmen der Stadt über eine Kostenspaltung und Abschnittsbildung. 

(8) Entscheidungen über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen 
und ähnlichen Zuwendungen im Sinne von § 44 Abs. 4 KV M-V vom 100 bis 1.000 € 
trifft der Hauptausschuss.

(9) Die Stadtvertretung ist laufend über die Entscheidungen im  Sinne der Absätze
2 bis 8 zu unterrichten.

(10) Die Sitzungen des Hauptausschusses sind öffentlich. § 4 Abs. 2 gilt 
entsprechend.

(11) Vor den Sitzungen des Hauptausschusses haben die Bürger die Möglichkeit, 
Beschwerden und Vorschläge vorzubringen, soweit sie sich nicht auf 
Beratungsgegenstände der nachfolgenden Sitzung beziehen, § 2 Absatz 3 Satz 2 
und 3 gelten entsprechend.

§ 6
Wesentlichkeitsgrenzen zur Haushaltswirtschaft

(1) Nach § 48 Absatz 2 KV M-V ist eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlassen, 
wenn:

1. nach § 48 Absatz 2 Ziffer 1 im Ergebnishaushalt ein Fehlbetrag von mehr als  
500.000 € entstehen oder sich ein bereits ausgewiesener Fehlbetrag um mehr 
als 500.000 Euro erhöhen wird,

2. sich nach § 48 Absatz 2 Ziffer. 2 zeigt, dass im Finanzhaushalt eine 
Deckungslücke von mehr als 500.000 € entsteht oder sich eine vorhandene 
Deckungslücke um mehr als 500.000 € erhöhen wird,

3. nach § 48 Absatz 3 Zifer 3 im Ergebnishaushalt über- und außerplanmäßige 
Aufwendungen bzw. im Finanzhaushalt über- und außerplanmäßige 
Auszahlungen von insgesamt mindestens 10 % der 
Gesamtaufwendungen/Gesamtauszahlungen getätigt werden sollen oder 
müssen.

4. Die Regelungen nach Ziffer 1 - 3 gelten nicht für zahlungsunwirksame 
Aufwendungen (wie z. B. Abschreibungen).

5. Nach § 48 Absatz 3 Ziffer 1 gilt eine Geringfügigkeitsgrenze für unabweisbare 
Auszahlungen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen sowie 
unabweisbare Aufwendungen und Auszahlungen für Instandsetzungen an 
Bauten und Anlagen von 500.000 €.
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(2) Nach § 4 Absatz 15 GemHVO - Doppik ist in den Teilhaushalten folgendes zu 
erläutern:

1. nach § 4 Absatz 15 Ziffer 1 Ansätze für Aufwendungen/Auszahlungen zur 
Erfüllung von Verträgen, die die Stadt über ein Haushaltsjahr hinaus zu 
Zahlungen von mehr als 50.000 € pro Jahr verpflichten,

2. nach § 4 Absatz 15 Ziffer 2 Abschreibungen, die von den planmäßigen 
Abschreibungen um mehr 10.000 € pro Sachkonto abweichen, 

3. nach § 4 Absatz 15 Ziffer 4 Ansätze von ordentlichen Erträgen und 
Aufwendungen sowie ordentlichen Ein- und Auszahlungen, soweit sie von 
den Ansätzen des Haushaltsvorjahres um mehr als 10.000 € abweichen.

(3) Nach § 9 Absatz 1 GemHVO - Doppik ist 

1. nach § 9 Absatz 1 Ziffer 1 für Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen ab 50.000 € durch einen 
Wirtschaftlichkeitsvergleich, zumindest durch einen Vergleich der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten die für die 
Stadt wirtschaftlichste Lösung zu ermitteln,

2. nach § 9 Absatz 1 Ziffer 3 für Investitionen und 
Investitionsfördermaßnahmen bis 50.000 € abweichend von Ziffer 1 eine 
Kostenschätzung vorzulegen.

(4) Nach § 20 Absatz 2 Ziffer 2 GemHVO - Doppik ist die Stadtvertretung 
unverzüglich zu unterrichten, wenn 

a) sich in einem Teilhaushalt das Jahresergebnis des Teilergebnishaushaltes 
nach Verrechnung der internen Leistungsbeziehungen oder der Saldo der 
ordentlichen und außerordentlichen Ein- und Auszahlungen des 
Teilfinanzhaushaltes nach Verrechnung der internen Leistungsbeziehungen 
um mehr als 250.000 €  verschlechtert

oder

b) sich die Gesamtauszahlungen einer Investition oder 
Investitionsfördermaßnahme um mindestens 50.000 € erhöhen.

§ 7
Ausschüsse

(1) Die Ausschüsse der Stadtvertretung setzen sich, soweit nichts anderes bestimmt 
ist aus höchstens neun Mitgliedern, davon mindestens fünf Mitgliedern der 
Stadtvertretung zusammen.
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(2) Folgende Ausschüsse werden gemäß § 36 KV M-V gebildet:

Name Aufgabengebiet

Finanzausschuss Finanz- und Haushalts- und Rechnungswesen, 
Steuern, Gebühren, Beiträge und sonstige 
Abgaben, Gemeindevermögen

Bauausschuss Flächennutzungsplanung, Bauleitplanung, 
Wirtschafts- und Tourismusförderung, 
Modernisierung und Neubau des kommunalen 
Gebäudebestandes und deren Bewirtschaftung, 
Bewirtschaftung kommunaler Flächen, Hoch-, Tief- 
und Straßenbauangelegenheiten, Denkmalpflege, 
Probleme der Kleingartenanlagen, 
Fremdenverkehr

Kultur- und Sozialausschuss Betreuung der Schul- und Kultureinrichtungen, 
Kulturförderung und Sportentwicklung, 
Sozialwesen, Altenbetreuung, Förderung der 
Kultur sowie der Behinderten und der Seniorinnen 
und Senioren.

Umweltausschuss Umwelt- und Naturschutz, Landschaftspflege, 
Abfallkonzepte, Ordnung und Sicherheit, 
Energiekonzepte

(3) Die Sitzungen der Ausschüsse nach Abs. 2 sind öffentlich, § 4 Abs. 2 gilt 
entsprechend.

(4) Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 5 KV M-V wird ein Rechnungsprüfungsausschuss 
gebildet. Dieser setzt sich zusammen aus höchstens drei Mitgliedern der 
Stadtvertretung und zwei sachkundigen Einwohnerinnen oder Einwohnern. Er tagt 
nicht öffentlich.

§ 8
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister wird für acht Jahre gewählt.

(2) Er trifft Entscheidungen unterhalb der Wertgrenzen nach § 5 Abs. 3 dieser 
Hauptsatzung. Der Bürgermeister entscheidet über die Vergabe von Aufträgen nach 
der VOL bis zum Wert von 50.000 € und nach der VOB bis zum Wert von 250.000 €. 
Darüber hinaus entscheidet der Hauptausschuss.

(3) Erklärungen der Stadt i.S.d. im Sinne des § 38 Abs. 6 KV M-V bis zu einer 
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Wertgrenze von  5.000 € bzw. von 1.500 € pro Monat bei wiederkehrenden 
Verpflichtungen können vom Bürgermeister allein oder durch eine einen von ihm 
beauftragten Bediensteten bedienste Person in einfacher Schriftform ausgefertigt 
werden. Bei Erklärungen gegenüber einem Gericht liegt diese Wertgrenze bei 10.000 
€. 

(Anmerkung: Diese Angelegenheiten können gem. § 22 Abs. 4 Satt 1 Ziffer 1 darüber 
hinaus bis zu bestimmten Wertgrenzen dem Hauptausschuss zugewiesen werden.)

(4) Der Bürgermeister entscheidet über das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 
Absatz 1 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben) sowie über das Einvernehmen nach § 
14 Absatz 2 BauGB (Ausnahme von der Veränderungssperre).
Zu diesen Entscheidungen soll der Bürgermeister die Stellungnahme des 
Bauausschusses einholen.

 (4) Der Bürgermeister ernennt, befördert und entlässt Beamtinnen und Beamte der 
Laufbahngruppe 1. Angestellte bis zur Entgeltgruppe 10 TVöD werden durch ihn 
eingestellt, höhergruppiert und entlassen.

(5) Der Bürgermeister entscheidet über

 das Einvernehmen nach § 14 Absatz 2 BauGB (Ausnahme von der 
Veränderungssperre),

 das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Absatz 1 BauGB 
(Zulässigkeit von Vorhaben).

Zu diesen Entscheidungen soll der Bürgermeister die Stellungnahme des 
Bauausschusses einholen.

Der  Bürgermeister entscheidet ferner über

 die Genehmigungen nach § 144 Absatz 1 und 2 Bau GB 
(sanierungsrechtliche Genehmigungen)

 die Genehmigung nach § 173 Absatz 1 BauGB (gemäß 
Erhaltungssatzung)

 die Anordnung von Maßnahmen nach § 176 Absatz 1, § 177 Absatz 1, § 
178 und § 179 Absatz 1 BauGB (Bau-, Modernisierungs- und 
Rückbaugebote)

 Negativatteste nach § 24 BauGB (Vorkaufsrechte),

wenn nicht die Entscheidung aufgrund übergeordneter gesetzlicher Bestimmungen 
der Stadtvertretung obliegt.

(6) Der Bürgermeister entscheidet über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, 
Schenkungen oder ähnlichen Zuwendungen bis zu einem Wert von 100 €.

(7) Der Bürgermeister erhält eine Aufwandsentschädigung in Höhe des Höchstsatzes 
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der Kommunalbesoldungsverordnung.

§ 9
Stellvertretung des Bürgermeisters

(1) Die Stellvertreterinnen oder Stellvertreter des Bürgermeisters führen die 
Bezeichnung Stadträtin oder Stadtrat.

(2) Die Stellvertreterinnen oder Stellvertreter erhalten eine Aufwandsentschädigung 
in Höhe von 220 € des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (EntschVO M-V) monatlich. 

§ 10
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist hauptamtlich tätig. Sie wird durch die 
Stadtvertretung bestellt. Die Gleichstellungsbeauftragte unterliegt mit Ausnahme der 
Regelung in § 41 Abs. 5 KV M-V der Dienstaufsicht des Bürgermeisters.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Aufgabe, zur Verwirklichung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern in der Stadt beizutragen.
Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere:

1. Die Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für die
Gleichstellung von Männern und Frauen;

2. Initiativen zur Verbesserung der Situation der Frauen in der Stadt;
3. Die Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, 

Betrieben und Behörden, um frauenspezifische Belange wahrzunehmen;
4. Ein jährlicher Bericht über ihre Tätigkeit sowie über Gesetze, Verordnungen und 

Erlasse des Bundes und des Landes zu frauenspezifischen
Belangen.

(3) Der Bürgermeister hat die Gleichstellungsbeauftragte im Rahmen ihres 
Aufgabenbereiches an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass deren 
Initiativen, Vorschläge, Bedenken und sonstigen Stellungnahmen berücksichtigt 
werden können. Dazu sind ihr die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen 
Unterlagen zur Kenntnis zu geben sowie Auskünfte zu erteilen.

§ 11
Entschädigung 

(1) Die Stadt gewährt eine Entschädigungen bzw. Sitzungsgeld für die ehrenamtliche 
Tätigkeit des Stadtpräsidenten und der Stellvertretung des Stadtpräsidenten für die 
Dauer der Vertretung in Höhe von 350 € des Höchstsatzes der 
Entschädigungsverordnung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (EntschVO M-V) 
monatlich. Vorsitzenden von Fraktionen der Stadtvertretung wird eine Entschädigung 
in Höhe von 180 € des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (EntschVO M-V) monatlich gewährt. Sachkundige 
Einwohnerinnen und Einwohner erhalten für die Teilnahme an Ausschusssitzungen 
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eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld) in Höhe von 30 € 
des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (EntschVO M-V).

(2) Die Mitglieder der Stadtvertretung erhalten für die Teilnahme an Sitzungen
- der Stadtvertretung;
- der Ausschüsse, deren Mitglied sie sind;
- der Fraktionen, denen sie angehören

eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld) in Höhe von 30 € 
des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (EntschVO M-V).

(3) Leitet der Ausschussvorsitzende die Sitzung, so erhält er ein Sitzungsgeld in 
Höhe von 60 € des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (EntschVO M-V). Entsprechendes gilt, wenn eine 
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter die Ausschusssitzung leitet.

(4) Für mehrere Sitzungen an einem Tag wird nur ein Sitzungsgeld bezahlt. Die 
Höchstzahl der Sitzungen der Fraktionen und Ausschüsse, für die ein Sitzungsgeld 
zu zahlen ist, wird jeweils auf jährlich zwölf beschränkt.

(5) Vergütungen, Sitzungsgelder und Aufwandsentschädigungen aus einer Tätigkeit 
als Vertreterin oder Vertreter der Stadt Grevesmühlen in Unternehmen oder 
Einrichtungen in einer Rechtsform des privaten Rechts sind an die Stadt abzuführen, 
soweit sie insgesamt den Betrag von 150 € je Sitzung der jeweiligen Organe, für 
Vorsitzende der Organe 300 € übersteigenden. 

§ 12
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt erfolgen durch Abdruck in der 
Tageszeitung “OSTSEE-ZEITUNG, Grevesmühlener Zeitung”, zu beziehen über die 
OZ-Lokalzeitung-Verlag GmbH, Pressehaus Grevesmühlen, August-Bebel-Straße 
11, 23936 Grevesmühlen.

(2) Nachrichtlich erfolgt eine Unterrichtung durch Aushang an der Bekannt-
machungstafel der Stadtverwaltung Grevesmühlen sowie über die Internetseite der 
Verwaltungsgemeinschaft Stadt Grevesmühlen/Amt Grevesmühlen-Land .

Alternativ für (1) und (2):
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt erfolgen durch Veröffentlichung im 
Internet auf der Homepage der Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Grevesmühlen 
und des Amtes Grevesmühlen-Land unter www.grevesmuehlen.de. Das Ortsrecht ist 
über den Button "Satzungen" zu erreichen. Satzungen können darüber hinaus gegen 
Gebühr in schriftlicher Form über die Stadt bezogen werden. Einladungen zu den 
Sitzungen der Stadtvertretung und ihrer Ausschüsse sowie Niederschriften ihrer 
öffentlichen Sitzungen sind über das Bürgerinformationssystem zu erreichen.

(2) Die Bekanntmachung und Verkündung ist mit Ablauf des Tages bewirkt, an dem 
die Bekanntmachung in der Form des Absatz 1 im Internet verfügbar ist. Dieser Tag 
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wird in der Bekanntmachung vermerkt. Nachrichtlich erfolgt eine Unterrichtung durch 
Abdruck in der Tageszeitung “OSTSEE-ZEITUNG, Grevesmühlener Zeitung”, zu 
beziehen über die OZ-Lokalzeitung-Verlag GmbH, Pressehaus Grevesmühlen, 
August-Bebel-Straße 11, 23936 Grevesmühlen.

(3) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist 
in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat, 
soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Beginn und Ende der Auslegung 
sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken.

(4) Weitere Informationen können erfolgen durch Aushang an der 
Bekanntmachungstafel bzw. durch Auslegung der Stadtverwaltung Grevesmühlen 
erfolgen. Die Bekanntmachungstafel befindet sich am Rathaus der Stadtverwaltung 
Grevesmühlen.

(5) Ist die öffentliche Bekanntmachung einer ortsrechtlichen Bestimmung in üblicher 
Form infolge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht 
möglich, so ist diese durch Aushang an den Bekanntmachungstafeln zu 
veröffentlichen. Die öffentliche Bekanntmachung ist nach Entfallen des 
Hinderungsgrundes unverzüglich nachzuholen.

(6) Einladungen zu den Sitzungen der Stadtvertretung und ihrer Ausschüsse werden 
durch Aushang an der Bekanntmachungstafel am Rathaus öffentlich 
bekanntgemacht.

§ 13
Ortsteile

Zum Gebiet der Stadt Grevesmühlen gehören neben Grevesmühlen folgende 
Ortsteile:

Wotenitz, Büttlingen, Questin, Poischow, Degtow, Neu Degtow, Drei Linden, 
Hamberge, Hoikendorf, Everstorf, Barendorf, Grenzhausen und Santow.

§ 13
Sprachform

Soweit in dieser Satzung Bezeichnungen, die für Frauen und Männer gelten, in der 
männlichen Sprachform verwendet werden, gelten diese Bezeichnungen für Frauen 
in der weiblichen Sprachform.

§ 14
In-Kraft-Treten

(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 2. September 2004 26.10.2009 mit allen 
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ihren Änderungen außer Kraft.

Grevesmühlen, den ...

Jürgen Ditz (Dienstsiegel)
Bürgermeister



Hauptsatzung der Stadt Grevesmühlen
vom 

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011
(GVOBl. M-V, S. 777), wird nach Beschluss der Stadtvertretung vom ... und nach
Abschluss des Anzeigeverfahrens bei der Rechtsaufsichtsbehörde des Landkreises
Nordwestmecklenburg nachfolgende Hauptsatzung erlassen:

§ 1
Wappen und Dienstsiegel
(1) Die Stadt Grevesmühlen führt ein Wappen: 
"Im roten Schild ein goldenes Mühlrad, darauf ein hersehender schwarzer Stierkopf 
mit silbernen Hörnern, goldener Krone, aufgerissenem Maul, ausgeschlagener roter 
Zunge und abgerissenem Halsfell".
(2) Die Stadt führt ihr Wappen auf einem großen Dienstsiegel im Durchmesser von 
3,5 cm mit der Umschrift „STADT GREVESMÜHLEN l LANDKREIS 
NORDWESTMECKLENBURG“ und auf einem kleinen Dienstsiegel im Durchmesser 
von 2,0 cm mit der Umschrift „STADT GREVESMÜHLEN“.
(3) Die Verwendung des Wappens durch Dritte bedarf der Genehmigung des
Bürgermeisters. 

§ 2
Ortsteile
Zum Gebiet der Stadt Grevesmühlen gehören die Ortsteile:
Wotenitz, Büttlingen, Questin, Poischow, Degtow, Neu Degtow, Drei Linden,
Hamberge, Hoikendorf, Everstorf, Barendorf, Grenzhausen und Santow.

§ 3
Rechte der Einwohnerinnen und Einwohner
(1) Anregungen und Vorschläge von Einwohnerinnen und
Einwohnern in Selbstverwaltungsangelegenheiten sollen der Stadtvertretung in einer
angemessenen Frist zur Beratung vorgelegt werden.
(2) Die Einwohnerinnen und Einwohner können zu Beginn des öffentlichen Teils der 
Stadtvertreter- und Ausschusssitzungen Fragen stellen oder Vorschläge und 
Anregungen unterbreiten.
(3) Der Bürgermeister unterrichtet Einwohnerinnen und Einwohner über allgemein
bedeutsame Angelegenheiten der Stadt durch
- seinen Bericht in der Stadtvertretung und dem Hauptausschuss
- die Homepage der Stadt www.Grevesmuehlen.de
- öffentliche Bekanntmachungen in der Lokalpresse
- Einwohnerversammlungen
.
§ 4
Stadtvertretung
(1) Die Mitglieder der Stadtvertretung führen die Bezeichnung Stadtvertreterin oder 
Stadtvertreter.
(2) Der Vorsitzende der Stadtvertretung führt die Bezeichnung Stadtpräsident.
(3) Die Stadtvertretung wählt aus ihrer Mitte eine erste und eine zweite 
Stellvertretung des Stadtpräsidenten.

http://www.Grevesmuehlen.de


(4) Die Stellvertreterinnen oder Stellvertreter des Stadtpräsidenten werden nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt, die Fraktionszugehörigkeit des 
Stadtpräsidenten wird angerechnet.

§ 5
Sitzungen der Stadtvertretung
(1) Die Sitzungen sind öffentlich.
(2) Nichtöffentlich behandelt werden:
1. Einzelne Personalangelegenheiten außer Wahlen
2. Steuer- und Abgabenangelegenheiten 
3. Grundstücksangelegenheiten
4. Vergabe von Aufträgen
5. Rechnungsprüfungsangelegenheiten, außer dem Abschlussbericht.
 (3) Antworten auf Anfragen während der Stadtvertretersitzung sollen, sofern sie 
nicht sofort erfolgen, spätestens zur nächsten Sitzung vorliegen.

§ 6
Ausschüsse
(1) Die Stadtvertretung bildet Ausschüsse:
(a) Hauptausschuss
Koordination aller Ausschüsse, Zuständigkeiten gemäß § 7 dieser Satzung
(b) Finanzausschuss 
Finanz- und Haushalts- und Rechnungswesen,
Steuern, Gebühren, Beiträge und sonstige
Abgaben, Gemeindevermögen
(c) Bauausschuss 
Flächennutzungsplanung, Bauleitplanung,
Wirtschafts- und Tourismusförderung,
Modernisierung und Neubau des kommunalen
Gebäudebestandes und deren Bewirtschaftung,
Bewirtschaftung kommunaler Flächen, Hoch-, Tief- und
Straßenbauangelegenheiten, Denkmalpflege,
Kleingartenanlagenangelegenheiten,
Fremdenverkehrsfragen
(d) Kultur- und Sozialausschuss 
Betreuung der Schul- und Kultureinrichtungen,
Kulturförderung und Sportentwicklung,
Sozialwesen, Altenbetreuung, Förderung der
Kultur sowie der Behinderten und der Seniorinnen
und Senioren.
(e) Umweltausschuss 
Umwelt- und Naturschutz, Landschaftspflege,
Abfallkonzepte, Ordnung und Sicherheit,
Energiekonzepte
(f) Rechnungsprüfungsausschuss
(2) Die Ausschüsse bestehen aus neun Mitgliedern, der 
Rechnungsprüfungsausschuss aus fünf. 
(3) Die Ausschüsse tagen, bis auf den Rechnungsprüfungsausschuss, öffentlich, § 5 
Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 7
Hauptausschuss



 (1) Die Stadtvertretung wählt aus ihrer Mitte acht Mitglieder und deren 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter in den Hauptausschuss. Ihn leitet der 
Bürgermeister als Vorsitzender.
(2) Der Hauptausschuss ist zuständig:
1. bei Verträgen der Stadt mit Mitgliedern der Stadtvertretung und der
Ausschüsse sowie mit dem Bürgermeister und leitenden Mitarbeitern der
Stadt innerhalb einer Wertgrenze von 5.000 € bis 25.000 € sowie bei 
wiederkehrenden Leistungen innerhalb einer Wertgrenze von 2.500 € bis 5.000 €;
2. bei über- und außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen innerhalb
einer Wertgrenze von 5.000 € bis 50.000 € ;
3. bei Veräußerung oder Belastung von Grundstücken innerhalb einer
Wertgrenze von 5.000 € bis 50.000 €, für den Verkauf von Gebäuden, für die
Genehmigung von Baulasten, für Erbbaurechtsverträge, bei der Hingabe von
Darlehen, die innerhalb eines Haushaltsjahres zurückgezahlt werden, bis zu
100.000 € sowie bei Aufnahme von Krediten im Rahmen des Haushaltsplanes
innerhalb einer Wertgrenze von 500.000 € bis 1.000.000 €.
4. bei Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen, die Bestellung
sonstiger Sicherheiten für Dritte sowie wirtschaftlich gleich zu achtende
Rechtsgeschäfte bis zu einer Wertgrenze von 50.000 € bis 250.000 €.
5. bei städtebaulichen Verträgen innerhalb einer Wertgrenze zwischen 20.000 € bis 
50.000 €.
6. beim Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten von 5.000 € bis
50.000 €.
7. bei entgeltlicher Veräußerung oder Belastung von Grundstücken und
grundstücksgleichen Rechten von 5.000 € bis 50.000 €.
8.  bei unentgeltlichen Grundstücksgeschäften mit einem Bilanzwert zwischen 5.000 
€ und 50.000 €.
9. bei Abschluss von Miet-, Pacht- und Leasingverträgen ab 20.000 € bis 50.000 € 
10. beim Erwerb von beweglichen Sachen zwischen 10.000 € und 50.000 €, von
Forderungen und anderen Rechten von 5.000 € bis 50.000 €.
11. bei entgeltlicher Veräußerung von beweglichen Sachen, Forderungen und
anderen Rechten über 5.000 € bis 50.000 €.
12. bei unentgeltlicher Veräußerung beweglicher Sachen und Forderungen
(Tauschgeschäfte, Schenkungen u. a.) mit einem Bilanzwert zwischen 5.000 €
und 50.000 €.
13. bei Hingabe von Darlehen, die innerhalb eines Haushaltsjahres zurückgezahlt
werden, bis zu 100.000 €.
14. bei Aufnahme von Krediten im Rahmen des Haushaltsplanes zwischen 50.000 € 
und 1.000.000 €.
15. bei Verpflichtungserklärungen zu Geschäften wie Bürgschaften, Gewährverträge,
Sicherheiten für Dritte oder wirtschaftlich gleich zu achtende Rechtsgeschäfte,
zwischen 50.000 € bis 250.000 €.
16. bei Zustimmung zu außerplanmäßigen oder überplanmäßigen Aufwendungen von 
5.000 € bis 50.000 €
17. bei Auftragsvergaben nach der VOL bei mehr als 50.000 € und nach der VOB von 
mehr als 250.000 €, soweit der Auftrag auf eine einmalige Leistung gerichtet ist,
18. bei Auftragsvergaben nach der VOL bei wiederkehrenden Leistung ab einem 
Jahresbetrag von 50.000 € und nach der VOB ab einem Jahresbetrag von 250.000 €.
 19. im Einvernehmen mit dem Bürgermeister für Ernennung, Beförderung und 
Entlassung von Beamten des gehobenen und höheren Dienstes der 
Laufbahngruppe 2 sowie Einstellung, Höhergruppierung und Kündigung von 
Angestellten ab der Entgeltgruppe 11 TVöD. 



20. im Einvernehmen mit dem Bürgermeister bei Baumaßnahmen der Stadt über 
eine Kostenspaltung und Abschnittsbildung.
21. bei Entscheidungen über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, 
Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen im Sinne von § 44 Abs. 4 KV M-V von 
100 bis 1.000 €.
 .
§ 8
Wesentlichkeitsgrenzen zur Haushaltswirtschaft
(1) Nach § 48 (2) KV M-V ist eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlassen,
wenn:
1. nach § 48 (2) Ziffer 1KV M-V im Ergebnishaushalt ein Fehlbetrag von mehr als
500.000 € entsteht oder sich ein bereits ausgewiesener Fehlbetrag um mehr
als 500.000 Euro erhöhen wird,
2. sich nach § 48 (2) Ziffer 2 KV M-V zeigt, dass im Finanzhaushalt eine
Deckungslücke von mehr als 500.000 € entsteht oder sich eine vorhandene
Deckungslücke um mehr als 500.000 € erhöhen wird,
3. nach § 48 (3) Ziffer 3 KV M-V im Ergebnishaushalt über- und außerplanmäßige
Aufwendungen bzw. im Finanzhaushalt über- und außerplanmäßige
Auszahlungen von insgesamt mindestens 10 % der
Gesamtaufwendungen/Gesamtauszahlungen getätigt werden sollen oder
müssen.
4. Die Regelungen nach Ziffer 1 - 3 gelten nicht für zahlungsunwirksame
Aufwendungen.
5. Nach § 48 ( 3) Ziffer 1KV M-V gilt eine Geringfügigkeitsgrenze für unabweisbare
Auszahlungen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen sowie
unabweisbare Aufwendungen und Auszahlungen für Instandsetzungen an
Bauten und Anlagen von 500.000 €.
 (2) Nach § 4 Absatz 15 GemHVO - Doppik ist in den Teilhaushalten folgendes zu
erläutern:
1. nach § 4 Absatz 15 Ziffer 1 Ansätze für Aufwendungen/Auszahlungen zur
Erfüllung von Verträgen, die die Stadt über ein Haushaltsjahr hinaus zu
Zahlungen von mehr als 50.000 € pro Jahr verpflichten,
2. nach § 4 Absatz 15 Ziffer 2 Abschreibungen, die von den planmäßigen
Abschreibungen um mehr 10.000 € pro Sachkonto abweichen,
3. nach § 4 Absatz 15 Ziffer 4 Ansätze von ordentlichen Erträgen und
Aufwendungen sowie ordentlichen Ein- und Auszahlungen, soweit sie von
den Ansätzen des Haushaltsvorjahres um mehr als 10.000 € abweichen.
(3) Nach § 9 Absatz 1 GemHVO - Doppik ist
1. nach § 9 Absatz 1 Ziffer 1 für Investitionen und
Investitionsfördermaßnahmen ab 50.000 € durch einen
Wirtschaftlichkeitsvergleich, zumindest durch einen Vergleich der
Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten, die für die
Stadt wirtschaftlichste Lösung zu ermitteln,
2. nach § 9 Absatz 1 Ziffer 3 für Investitionen und
Investitionsfördermaßnahmen bis 50.000 € abweichend von Ziffer 1 eine
Kostenschätzung vorzulegen.
(4) Nach § 20 Absatz 2 Ziffer 2 GemHVO - Doppik ist die Stadtvertretung
unverzüglich zu unterrichten, wenn
a) sich in einem Teilhaushalt das Jahresergebnis des Teilergebnishaushaltes
nach Verrechnung der internen Leistungsbeziehungen oder der Saldo der
ordentlichen und außerordentlichen Ein- und Auszahlungen des
Teilfinanzhaushaltes nach Verrechnung der internen Leistungsbeziehungen



um mehr als 250.000 € verschlechtert
oder
b) sich die Gesamtauszahlungen einer Investition oder
Investitionsfördermaßnahme um mindestens 50.000 € erhöhen.

§ 9
Bürgermeister
(1) Der Bürgermeister wird für acht Jahre gewählt. Seine Aufwandsentschädigung 
bemisst sich nach dem Höchstbetragssatz der Kommunalbesoldungsverordnung.
(2) Er entscheidet
- unterhalb der Wertgrenzen nach § 7 Abs. 2 dieser Hauptsatzung  
- über die Vergabe von Aufträgen nach der VOL bis zum Wert von 50.000 € und nach 
der VOB bis zum Wert von 250.000
 - über die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 Absatz 1 BauGB 
(Zulässigkeit von Vorhaben) sowie über das Einvernehmen nach § 14 Absatz 2 BauGB 
(Ausnahme von der Veränderungssperre) nach Anhörung des Bauausschusses 
- über die Genehmigungen nach § 144 Absatz 1 und 2 Bau GB
(sanierungsrechtliche Genehmigungen)
- über die Genehmigung nach § 173 Absatz 1 BauGB (gemäß
Erhaltungssatzung)
- über die Anordnung von Maßnahmen nach § 176 Absatz 1, § 177 Absatz 1, §
178 und § 179 Absatz 1 BauGB (Bau-, Modernisierungs- und
Rückbaugebote)
- über Negativatteste nach § 24 BauGB (Vorkaufsrechte), wenn nicht die 
Entscheidung aufgrund gesetzlicher Bestimmungen anderen obliegt
- über Ernennung, Beförderung und Entlassung von Beamtinnen und Beamten der
Laufbahngruppe 1 und Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung von   
Angestellten bis zur Entgeltgruppe 10 TVöD 
- über die Annahme oder Vermittlung von Spenden, Schenkungen oder ähnlichen 
Zuwendungen bis zu einem Wert von 100 €
(3) Erklärungen der Stadt i.S.d. § 38 Abs. 6 KV M-V bis zu einer
Wertgrenze von 5.000 € bzw. von 1.500 € pro Monat bei wiederkehrenden
Verpflichtungen können vom Bürgermeister allein oder durch einen von ihm
Beauftragten in einfacher Schriftform ausgefertigt werden. Bei Erklärungen 
gegenüber einem Gericht liegt diese Wertgrenze bei 10.000 €.
(4) Der Bürgermeister unterrichtet die Stadtvertretung über die von ihm oder dem 
Hauptausschuss nach dieser Satzung getroffenen Entscheidungen.

§ 10
Stellvertretung des Bürgermeisters
(1) Die Stellvertreterinnen oder Stellvertreter des Bürgermeisters führen die
Bezeichnung Stadträtin oder Stadtrat.
(2) Ihre Aufwandsentschädigung bemisst sich nach dem Höchstbetragssatz der 
EntschVO M-V.

§ 11
Gleichstellungsbeauftragte
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist hauptamtlich tätig. Sie wird durch die
Stadtvertretung bestellt. 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Aufgabe, zur Verwirklichung der
Gleichberechtigung von Frauen und Männern beizutragen.
Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere:



1. die Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für die
Gleichstellung von Männern und Frauen
2. Initiativen zur Verbesserung der Situation der Frauen in der Stadt
3. die Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen,
Betrieben und Behörden, um frauenspezifische Belange wahrzunehmen
4. die Erarbeitung eines jährlichen Berichts über ihre Tätigkeit sowie über Gesetze, 
Verordnungen und Erlasse des Bundes und des Landes zu frauenspezifischen
Belangen
(3) Die Gleichstellungsbeauftragte ist im Rahmen ihres Aufgabenbereiches an allen 
Vorhaben mit allen Informationen so frühzeitig zu beteiligen, dass ihre Initiativen, 
Vorschläge, Bedenken und sonstigen Stellungnahmen berücksichtigt werden können.
 
§ 12
Entschädigung
(1) Der Stadtpräsident und seine Stellvertretung erhalten eine Entschädigung 
in Höhe des Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (EntschVO M-V).
(2) Die Fraktionsvorsitzenden erhalten eine Entschädigung in Höhe des 
Höchstsatzes der EntschVO M-V. 
(3) Die Mitglieder der Stadtvertretung und sachkundige EinwohnerInnen erhalten 
für die Teilnahme an Sitzungen der
-  Stadtvertretung
-  Ausschüsse, deren Mitglied sie sind
-  Fraktionen, denen sie angehören
ein Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der EntschVO M-V.
(4) Ausschussvorsitzende bzw. im Vertretungsfall die/der VertrterIn erhalten für die 
Sitzungsleitung Sitzungsgeld in Höhe des Höchstsatzes der EntschVO M-V. 
(5) Für mehrere Sitzungen an einem Tag wird nur ein Sitzungsgeld bezahlt. Die
Höchstzahl der Sitzungen der Fraktionen und Ausschüsse, für die ein Sitzungsgeld
zu zahlen ist, wird jeweils auf jährlich zwölf beschränkt.
(6) Vergütungen, Sitzungsgelder und Aufwandsentschädigungen aus einer Tätigkeit
als Vertreterin oder Vertreter der Stadt Grevesmühlen in Unternehmen oder
Einrichtungen in einer Rechtsform des privaten Rechts sind an die Stadt abzuführen,
soweit sie den Betrag von 150 € je Sitzung, für Vorsitzende 300 €, übersteigen.

§ 13
Öffentliche Bekanntmachungen
 (1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt erfolgen durch Veröffentlichung im
Internet auf der Homepage der Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Grevesmühlen
und des Amtes Grevesmühlen-Land unter www.grevesmuehlen.de. 
(2) Die Bekanntmachung und Verkündung ist mit Ablauf des Tages bewirkt, an dem
die Bekanntmachung in der Form des Absatz 1 im Internet verfügbar ist. Dieser Tag
wird in der Bekanntmachung vermerkt. 
(3) Parallel erfolgt eine Unterrichtung durch Abdruck in der Tageszeitung “OSTSEE-
ZEITUNG, Grevesmühlener Zeitung” und an der Bekanntmachungstafel am Rathaus. 
(4) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist
in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat,
soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Beginn und Ende der Auslegung
sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu vermerken.
(5) Ist die öffentliche Bekanntmachung nach Abs. 1 infolge höherer Gewalt oder 
sonstiger unabwendbarer Ereignisse nicht möglich, so ist an den 
Bekanntmachungstafeln zu veröffentlichen. Die übliche Form der öffentlichen 



Bekanntmachung ist nach Entfallen des Hinderungsgrundes unverzüglich 
nachzuholen.

§ 14
In-Kraft-Treten
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 2. September 2004 außer Kraft.

Grevesmühlen, den ...
Jürgen Ditz (Dienstsiegel)
Bürgermeister



Die neue Kommunalverfassung
für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (KV M-V)

Quellen: - KV M-V
- Handout zum Seminar zur neuen KV M-V,
  Referent und Autor: Dirk Matzik
  Herausgeber: Zweckverband Kommunales
  Studieninstitut Mecklenburg-Vorpommern
- Hinweise zur KV M-V – Bekanntmachung
  des Innenministeriums



Die wichtigsten
Änderungen für die
amtsfreien Gemeinden

Zusammengestellt für die gemeinsame Sitzung der
Ausschüsse der Stadt Grevesmühlen am
31. Mai 2012

Von:
Pirko Scheiderer



Satzungsrecht / Hauptsatzung
§ 5

¢ Sprachliche Klarstellung
a) zu den Anzeigeformalitäten
b) zu den Änderungen der Hauptsatzung

Wichtig hier: Jede Änderung der
Hauptsatzung bedarf eines Beschlusses
der Mehrheit ALLER Stadtvertreter

¢ Neu: Absatz 2, Satz 8
Innerorganisatorische Regelungen
erhalten bereits mit dem Beschluss zur
Änderung der Hauptsatzung Geltung.



Stärkung der Mitwirkungsrechte
der Einwohner in

¢ § 16 Abs. 2
- Neu enthalten ist die allgemeine Informationspflicht für

bedeutsame Investitionen und
Investitionsfördermaßnahmen

¢ § 17
-   Aus der „KANN-regelung“ hinsichtlich der

Einwohnerfragestunde ist eine „SOLL-regelung“
geworden

- Erweiterung des Fragerechts durch Verweis auf § 14

¢ § 20 Abs. 7
-   Neu enthalten ist ein Verweis auf § 32 Abs. 1, Satz 1, der

eine geheime Abstimmung zur Entscheidung über einen
Abberufungs - Bürgerentscheid ermöglicht



Fraktionsmindeststärke
§ 23 Abs. 5

Neu: Anzahl der Mitglieder bemisst sich
nach der Anzahl der zu wählenden
Gemeindevertreter am Tag der
Wahl.

Änderungen im Verlauf der Wahlperiode
hinsichtlich der tatsächlich besetzten
Mandate lässt die Fraktionsstärke – anders
als bisher – unberührt.



Unvereinbarkeit von Amt und
Mandat; § 25

¢ Klare Regelung jetzt auch für
Verwaltungsgemeinschaften – gilt über
§ 36 Abs. 5, Satz 4 auch für die
sachkundigen Einwohner in den
Ausschüssen

¢ Neu: Unvereinbarkeit für die
Stellvertreter des Landrats

¢ Nicht betroffen: „Arbeiter“



Entschädigungen
§ 27

¢ Pauschale Entschädigungen für
ehrenamtliche Tätigkeit möglich

¢ Vorherige Nachvollziehbarkeitsprüfung
anhand tatsächlicher Anhaltspunkte
oder Erhebungen muss nicht mehr
erfolgen

¢ Verzicht möglich



Konstituierung der
Gemeindevertretung
§ 28

Neu: Erfolgreiche Konstituierung bei Wahl
entweder 1) des Bürgermeisters
oder     2) des 1. Stellvertreters
oder 3) des 2. Stellvertreters
oder 4) kumulativ 1) bis 3)

Folge: Der „alte“ Bürgermeister ist nicht mehr
über Jahre kommissarisch im Amt, wenn die
Ernennung des Nachfolgers sich verzögert.



Sitzungen der Gemeindevertretung
§ 29
¢ Abs. 1, Satz 1 : Einladungen per Mail möglich –

Regelung in der Geschäftsordnung nötig
¢ Abs. 1, Satz 3 : Recht auf Begründung des

Antrags – „Warum ist das Thema
beratungsbedürftig“?

¢ Abs. 5: Sperrminorität für
Medienaufzeichnungen

- Verhinderung von Aufzeichnungen nur noch mit
einem  Viertel aller Gemeindevertreter

- Abfrage in geheimer Abstimmung möglich
¢ Abs. 8: Zugang zu den Niederschriften der

öffentlichen Sitzungen für Jedermann



Haushaltssicherungskonzept
§ 31

Neu Abs. 2, Satz 3:
Verbindlichkeit erhöht, da
Abweichungen nur über die
Fortschreibung mit den entsprechenden
Beschlüssen zum jeweiligen
finanziellen Ausgleich möglich sind



Verhältniswahlen
§ 32

¢ Einvernehmliche Gremienbesetzung
ausdrücklich gestattet – Einvernehmlichkeit
gegeben, wenn die Besetzung von allen
vorschlagsberechtigten Kräften der
Gemeindevertretung mitgetragen wird

¢ Zählgemeinschaften für Fraktionen zur
Erlangung einer besseren Ausgangsposition
ausgeschlossen

¢ Wechsel zu einer anderen Fraktion zieht den
Verlust des Ausschusssitzes nach sich



Akteneinsichtsrecht
§ 34

Neu Abs. 4:
¢ Erweiterung des Akteneinsichtsrechts

auf einzelne Gemeindevertreter und
Ausschussvorsitzende

¢ Entgegenstehende
Hauptsatzungsregelungen sind
anzupassen und bis dahin nicht mehr
anzuwenden



Finanzausschuss
§ 36

Neu:
¢ Bildung nicht mehr verpflichtend.

Aufgaben können jetzt auch in
amtsfreien Gemeinden durch den
Hauptausschuss wahrgenommen
werden.



Ausbau der Ortsteilsverfassung
§§ 42, 42a

¢ Direkte Wahl von Ortsvorstehern in der
Einwohnerversammlung als Alternative zur
Bildung von Ortsteilvertretungen

¢ Stellung wie ein Gemeindevertreter aber ohne
Stimmrecht

¢ Ernennung zum Ehrenbeamten
¢ Festlegung von Ortsteilbudgets möglich
¢ Regelung über Gebietsänderungsverträge bis

zum Ende der übernächsten Wahlperiode
oder unbefristet über die Hauptsatzung bis zu
deren Änderung



Spenden / Schenkungen
§ 44

¢ Einwerbungs- und annahmeberechtigte Personen nur
noch der Bürgermeister und dessen Stellvertreter

¢ Entscheidung über die Annahme trifft grundsätzlich die
Gemeindevertretung – bis 1000,- Euro Delegation auf
Hauptausschuss möglich, bis 100,- auf den
Bürgermeister

¢ Jahresbericht mit Höhe der Zuwendung und
Verwendungszweck ist der Öffentlichkeit bekannt zu
geben und der Rechtsaufsichtsbehörde zu übersenden –
die Entscheidung über die Annahme kann im nicht
öffentlichen Teil der Gemeindevertretersitzung getroffen
werden

¢ Regelung in der Hauptsatzung unbedingt nötig



Langfristige Verpflichtungen
§ 55a

¢ Geltung nur für finanzielle
Verpflichtungen, die ab dem 05.09.2011
neu eingegangen werden

¢ Anzeigepflicht bei der
Rechtsaufsichtsbehörde

¢ Vollzug der Entscheidung erst nach
Genehmigung durch die
Rechtsaufsichtsbehörde gestattet



Veräußerung von Vermögen
§ 56

¢ Veräußerungen unter Wert nur
nach Genehmigung durch die
Rechtsaufsichtsbehörde

¢ Betrifft jetzt auch Tausch- und
Erbbaurechtsverträge

¢ Vollwertigkeitserklärung ersetzt
nicht die Genehmigungspflicht nach
Abs. 6 Nr. 1



Wirtschaftliche Betätigung der
Gemeinden
§§ 68 ff

Unverändert:
¢ Angemessener Zweck
¢ Angemessenes Verhältnis zwischen

wirtschaftlicher Betätigung und
kommunalem Leistungsvermögen

¢ Subsidiaritätsprinzip: Kommune muss
mindestens genauso gut leisten, wie
ein privater Dritter



Neu:
¢ Außerkraftsetzung des Örtlichkeitsprinzips auf

dem Energiesektor
¢ Berücksichtigung der Interessen von Mittelstand

und Handwerk durch Beratung und Entscheidung
in der Gemeindevertretung

¢ Änderung des Vokabulars: Unterscheidung
zwischen Einrichtungen und Unternehmen, wobei
sich auch Einrichtungen wirtschaftlich betätigen

¢ Kommunalunternehmen in der Form der Anstalt
öffentlichen Rechts

¢ GmbH jetzt auch möglich ohne die Beteiligung
privater Dritter, aber nur bei wirtschaftlichem
Vorteil (nachweispflichtig)

¢ Keine Aktiengesellschaften mehr, wobei „alte“
Gesellschaften Bestandsschutz haben



Rechte der
Rechtsaufsichtsbehörde
§§ 80, 81

¢ 80 Abs. 2: Informationsrecht der
Rechtsaufsichtsbehörde ausgeweitet auf die
fachlich zuständigen obersten
Landesbehörden

¢ 81 Abs. 3: Rechtsbehelfe gegen die
Aussetzung von Beschlüssen der
Gemeindevertretung durch die
Rechtsaufsichtsbehörde haben keine
aufschiebende Wirkung

¢ 82 Abs. 2: Ersatzvornahmen der
Rechtsaufsichtsbehörde gelten als
gemeindliche Maßnahmen



Zusammensetzung des
Amtsausschusses
§ 132

¢ Änderung zum 01.01.2012
¢ Verkleinerung durch Erhöhung der Schwellenwerte



Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit

Grevesmühlen im Juni 2012



Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich

Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2012-188
öffentlich

04.05.2012
Frau Matschke

Erschließungsvereinbarung mit dem Zweckverband für den B-Plan 
Nr. 29 "Gewerbe- und Industriegebiet Nordwest"
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

14.05.2012 Finanzausschuss
22.05.2012 Hauptausschuss
18.06.2012 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:
1. Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen beschließt den Abschluss einer 
Erschließungsvereinbarung mit dem Zweckverband Grevesmühlen für das Gebiet des 
Bebauungsplanes Nr. 29 der Stadt Grevesmühlen für das "Industrie- und Gewerbegebiet 
Grevesmühlen Nordwest" entsprechend der beigefügten Anlage.

2.  Der Bürgermeister wird beauftragt die entsprechende Vereinbarung laut Anlage mit dem 
Zweckverband Grevesmühlen abzuschließen.
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Sachverhalt: 

Unter Bezug auf die Stellungnahme des Zweckverbandes Grevesmühlen im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung zum B-Plan Nr. 29 der Stadt Grevesmühlen für das "Industrie- und 
Gewerbegebiet Nordwest" ist der Abschluss einer Erschließungsvereinbarung für die noch 
herzustellenden Trink- und Abwasseranlagen im B-Plan-Gebiet erforderlich. Dabei sind die 
Flächen des Zweckverbandes hier ausgenommen, da bei diesen Fläche eine 
grundstücksbezogene Erschließung durch den Zweckverband selbst erfolgt. 
Des Weiteren sind einzelne Grundstücke, die aufgrund längerer Pachtverträge (Photovoltaik-
Freiflächenanlage) keine Anlagen zur Ver- u. Entsorgung benötigen, ebenfalls von der 
Erschließung ausgenommen. 

Finanzielle Auswirkungen:

Im Haushalt 2012 stehen ausreichend Mittel  in dem Produktsachkonto 11401.14211000 
unter der Projekt-Nr. 034 zur Verfügung. 

Anlage/n:

- Erschließungsvereinbarung zum B-Plan Nr. 29 der Stadt Grevesmühlen "Industrie- und
  Gewerbegebiet Nordwest"





























Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich

Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2012-189
öffentlich

07.05.2012
G. Matschke

Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt Grevesmühlen 
für einen Teilbereich der Klützer Straße südlich der Einkaufszentren 
und östlich der vorhandenen Bebauung
hier: Erneuter Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

21.05.2012 Umweltausschuss
22.05.2012 Hauptausschuss
07.06.2012 Bauausschuss
18.06.2012 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:

1. Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen beschließt die Behandlung 
eingegangener Stellungnahmen zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 30 für den 
Teilbereich an der Klützer Straße südlich der Einkaufszentren und östlich der 
vorhandenen Bebauung gemäß § 13a BauGB gemäß tabellarischer 
Zusammenstellung. Es ergeben sich:
- zu berücksichtigende, 
- teilweise zu berücksichtigende, 
- nicht zu berücksichtigende 
Stellungnahmen. Die Abwägung wird, wie tabellarisch dargestellt, beschlossen. 

2. Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen billigt die erneuten Entwürfe der 
Planzeichnung und der Begründung für das weitere Beteiligungsverfahren. Innerhalb 
des Verfahrens nach § 13a BauGB sind eine Eingriffs-/Ausgleichsregelung und eine 
Umweltprüfung nicht erforderlich. Eine Vorprüfung des Einzelfalls war nicht 
erforderlich.

3. Die erneuten Entwürfe der Planzeichnung und der Begründung werden gebilligt und 
für die Auslegung bestimmt. In der Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung 
nach    § 3 Abs. 2 BauGB ist darauf hinzuweisen, dass ein Umweltbericht und eine 
Eingriffs-/Ausgleichsregelung im Verfahren nach § 13a BauGB nicht erstellt werden. 

4. In der Bekanntmachung zur Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen, dass 
folgende Gutachten mit öffentlich zur Einsichtnahme ausliegen:
- Schalltechnische Untersuchung,
- Geruchsemissionsprognose,
- Artenschutzbericht.
Darüber hinaus ist in der Bekanntmachung darauf hinzuweisen, dass vorliegende 
umweltbezogene Stellungnahmen zu naturschutzfachlichen, wasserwirtschaftliche 
und immissionsschutzrechtlichen Belangen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich mit 
auszulegen sind. 

5. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ist nach § 4 
Abs. 2 BauGB durchzuführen.

6. Die Abstimmung mit Nachbargemeinden ist nach § 2 Abs. 2 BauGB durchzuführen.
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7. In der Bekanntmachung zur Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan nach § 4a Abs. 6 BauGB unberücksichtigt bleiben können, sofern die 
Stadt Grevesmühlen deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und 
deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.

8. Weiterhin ist mitzuteilen, dass bei Aufstellung eines Bebauungsplanes ein Antrag 
nach  § 47 der  Verwaltungsgerichtsordnung  unzulässig ist, wenn mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können.
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Sachverhalt: 

Die Stadt Grevesmühlen hat das Aufstellungsverfahren für den Bebauungsplan Nr. 30 mit 
der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB mit Stand Juli 2007 durchgeführt. Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB durchgeführt. Stellungnahmen werden in tabellarischer Form ausgewertet. Es 
ergeben sich:

- zu berücksichtigende, 
- teilweise zu berücksichtigende, 
- nicht zu berücksichtigende

Stellungnahmen. 

Die Ergebnisse werden unter Berücksichtigung auch der gutachterlichen Erkenntnisse in den 
erneuten Entwurf eingearbeitet. Da seit 2007 ein längerer Zeitraum verstrichen ist, ist eine 
erneute Beteiligung von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange und der 
Öffentlichkeit durchzuführen. 

Unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus dem Stellungnahmeverfahren ergeben sich 
Anforderungen an den Schallschutz. Die Anforderungen an den Schallschutz werden unter 
Berücksichtigung der neuen gutachterlichen Erkenntnisse eingearbeitet. Es erfolgt eine 
Gesamtbetrachtung im Rahmen einer Schalltechnischen Untersuchung für den 
Bebauungsplan Nr. 30 und den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 34 für das 
Gebiet „Mühlenblick“ in Grevesmühlen. Zum Schutz vor Lärm vom Landwirtschaftsbetrieb 
sind außerhalb des Plangebietes in einer Gesamtbetrachtung mit dem in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplan Nr. 34 der Stadt Grevesmühlen aktive Schallschutzmaßnahmen 
vorzusehen. Innerhalb des Plangebietes ist für zwei nordöstliche Grundstücke zusätzlich das 
Obergeschoss und für die Nachtzeit während der Erntezeit passiver Schallschutz 
berücksichtigt. 

Zum Schutz vor Lärm von der Stellplatzanlage des Getränkemarktes von Marktkauf ist eine 
Lärmschutzwand mit einer Länge von 15 m und einer Höhe von 3 m vorzusehen. Die 
Auswirkungen zur Herstellung der Lärmschutzwand gegenüber dem Stellplatzlärm wurden in 
Bezug auf Beeinträchtigungen für den Einzelbaum bewertet. Danach ist ein Ausnahmeantrag 
nicht vorgesehen. 

Hinsichtlich der Geruchsbeeinträchtigungen wurde eine Geruchsprognose erstellt. Danach 
sind keine Auswirkungen auf das Plangebiet zu berücksichtigen. 

Der Bebauungsplan dient der baulichen Wiedernutzbarmachung von brach gefallenen 
Flächen (ehemalige Gärtnerei) und der Nachverdichtung weniger genutzter Bereiche für 
zukünftige Wohnbebauung. Es soll eine Größe der Grundfläche von insgesamt weniger als 
20.000m2 festgesetzt werden (§13a Abs.1 Nr.1 BauGB). Im Ergebnis erfolgt die 
Durchführung des Verfahrens nach  § 13a BauGB. Es wird von der Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 BauGB abgesehen. Zum anderen gelten Eingriffe, die auf 
Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs.3 
Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig.
Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag wird gemäß den örtlichen Erhebungen aus dem Jahr 
2011 ergänzt.

Unter Berücksichtigung der neuen Erkenntnisse werden die Entwürfe der Planzeichnung und 
der Begründung für das Erneute Beteiligungsverfahren bestimmt.

Information zum Einfluss dieser Entscheidung auf Leitbilder:
Leitbild 2: "Grevesmühlen, die wachsende Stadt"
(Projekt 18: Entwicklung der Flächen südlich der Klützer Straße für den Einfamilienhausbau)
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Anlagen:
Entwurfsunterlagen
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TEIL B - T E X T 
 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR 
ZUR SATZUNG ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN Nr. 30 
DER STADT GREVESMÜHLEN 
für einen Teilbereich an der Klützer Straße südlich der Einkaufszentren und 

östlich der vorhandenen Bebauung 

 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§1 und 4 BauNVO) 
 
In den Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 1 Abs.6 BauNVO die folgenden 
nach § 4 Abs. 3 Nr.1, 3, 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
nicht zulässig: 
- Betriebe des Beherbergungswesens, 
- Anlagen für Verwaltungen, 
- Gartenbaubetriebe, 
- Tankstellen. 

 
2. GROESSE DER BAUGRUNDSTÜCKE 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 
 

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete sind Grundstücke in einer Mindestgröße von 
500 m² vorzusehen. Ausnahmsweise sind in diesen Gebieten für einzelne Grundstücke 
Abweichungen, die bis zu 10 % der festgesetzten Mindestgrundstücksfläche betragen 
dürfen, nach unten zulässig. 

 

3. GARAGEN, ÜBERDACHTE STELLPLÄTZE UND NEBENANLAGEN 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 und § 14 BauNVO) 
 
Garagen, überdachte Stellplätze und Nebenanlagen sind außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Garagen und überdachte Stellplätze sind 
zwischen straßenseitiger Baugrenze/ Baulinie und der Straßenbegrenzungslinie 
unzulässig. Nebenanlagen, ausgenommen davon sind eingefriedete Standorte für 
Abfallbehälter, sind zwischen straßenseitiger Baugrenze/ Baulinie und der 
Straßenbegrenzungslinie unzulässig. 
 

4. ZAHL DER WOHNUNGEN IN WOHNGEBÄUDEN 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 
Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in den Einzelhäusern wird mit maximal 2 
Wohnungen begrenzt. Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Doppelhäusern 
wird mit maximal 2 Wohnungen je Doppelhaushälfte begrenzt. 

 
5. HÖHENLAGE 

(§ 9 Abs. 3 BauGB) 
 
Die konstruktive Sockelhöhe darf eine Höhe von 0,50 m über dem Bezugspunkt nicht 
überschreiten. Der Erdgeschossfußboden darf jedoch auch nicht unter dem 
Bezugspunkt liegen. Das Maß der Sockelhöhe bezieht sich auf den vertikalen 
Abstand zwischen der Erdgeschossfußbodenoberkante und dem Bezugspunkt. Die 
Sockelhöhe ist der Schnittpunkt von Oberkante Erdgeschossfußboden (Rohbau) und 
aufstrebendem Mauerwerk. Die Traufhöhe darf maximal 3,80 m betragen. Die 
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Traufhöhe ist der Schnittpunkt der Dachhaut mit dem aufstrebenden traufseitigen 
Mauerwerk. 
Als unterer Bezugspunkt bei Höhenangaben - Traufhöhe, Firsthöhe, Sockelhöhe - 
wird die mittlere Höhe der nächstgelegenen Fahrbahn festgesetzt 

 
6. SCHALLSCHUTZMAßNAHMEN  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
Aktive Schallschutzmaßnahmen  
Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Flächen für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen ist eine 
Lärmschutzeinrichtung in Form einer Lärmschutzwand zu errichten. Die Höhe der 
Lärmschutzwand beträgt 3,00m. Die Länge der Lärmschutzwand beträgt 15,00m. Die 
Bezugsebene für die Höhe der Lärmschutzwand ist die Höhenlage der nördlich im 
Plangebiet festgesetzten vorhandenen öffentlichen Verkehrsfläche. 
 
Passive Schallschutzmaßnahmen 

Auf den Grundstücken  1  und  2  sind die Grundrisse der Dachgeschosse so 

anzuordnen, dass schutzbedürftige Aufenthaltsräume zur lärmabgewandten süd- bzw. 
südwestlichen Gebäudeseite angeordnet werden. 

 
II.  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE ÄUßERE 

GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN 
(§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBauO M-V) 

 
1. DÄCHER 

 
Die Dächer sind als symmetrische Satteldächer auszubilden und nur mit roten, 
braunen oder anthrazitfarbenen Dachziegeln als Hartdacheindeckung zu decken. 
Glänzende und reflektierende Deckungsmaterialien sind nicht zulässig 
(auszuschließen sind glasierte Dachziegel; zulässig sind matt engobierte Dachziegel). 
 
Dachaufbauten oder liegende Dachfenster müssen zu den Ortgängen einen Abstand 
von mindestens 1,50 m einhalten. Liegende Dachfenster sind nur auf der 
straßenabgewandten Gebäudeseite zulässig. Gauben dürfen eine maximale Breite 
von 1/3 der Dachlänge nicht überschreiten. Es ist nur eine Gaubenform in jeweils 
gleicher Ausführung auf dem Dach zulässig. Zwischen der Traufe und dem 
Dachaufbau müssen mindestens 3 Dachziegelreihen durchgehen. Zur Herstellung der 
Wandflächen von Gauben ist die Verwendung von Schiefer und Schindeln als Material 
unzulässig. Zulässig sind u.a. Holz, verzinkte Materialien und geputzte Flächen.  
 
Photovoltaikanlagen, die über den Eigenbedarf der Energieerzeugung hinausgehen 
sind nicht zulässig. Die Zulässigkeit von sonstigen Solaranlagen bleibt hiervon 
unberührt.  
 
Bei Garagen, überdachten Stellplätzen und Nebengebäuden sind die Festsetzungen 
zur Dachneigung und Dacheindeckung nicht zwingend; auszuschließen sind glasierte 
Dachziegel. 

 
2. AUSSENWÄNDE 

 
Außenwände sind als glatt verputzte Außenwandflächen oder als Verblendmauerwerk 
zulässig.  
 
Mit Holz verkleidete Außenfassaden sind nur giebelseitig und mit einem maximalen 
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Anteil von 30 % der gesamten Fassadenfläche zulässig. Außenwände aus Blockbohlen 
(Blockbohlenhäuser) sind unzulässig. Unzulässig sind hochglänzende Baustoffe (zum 
Beispiel Edelstahl, emaillierte Elemente einschließlich Fliesen o.a.), kleinteiligere 
Baustoffe als dünnformatige Ziegel bei Verblendmauerwerk. 
 
Die Fassaden der Hauptbaukörper sind nur in hellem Putz oder rotem bis rotbraunem 
Sichtmauerwerk auszuführen. Geputzte Wandflächen sind nur beige, gelb, ocker, 
sandfarben, grau oder als gebrochenes Weiß zulässig. 

 
3. ABFALLBEHÄLTER 

 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstück 
unterzubringen. Mülltonnenstandplätze sind durch Anordnung, Materialwahl und 
Farbgebung in die Gestaltung von Gebäuden, Einfriedungen oder Bepflanzungen 
einzubeziehen. 

 
4. BEFESTIGUNG VON FLÄCHEN AUF PRIVATEN GRUNDSTÜCKEN 

 
Die Befestigung von privaten Stellplätzen und deren Zufahrt sowie von Zufahrten zu 
Garagen ist mit wasserdurchlässigen Materialien und/oder Rasengittersteinen 
und/oder großfugig verlegtem Steinpflaster ohne Fugenverguss zu gestalten. Ein 
wasserundurchlässiger Unterbau ist nicht zulässig. 

 
5. WERBEANLAGEN 

 
Im Plangebiet sind Werbeanlagen nur als Schilder an Zäunen und an den 
Hauswänden bis zu einer Größe von 0,30 m x 0,60 m zulässig. Es dürfen keine 
selbstleuchtenden Werbeanlagen verwendet werden. Werbeanlagen sind nur an der 
Stätte der Leistung zulässig. 

 
6. EINFRIEDUNGEN 

 
Einfriedungen der Grundstücke sind an der straßenbegleitenden Grundstücksgrenze 
nur mit einer maximalen absoluten Höhe von 1,20 m über dem natürlichen Niveau des 
Geländes zulässig. Diese Einfriedungen sind nur als Hecke aus heimischen 
standortgerechten Laubgehölzen mit dahinterliegendem Zaun zulässig. Einfriedungen 
als Hecke aus Koniferen sind unzulässig.  

 
7. FESTSETZUNG ZU BUßGELDERN 
 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gesetzlichen Festsetzungen verstößt, 
handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann mit Bußgeld 
geahndet werden. 

 

III.  GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 und § 9 Abs. 1a BauGB 

in Verbindung mit § 135a bis § 135 c BauGB) 
 

1. ANPFLANZUNGEN AUF ÖFFENTLICHEN FLÄCHEN 
 
1.1  Auf dem Straßenrandstreifen ist eine Rasenansaat mit Landschaftsrasen vorzusehen. 

 
1.2 Bäume im Straßenbereich sind in der Art Hängebirke (Betula pendula) oder Hainbuche 

(Carpinus betulus) als Hochstämme mit einem Stammumfang von 14 - 16 cm zu 
pflanzen. 
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2. ERHALTUNG VON BÄUMEN 
 
Die mit Erhaltungsgeboten festgesetzten Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und bei 
Abgang artengleich nachzupflanzen. 
 

IV. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
 

1. BAU- UND KULTURDENKMALE/ BODENDENKMALE 
 

Im Plangebiet sind keine Bau- und Kunstdenkmale berührt und keine Bodendenkmale 
bekannt.  
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die zuständige untere 
Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum 
Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder 
dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür 
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, 
die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach 
Zugang der Anzeige. 

 
Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei 
Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass 
Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege bei den 
Erdarbeiten zugegen sein können und eventuell auftretende Funde gemäß § 11 
DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich bergen und dokumentieren können. 
Dadurch werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 Abs.3 
DSchG M-V). 
 

2. LAGE IN DER TRINKWASSERSCHUTZZONE 
 

 Das Plangebiet liegt in der Trinkwasserschutzzone III B der Wasserfassung 
Grevesmühlen. Die bestehenden Verbote und Nutzungsbeschränkungen in der 
Trinkwasserschutzzone sind zu beachten. 
 

V. HINWEISE 
 
1. MUNITIONSFUNDE 
 

Nach Auskunft des Munitionsbergungsdienstes liegen für das Plangebiet keine 
Hinweise auf mögliche Kampfmittel vor. Nach bisherigen Erfahrungen ist jedoch nicht 
auszuschließen, dass auch in einem für den Munitionsbergungsdienst als nicht 
kampfmittelbelastet bekannten Bereich Einzelfunde auftreten können. Aus diesem 
Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei 
diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden 
werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren 
Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. 
Nötigenfalls ist die Polizei und gegebenenfalls die örtliche Ordnungsbehörde 
hinzuziehen. 

 
2. VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN 
 

Die Belange der Ver- und Entsorgung sind innerhalb des Plangebietes hinreichend zu 
berücksichtigen. Sowohl der vorhandene Leitungsbestand innerhalb und außerhalb 
des Plangebietes ist bei Ausführung von Bauarbeiten entsprechend zu 
berücksichtigen. Die Anforderungen der Ver- und Entsorger bezüglich der Trassierung 



Planungsstand: erneuter Entwurf – Juni 2012  5 

und der Tiefenlage innerhalb des Straßenkörpers sind im Rahmen der technischen 
Planung  abzuprüfen. 

 
3. BODENSCHUTZ 
 

Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des 
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind mit der zuständigen 
Behörde, Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Schwerin, gemäß § 13 
BBodSchG die notwendigen Maßnahmen abzustimmen (Sanierungsuntersuchung, 
Sanierungsplanung, Sanierung bzw. Sicherung). Bei der Erfüllung dieser Pflichten ist 
die planungsrechtlich zulässige Nutzung der Grundstücke und das sich daraus 
ergebende Schutzbedürfnis zu beachten, soweit dieses mit den Bodenfunktionen nach 
§ 2 Abs. 2 BBodSchG zu vereinbaren ist. Für jede Maßnahme, die auf den Boden 
einwirkt, hat der Verursacher die entsprechende Vorsorge zu treffen, dass schädliche 
Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Bodeneinwirkungen sind zu 
vermeiden bzw. zu vermindern, soweit das im Rahmen der Baumaßnahmen 
verhältnismäßig ist. Bei der Sicherung von schädlichen Bodenveränderungen ist zu 
gewährleisten, dass durch die verbleibenden Schadstoffe keine Gefahr oder 
erhebliche, nachteilige Belastung für den Einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen. 
Im Falle einer Sanierung muss der Verursacher dafür sorgen, dass die 
Vorbelastungen des Bodens bzw. die Altlasten soweit entfernt werden, dass die für 
den jeweiligen Standort zulässigen Nutzungsmöglichkeiten wieder hergestellt werden.  

 

4. VERHALTENSWEISE BEI UNNATÜRLICHEN VERFÄRBUNGEN bzw. GERÜCHEN 

 DES BODENS 
 
Für das Plangebiet liegen gemäß Auskunft der unteren Abfallbehörde des 
Landkreises keine Erkenntnisse über das Vorliegen von Altlasten oder 
altlastverdächtigen Flächen im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes vor. Mit dieser 
Auskunft kann keine Gewähr für die Freiheit des Plangebietes von Altlasten odert 
altlastverdächtigen Flächen übernommen werden.  
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen bzw. 
Gerüche des Bodens auftreten, ist der Landrat des Landkreises 
Nordwestmecklenburg als zuständige Behörde zu informieren. Der 
Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach § 10 und § 11 Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten 
Bodenaushubs verpflichtet. Die Anforderungen des Bundesbodenschutzgesetzes 
sind zu beachten. 
 

5.  HINWEISE ZU ANPFLANZUNGEN 
 

Bei der Planung von neu zu pflanzenden Bäumen im Bereich der öffentlichen Flächen 
sind die Normen und Richtlinien (u.a. DIN 1998, DIN 18920, Richtlinie zum Schutz 
von Bäumen) zu beachten. Dadurch können Konflikte mit vorhandenen Leitungen 
sowie beim Bau, Unterhaltung und Erweiterung, z.B. Leitungen der Deutschen 
Telekom AG und des Zweckverbandes Grevesmühlen, vermieden werden. 

 
6. SCHALLSCHUTZMASSNAHMEN 
 

Zum Schutz des Plangebietes vor Lärm im Zusammenhang mit dem 
Landwirtschaftsbetrieb sind Regelungen zu den Lüftern in der nördlichen Weizenhalle 
und die Errichtung von Wällen außerhalb des Plangebietes zu treffen. 
Die Sicherung der Realisierung der Schallschutzmaßnahmen erfolgt in einem 
städtebaulichen Vertrag, welcher vor Satzungsbeschluss wirksam sein muss.  
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7. GEWÄSSERSCHUTZ 
 

Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist gemäß § 20 Abs.1 
Landeswassergesetz (LWaG) bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 
Erdaufschlüsse, die bis in das Grundwasser reichen, sind gemäß § 33 Abs.1 LWaG  
bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 
Grundwasserabsenkungen sind bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 
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1. Allgemeines 

 

1.1 Bedeutung und Entwicklung der Stadt Grevesmühlen  
 

Die zentrale Funktion der Stadt Grevesmühlen zwischen der Hansestadt Lübeck und 
der Hansestadt Wismar soll für die umliegenden Orte des Einzugsbereiches weiter 
ausgebaut werden. Durch die Nähe zur Autobahn A 20, die Lage an der 
Bundesstraße 105, welche die oben genannten Zentren miteinander verbinden, und 
die Lage an der Landesstraße L 03, die Grevesmühlen mit der Landeshauptstadt 
Schwerin verbindet, ist die Stadt Grevesmühlen sehr gut an das überörtliche 
Verkehrsnetz angebunden.  
 
Grevesmühlen ist Zweigstelle der Verwaltung des Landkreises 
Nordwestmecklenburg und Sitz des Amtsgerichtes. Zum unmittelbaren Gebiet der 
Stadtgemeinde Grevesmühlen gehören die Ortsteile Degtow, Poischow, Questin, 
Wotenitz, Büttlingen, Hamberge, Santow, Everstorf, Hoikendorf, Barendorf, 
Grenzhausen, Neu Degtow und Drei Linden. Die Einwohnerzahl der Stadt 
Grevesmühlen beträgt 10.654 Einwohner (31.12.2010). 
 
Für das Mittelzentrum Grevesmühlen ist weiter Interesse an der Bereitstellung von 
Gewerbeflächen und Wohnbauflächen zu vorhanden. 
Die Stadt weist in Anpassung an ihre zentralörtliche Bedeutung Gewerbe- und 
Wohnbauflächen vorrangig im Stadtgebiet aus. Für die ländlichen Ortsteile werden 
nur Bauflächen im Rahmen der Eigenentwicklung ausgewiesen. 

 

1.2 Erfordernis der Planaufstellung 
 
Der Bebauungsplan dient der baulichen Wiedernutzbarmachung von brach 
gefallenen Flächen (ehemalige Gärtnerei) und der Nachverdichtung weniger 
genutzter Bereiche. Es soll eine Größe der Grundfläche von insgesamt weniger als 
20.000m

2
 festgesetzt werden (§13a Abs.1 Nr.1 BauGB). Im Ergebnis erfolgt die 

Durchführung des Verfahrens nach § 13a BauGB. Es wird von der Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs.4 BauGB abgesehen. Zum anderen gelten 
Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als 
im Sinne des § 1a Abs.3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig. 

 
 

1.3 Abgrenzung des Plangeltungsbereiches 
 

 Das Plangebiet mit einer Größe von ca. 1,26 ha befindet sich im nördlichen Teil der 
Ortslage Grevesmühlen. Das Plangebiet umfasst die Flurstücke 113/1, 114/1, 124/1 
und 429 sowie Teile von den Flurstücken 112/3, 115/1, 115/81, 427 und 428der 
Gemarkung Grevesmühlen Flur 18. 

 
Das Plangebiet wird begrenzt: 

 im Norden  durch ein Einkaufszentrum in der Klützer Straße, 
 im Osten durch den in Aufstellung befindlichen B-Plan Nr. 34  

 „Mühlenblick“, 
 im Süden durch Brachflächen, 
 im Westen durch vorhandene Wohnbebauung im Rosenweg. 
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1.4 Kartengrundlage 
 
Als Kartengrundlage für die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt 
Grevesmühlen dient eine Amtliche Plangrundlage im Maßstab M 1:500 mit der 
Bezugshöhe HN, erstellt vom Vermessungsbüro Holst und Krämer, Grevesmühlen. 

 

1.5 Rechtsgrundlagen 
 
Der Aufstellung der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt 
Grevesmühlen liegen folgende Rechtsgrundlagen zugrunde: 
 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I S. 1509). 

 
 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 

(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), geändert durch Artikel 3 des 
Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22. April 1993 
(BGBl. I S. 466). 

 
 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 

Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 1990) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. I S. 58); zuletzt geändert durch Artikel 2 G. v. 22. 
Juli.2011 (BGBl. I S. 1509). 

 
 Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 18. April 2006 (GVOBl. M-V S. 102), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2011 (GVOBl. M-V 
S.323). 

 
 Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in 

der Fassung vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777). 
 

Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in der letztgültigen Fassung zum Zeitpunkt der 
Planaufstellung. 

 

1.6 Bestandteile des Bebauungsplanes 

 
Die Planzeichnung der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt 
Grevesmühlen besteht aus: 
 
- Teil A - Planzeichnung des Bebauungsplanes im 
  Maßstab M 1 : 1.000 mit der Zeichenerklärung und 
- Teil B - Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan sowie der 
- Verfahrensübersicht. 
 
Dem Bebauungsplan wird diese Begründung, in der Ziele, Zweck und wesentliche 
Auswirkungen des Planes dargelegt werden, beigefügt. 
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1.7 Quellenverzeichnis 
 
Der Ausarbeitung der Begründung für die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 
der Stadt Grevesmühlen liegen folgende Unterlagen zugrunde: 
 

 Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg- Vorpommern, 30. Mai 
2005. 

 Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg, 31. August 
2011. 

 Flächennutzungsplan der Stadt Grevesmühlen in der Fassung der wirksamen 
dritten Änderung  

 Landschaftsplan der Stadt Grevesmühlen vom 04. Mai 2009 
 

 

2. Gründe für die Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
In der Stadt Grevesmühlen besteht die Notwendigkeit zur Bereitstellung neuer 
Flächen für Wohnbebauung. Die bisher in der Stadt Grevesmühlen vorbereiteten 
Wohnbauflächen sind im Wesentlichen realisiert. Die Stadt Grevesmühlen sieht es 
als erforderlich an, neue Standorte für die Absicherung des Eigenbedarfs an 
Wohnraum zu entwickeln. Für die Entwicklung ist der Bereich an der Klützer Straße 
vorgesehen. Die Stadt Grevesmühlen hat in diesem Bereich im Flächennutzungsplan 
Wohnbauflächen bereits ausgewiesen. 

 
Mit dem Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
städtebauliche Entwicklung und Neuordnung einer Brachfläche (ehemalige 
Gärtnerei) östlich des Rosenweges erfolgen. Planungsziel ist die Entwicklung eines 
neuen attraktiven Wohnstandortes für den individuellen Eigenheimbau, der sich in 
den vorgegebenen städtebaulichen und gestalterischen Rahmen einfügt. Die 
Planung steht im Einklang mit den Stadtentwicklungszielen zur Innenentwicklung und 
der Schaffung von attraktiven nachfrageorientierten Wohnangeboten innerhalb der 
Ortslage Grevesmühlen.  

 
 

3. Einordnung in übergeordnete Planungen 
 

3.1 Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern 
 
Nach den Darstellungen des Landesraumentwicklungsprogramms für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (vom 30. Mai 2005) können folgende Aussagen getroffen 
werden: 
 

 Die Kreisstadt Grevesmühlen wird als Mittelzentrum eingestuft und befindet 
sich an der großräumigen Entwicklungsachse Lübeck - Stettin. 

 
 Die Stadt Grevesmühlen gehört zu einem Raum mit besonderer natürlicher 

Eignung für Fremdenverkehr und Erholung und gehört daher zu einem 
Vorbehaltsgebiet für Tourismus. 

 
 Flächen südlich bzw. südöstlich der Stadt sind Vorbehaltsgebiete für 

Trinkwasser. 
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 Die unbebauten Flächen der Stadt befinden sich in einem Raum mit 
größerem Anteil landwirtschaftlich gut geeigneter Flächen und sind 
Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft.  
 

 Infrastrukturell wird die Stadt Grevesmühlen durch die Bundesstraße 105 und 
die Landesstraße 03 in das überregionale Verkehrsnetz eingebunden. Etwa 
4 km südlich von Grevesmühlen verläuft die Trasse der Bundesautobahn A 
20. mit der Anschlussstelle bei Upahl ist Grevesmühlen gut an das 
übergeordnete Verkehrsnetz angebunden.  

 
 Durch die Stadt führt das großräumige Schienennetz.  

 Nördlich der Stadt Grevesmühlen befindet sich ein Vorranggebiet für 
Naturschutz und Landschaftspflege mit Überlagerung eines FFH – Gebietes. 

 Nordöstlich befindet sich ein Vorbehaltsgebiet für Naturschutz und 
Landschaftspflege mit Überlagerung eines FFH – Gebietes. 

 
Grevesmühlen ist als Mittelzentrum das bedeutendste politische und wirtschaftliche 
Zentrum des Landkreises Nordwestmecklenburg und gewinnt zunehmend an 
Bedeutung für die Erholung und den Fremdenverkehr. Die Stadt besitzt gute 
Voraussetzungen als Wohn- und Gewerbestandort. 
 

3.2 Regionales Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg 
 

Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg vom 31. August 2011 
werden die Zielstellungen der übergeordneten Landesplanung untersetzt und weiter 
präzisiert. 
Für die Stadt Grevesmühlen werden folgende Aussagen getroffen: 
 

 Die Stadt Grevesmühlen befindet sich entlang einer überregionalen  Achse 
Hamburg /Lübeck – Wismar /Schwerin – Rostock  

 Die Stadt wird siedlungsstrukturell als Mittelzentrum definiert. 

 Grevesmühlen/Upahl wird aus regionaler Sicht als bedeutsamer 
Entwicklungsstandort für Industrie und Gewerbe eingestuft. 

 Die Stadt Grevesmühlen liegt in einem Tourismusentwicklungsraum. 

 Nördlich und nordöstlich von Grevesmühlen befinden sich ein Vorrang- und 
ein Vorbehaltsgebiet für Naturschutz und Landschaftspflege. Das Plangebiet 
liegt nicht in diesen Bereichen. 

 Grevesmühlen liegt in einem Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft. Das 
Plangebiet liegt außerhalb des Vorbehaltsgebietes. 

 Die Stadt Grevesmühlen liegt in einem Vorranggebiet für Trinkwasser und 
südlich im Ortsteil Wotenitz in einem Vorbehaltsgebiet für Trinkwasser. 

 

Konflikte mit anderen raumordnerischen Nutzungsansprüchen sind nicht erkennbar. 
Die Planung ist mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung vereinbar.  
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Als Schwerpunkt der wirtschaftlichen Entwicklung und als Versorgungsstandort ist 
Grevesmühlen als Mittelzentrum im ländlichen Raum in besonderem Maße zu sichern 
und zu stärken, um die Entfernungen für die Bewohner des Einzugsgebietes 
möglichst gering zu halten. Als Versorgungskern und Kristallisationspunkt für soziale, 
kulturelle und wirtschaftliche Einrichtungen im ländlichen Raum ist die Stadt 
Grevesmühlen vorrangig zu entwickeln. 
 

3.3 Flächennutzungsplan der Stadt Grevesmühlen 
 
Der Flächennutzungsplan der Stadt Grevesmühlen berücksichtigt in seiner 
wirksamen Fassung derzeit in dem von der Planung betroffenen Bereich 
Wohnbauflächen gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO.  
Die Aufstellung des Bebauungsplanes entspricht dem Entwicklungsgebot gemäß § 8 
Abs. 2 BauGB. Der Bebauungsplan gilt als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
Eine Anpassung des Flächennutzungsplanes im Wege der Berichtigung ist nicht 
erforderlich. 

 

3.4 Landschaftsplan der Stadt Grevesmühlen 
 
Im Landschaftsplan der Stadt Grevesmühlen ist der Bereich des Plangebietes als 
Siedlungsfläche darstellt. Für den Bereich sowie angrenzende Flächen wurde als Ziel 
eine Ortsrandgestaltung ausgewiesen. Dieses Ziel soll durch Festsetzung 
maßstäbiger Bebauung umgesetzt werden.  
Die Ziele des Landschaftsplanes stimmen daher mit denen der verbindlichen 
Bauleitung überein. 
 

 

4. Städtebauliche Bestandsaufnahme 

 

4.1 Städtebauliche Situation 

 
Das Plangebiet befindet sich am nördlichen Stadtrand von Grevesmühlen im direkten 
Anschluss an die vorhandene Wohnbebauung des Rosenweges. Das Gelände war 
bebaut mit Gewächshäusern und einem Heizhaus und wurde durch die ehemalige 
GPG Grevesmühlen als Gärtnerei genutzt. Die baulichen Anlagen wurden nach 
Nutzungsaufgabe zurückgebaut und das Gelände wurde weitgehend beräumt. 
Derzeit befinden sich noch Reste von Fundamenten und Stützmauern sowie 
Aufschüttungen geringer Höhe sowie Strauchwerk auf dem Gelände.  

 
Das Plangebiet ist weitgehend eben und fällt von Nordwesten nach Südosten um 
weniger als einen Meter ab. Die mittlere Geländehöhe beträgt ca. 40,5m bezogen auf 
HN. 

 
Das Plangebiet befindet östlich der vorhandenen Wohnbebauung des Rosenweges. 
Es handelt sich hierbei um einen Wohnstandort mit gemischten Wohnformen. Neben 
Einfamilien- und Doppelhäusern sind auch Geschosswohnbauten vorhanden. Durch 
die Nähe zum Vielbecker See handelt es sich um eine nachgefragten Wohnstandort. 
 
Nördlich des Plangebietes befindet sich das Einkaufszentrum „Marktkauf“ mit 
Getränkemarkt, einem Discounter und weiteren Dienstleistungsangeboten. Der 
Standort übernimmt die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung in dem 
Wohngebiet und übernimmt auch Funktionen über die Gebietsversorgung hinaus. 
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Östlich des Plangebietes befinden sich Flächen mit alten Gebäuden des 
vorhandenen Landwirtschaftsbetriebes, die nicht mehr genutzt werden. Die Stadt 
Grevesmühlen hat diese Flächen erworben und hat bereits den 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 34 „Mühlenblick“ gefasst. Diese 
Flächen sollen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung zugeführt werden. 
 
Das Plangebiet stellt sich als integrierter Standort im Siedlungsbereich der Stadt 
Grevesmühlen dar und es soll städtebaulich die Ausbildung eines Siedlungsrandes 
mit Entwicklungsmöglichkeiten erfolgen. 
 
Nutzungskonflikte mit den angrenzenden Gebieten sind nicht gegeben. Im Rahmen 
des Aufstellungsverfahrens sind hinreichender Schallschutz und Ausschluss von 
Beeinträchtigungen durch Geruch, ausgehend von dem vorhandenen 
Landwirtschaftsbetrieb, zu prüfen.  
 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes ist über die vorhandene Klützer 
Straße, den Rosenweg und nach Herstellung einer neuen Erschließungsstraße im 
Anschluss an die vorhandenen Straßen gegeben. 

 

4.2       Planungsrechtliche Situation 

 
Der Bebauungsplan dient der baulichen Wiedernutzbarmachung von brach 
gefallenen Flächen (ehemalige Gärtnerei) und der Nachverdichtung weniger 
genutzter Bereiche 
am Siedlungsrand. 

 
 Die Stadt Grevesmühlen führt das Aufstellungsverfahren in Anwendung des § 13a 

BauGB als beschleunigtes Verfahren der Innenentwicklung durch. Es wird auf die 
gesonderte Durchführung einer Umweltprüfung und die Erstellung einer Eingriffs-/ 
Ausgleichsbilanz verzichtet werden. Um den Nachweis der Anwendbarkeit des 
Verfahrens der Innenentwicklung zu führen, wird nach den Kriterien, die für 
Umweltberichte gemäß § 2a BauGB in der Begründung zu berücksichtigen sind, 
zusammenfassend der Nachweis geführt:  

 
- Es ist das Ziel, eine erstmalige Inanspruchnahme von Fläche für 

Siedlungszwecke weiter zu verringern. Bei den Flächen handelt es sich um ein 
Plangebiet am Siedlungsrand, auf ehemalig bebauten Flächen. Daher wird die 
Planung als Maßnahme der Wiedernutzbarmachung von brach gefallenen 
Flächen angesehen:  

 
- Das Plangebiet befindet sich im Norden innerhalb des Siedlungsbereiches der 

Stadt Grevesmühlen. Nördlich grenzt ein Einkaufsmarkt, westlich ein 
Wohngebiet und weiter östlich ein landwirtschaftlicher Betrieb, u.a. mit einer 
Rinderaufzuchtanlage an. Auf dem Betriebsgelände konzentrieren sich die 
Nutzungen auf den nordöstlichsten Teil. Die dem geplanten Wohngebiet 
nächstgelegenen Gebäude im südlichen Bereich des landwirtschaftlichen 
Betriebes werden nicht zur Tierhaltung genutzt.  

 
- Die Flächen des Plangebietes wurden ehemals als Gärtnerei genutzt und waren 

bebaut. Die Gebäude umfassten ca. 550 m², die versiegelten Zufahrtsflächen ca. 
350 m². Insgesamt waren ca. 900 m² vollversiegelt. Etwa 2003 wurden die 
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Versiegelungen zurückgebaut. Eine Anrechnung der Entsieglung im Sinne des 
Naturschutzrechtes erfolgte bisher nicht. Inzwischen stellen sich diese als 
Brachflächen des Siedlungsbereiches dar. Aufgrund der ursprünglichen Nutzung 
sind umfangreiche anthropogene Überprägungen des Plangebietes vorhanden, 
die sich auf alle Schutzgüter auswirken.  

 
- Das Plangebiet umfasst ca. 1,26 ha. Da die zulässige Grundfläche im Sinne des 

§ 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung deutlicher unter 20.000 m² liegt kann 
auf eine gemäß  § 13 Abs. 1 Nr. 2 überschlägige Prüfung verzichtet werden.  

 
- Kumulierende Bebauungspläne der Innenentwicklung- die in einem engen 

sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang stehen- sind nicht 
aufgestellt. Aufgrund der Lage und Größe des Standortes sind keine erheblichen 
Umweltauswirkungen zu erwarten.  

 
- Eingriffe sind in Bebauungsplänen, die den Anforderungen des § 13a BauGB 

genügen, zulässig. Eine Ermittlung des Eingriffes und der erforderlichen 
Ausgleichsmaßnahmen im Rahmen einer Eingriffs- und Ausgleichsermittlung 
wird daher nicht vorgenommen. Insgesamt kann eingeschätzt werden, dass 
durch das Planvorhaben keine entscheidungserheblichen negativen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Die vorhandene Vegetation des 
Planungsraumes wird durch die Überbauung beseitigt. Auf den künftig 
unversiegelten Grundstücksflächen werden sich Vegetationsflächen entwickeln, 
welche ebenfalls einen bestimmten ökologischen Wert einnehmen. Erhebliche 
Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes werden nicht erwartet. Die 
Empfindlichkeit des Planungsraumes gegenüber Eingriffen wird aufgrund der 
anthropogenen Vorbelastungen nicht erheblich beeinträchtigt. 

 
- Die Belange des § 44 Bundesnaturschutzgesetzes werden in der speziellen 

artenschutzrechtlichen Prüfung berücksichtigt.  
 
- Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Union bzw. 

Vogelschutzgebiete im Sinne des BNatSchG sind in der Umgebung des 
Vorhabenstandortes nicht ausgewiesen.  

 
- Gemäß Naturschutzausführungsgesetz M-V geschützte Biotope sind vom 

Vorhaben nicht betroffen. 
 

- Nördlich der Klützer Straße, am nördlichen Rand des Plangebietes, befindet sich 
eine nach § 19 NatSchAG M-V gesetzlich geschützte einseitige Baumreihe, die 
zum Erhalt festgesetzt wird. Bei Abgängen sind entsprechende 
Ersatzpflanzungen sind vorzunehmen. Kompensationspflichtige Auswirkungen 
der Planungsziele auf die Bäume der Baumreihe, die sich innerhalb sowie 
außerhalb des Geltungsbereiches befinden, sind nicht gegeben (siehe hierzu 
Abschnitt Gehölzbestand und Text Teil B).  

 
- Die mit der geplanten Bebauung verbundene, stärkere verkehrliche 

Frequentierung, wird als nicht erhebliche Beeinträchtigung eingeschätzt. 
Erhebliche Beeinträchtigungen des Erholungswertes und der Wohnfunktion des 
Planbereiches bzw. der Umgebung werden durch das Vorhaben nicht erwartet.  
 



Begründung zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt Grevesmühlen  
für einen Teilbereich an der Klützer Straße südlich der Einkaufszentren und östlich der vorhandenen Bebauung – 
Verfahrensaufstellung gemäß § 13a BauGB 

 

 

Planungsstand:  Erneuter Entwurf – Juni 2012                                                                                                    11

- Für den Bebauungsplan werden Maßnahmen zum Schutz vor den vorhandenen 
Lärmemissionen des Landwirtschaftsbetriebes festgelegt. Gesunde 
Wohnverhältnisse können somit für die geplante Wohnbebauung gewährleistet 
werden. 

 
- Bei Einhaltung des ordnungsgemäßen Umganges mit Betriebsmitteln sind 

baubedingte Risiken des Menschen durch Grundwasserverunreinigungen etc. 
ausschließbar. Dazu gehören u.a. Vorkehrungen zum Schutz vor 
Grundwasserverunreinigungen in der Bauzeit. Das Plangebiet befindet sich in 
der Trinkwasserschutzzone III B der Wasserfassung Grevesmühlen. Bei der 
Planung der Erschließung sind die sich aus der Trinkwasserschutzverordnung 
ergebenen Beschränkungen zwingend zu berücksichtigen und einzuhalten. 
Relevante Emissionen sind durch das Vorhaben nicht zu erwarten.  

 
- Der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern ist durch die Einhaltung 

gesetzlicher Vorschriften abgesichert.  
 
- Die Ver- und Entsorgung des geplanten Gebietes ist gesichert. 

 
- Kultur- und Sachgüter sind im Bereich des Bebauungsplanes nicht bekannt. 

 
Insgesamt wird eingeschätzt, dass aus dem Vorhaben keine erheblichen 
Beeinträchtigungen der Umweltbelange resultieren.   
 
 

5.  Planerische Zielsetzungen 

 
Mit dem Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
städtebauliche Entwicklung und Neuordnung einer Brachfläche (ehemalige 
Gärtnerei) östlich des Rosenweges geschaffen. Die Planung dient der Entwicklung 
des vorhandenen Wohnstandortes und der Innenentwicklung der Stadt 
Grevesmühlen. 
 
Das Planungsziel besteht in der Wiedernutzbarmachung einer brach gefallenen 
Fläche für die Schaffung von nachfragegerechten Wohnungsangeboten. 
Insbesondere sollen Angebote für einen attraktiven Standort des individuellen 
Eigenheimbaus geschaffen werden, der sich in den vorgegebenen städtebaulichen 
und gestalterischen Rahmen einfügt. Die Entwicklung eines locker bebauten und 
durchgrünten Wohngebietes mit einer besonderen Wohnqualität ist planerische 
Zielsetzung. Mit der vorliegenden Planung soll städtebaulich die Ausbildung eines 
Siedlungsrandes mit Entwicklungsmöglichkeiten geschaffen werden. 

 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes ist über die vorhandene Klützer 
Straße, den Rosenweg und nach Herstellung einer neuen Erschließungsstraße im 
Anschluss an die vorhandenen Straßen gegeben. Der Ausbau der neuen 
Erschließungsstraße ist als Ringstraße in verkehrsberuhigtem Ausbau geplant.  

 
Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens sind hinreichender Schallschutz und 
Ausschluss von Beeinträchtigungen durch Geruch, ausgehend von dem 
vorhandenen Landwirtschaftsbetrieb, zu prüfen und die Sicherung gesunder Wohn- 
und Lebensverhältnisse zu gewährleisten. 
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6. Inhalt des Bebauungsplanes 

 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

 Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO) 
 
Die Art der baulichen Nutzung wird als Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO 
festgesetzt. 
In den Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 1 Abs.6 BauNVO die folgenden 
nach § 4 Abs. 3 Nr.1, 3, 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
nicht zulässig: 
- Betriebe des Beherbergungswesens, 
- Anlagen für Verwaltungen, 
- Gartenbaubetriebe, 
- Tankstellen. 
 
Mit dem Bebauungsplan wird das Ziel verfolgt, in Anlehnung an die angrenzenden 
Siedlungsstrukturen ein Baugebiet für Einfamilien- und Doppelhäuser zu entwickeln. 
Planungsziel ist die Sicherung des städtebaulichen und gestalterischen 
Zusammenhangs der geplanten Wohnbebauung mit dem vorhandenen 
Umgebungsrahmen. 
Die ausgeschlossenen Nutzungen werden aus stadtgestalterischen Gründen sowie 
wegen der mit diesen Nutzungen verbundenen Lärm- und Geruchsemissionen und 
des intensiven Flächenverbrauchs ausgeschlossen. 
 

6.2 Maß der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §16 BauNVO) 

 
Das Maß der baulichen Nutzung wird für das Plangebiet durch die Festsetzung 

 der Grundflächenzahl (GRZ), 
 der maximal zulässigen Traufhöhe (THmax), 
 der maximal zulässigen Firsthöhe (FHmax), 
 die Zahl der Vollgeschosse, 

in der Nutzungsschablone bestimmt. 
 
Für das Plangebiet wird die Grundflächenzahl im Allgemeinen Wohngebiet mit 0,35 
bemessen. Damit wird im Wesentlichen der in der Umgebung vorherrschenden 
Bebauungsdichte entsprochen. Eine höher verdichtete Bebauung ist nicht 
Planungsziel.  
 
Die Festsetzungen zur maximalen Traufhöhe mit 3,80 m und der eingeschossigen 
Bauweise im Allgemeinen Wohngebiet entsprechen den in der Umgebung typischen 
Ausnutzungskriterien für Wohngebäude.  
Im vorhandenen westlich angrenzenden Wohngebiet sind flach geneigte 
symmetrische Dächer typisch. Aufgrund der vorhandenen Siedlungsstruktur werden 
im westlichen Teil des Plangebietes am Rosenweg, ebenfalls Flachdächer 
festgesetzt. Diese Festsetzung beschränkt sich auf das Baugebiet WA1. In diesem 
Bereich sollen die geplanten Hauptgebäude ebenso wie die bereits vorhandenen 
Gebäude mit flach geneigten Dächern gestaltet werden. Dies entspricht der 
vorhandenen städtebaulichen Struktur.  
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Die Nachfrage besteht auch für Grundstücke auf denen Wohngebäude mit 
Steildächern errichtet werden können so dass für die Baugebiete WA 2, WA 3, und 
WA 4 die Errichtung von Wohngebäuden mit symmetrischen Steildächern zulässig 
ist. 
Es besteht somit ein unterschiedliches Angebot zur Auswahl der Gebäudetypen. 
Eine weitere Durchmischung von Dachformen ist nicht Ziel für das Plangebiet. 
Dachformen werden für bestimmte Teile des Gebietes festgesetzt. Die Festsetzung 
zur maximalen Firsthöhe von 9,00 m berücksichtigt die Zulässigkeit der Steildächer 
in den Gebieten WA 2, WA3, und WA 4. 
 

6.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche, Stellung baulicher Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 

Innerhalb des Plangebietes wird die gebietstypische offene Bauweise festgesetzt. 
 

Die Lage der Gebäude wird durch die überbaubaren Grundstücksflächen im 
gesamten Plangeltungsbereich durch die Festsetzung von Baugrenzen und Baulinien 
bestimmt.  
Die Baulinien werden, außer an der südlichen Erschließungsstraße, parallel zu den 
Straßen, festgesetzt. Durch die Festsetzung der Baulinien wird erreicht, dass die 
Gebäude als Raumkante zur Erschließungsstraße errichtet werden. Mit der 
Festsetzung der Hauptfirstrichtung wird Einfluss auf das städtebauliche Bild 
innerhalb des Plangebietes genommen. Für das Plangebiet wird die 
Hauptfirstrichtung traufständig festgesetzt.  
Mit der Festsetzung der Baulinie und der Hauptfirstrichtung wird dem im Ortsbild der 
vorhandenen  Siedlungsstruktur entsprochen und eine Weiterführung der 
städtebaulichen Struktur erzielt. Im südlichen Bereich wird auf die Festsetzung der 
Baulinie verzichtet, da die Gebäude ohnehin bedingt durch den Verlauf der 
Erschließungsstraße in ihrer Lage verspringen. 
 

6.4 Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 und § 14 BauNVO) 

 
Garagen, überdachte Stellplätze und Nebenanlagen sind außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Garagen und überdachte Stellplätze 
sind zwischen straßenseitiger Baugrenze/ Baulinie und der Straßenbegrenzungslinie 
unzulässig. Nebenanlagen, ausgenommen davon sind eingefriedete Standorte für 
Abfallbehälter, sind zwischen straßenseitiger Baugrenze/ Baulinie und der 
Straßenbegrenzungslinie unzulässig. 
 
Durch diese Festsetzung besteht auf den Grundstücken, im rückwärtigen Bereich, 
die Möglichkeit Garagen, überdachte Stellplätze und Nebenanlagen, zu errichten. 
Diese Festsetzung ist insbesondere für die Gebiete WA 3 und WA 4 relevant. In den 
Gebieten WA 1 und WA 2 sind die überbaubaren Grundstücksflächen durch 
Baugrenzen und Baulinien so groß gefasst, dass die Bebauung rückwärtiger 
Bereiche auch innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen möglich ist.  
Im gesamten Plangebiet werden innerhalb der Vorgartenbereiche – Fläche zwischen 
Baugrenze/ Baulinie und Straßenbegrenzungslinie – Garagen und überdachte 
Stellplätze und Nebenanlagen ausgeschlossen, um eine Vorgartengestaltung zu 
ermöglichen.  
Um eine geordnete städtebauliche Entwicklung nicht nur im Hinblick auf die 
Hauptgebäude zu gewährleisten, trifft der Bebauungsplan einschränkende 
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Festsetzungen für Garagen überdachte Stellplätze und Nebenanlagen innerhalb der 
Vorgartenbereiche. Diese sollen nicht durch hervortretende Nebengebäude, Garagen 
oder überdachte Stellplätze gestört und optisch beeinträchtigt werden. In diesen 
Bereichen sind Garagen, überdachte Stellplätze und Nebengebäude unzulässig. 

 

6.5 Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 
Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in den Einzelhäusern wird mit maximal 2 
Wohnungen begrenzt. Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Doppelhäusern 
wird mit maximal 2 Wohnungen je Doppelhaushälfte begrenzt. 
 
Die Stadt hält diese Festsetzung zur Zahl der Wohnungen als sehr wichtig, um das 
typische Siedlungsbild erhalten zu können. Die Zahl der Wohnungen soll begrenzt 
werden, um in der Umgebung die Sicherheit für die Gewährung des Wohnumfeldes 
zu geben und um den Charakter einer individuellen Wohnbebauung dauerhaft zu 
sichern und dadurch eine besondere Wohnqualität zu erreichen. 

 

6.6 Größe der Baugrundstücke 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 
 
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes sind Grundstücke in den Gebieten in einer 
Mindestgröße von 500 m² vorzusehen. Ausnahmsweise sind in diesen Gebieten für 
einzelne Grundstücke Abweichungen, die bis zu 10 % der festgesetzten 
Mindestgrundstücksfläche betragen dürfen, nach unten zulässig. 
 
Die in der Planzeichnung ohne Normcharakter dargestellten Grundstücksgrößen und 
Parzellierungen sind als Orientierung zu betrachten und können im Rahmen der 
Realisierung des Baugebietes abweichen.  
 
Mit dieser Festsetzung wird der Sicherung des städtebaulichen Konzeptes, Angebote 
für einen attraktiven Standort des individuellen Eigenheimbaus zu schaffen, 
Rechnung getragen. Das Ziel ein locker bebautes und durchgrüntes Wohngebiet zu 
entwickeln kann erreicht werden. Aufgrund der festgesetzten Grundflächenzahl, der 
Umgrenzung der überbaubaren Grundfläche und der festgesetzten Mindestgröße der 
Baugrundstücke wird davon ausgegangen, dass die Grundstücke in etwa gemäß der 
dargestellten Absicht realisiert werden. Der Spielraum für Abweichungen ist gering. 
Dies entspricht dem planerischen Willen der Stadt Grevesmühlen.  

 

6.7 Höhenlage 

(§ 9 Abs. 3 BauGB) 
 
Die konstruktive Sockelhöhe darf eine Höhe von 0,50 m über dem Bezugspunkt nicht 
überschreiten. Der Erdgeschossfußboden darf jedoch auch nicht unter dem 
Bezugspunkt liegen. Das Maß der Sockelhöhe bezieht sich auf den vertikalen 
Abstand zwischen der Erdgeschossfußbodenoberkante und dem Bezugspunkt. Die 
Sockelhöhe ist der Schnittpunkt von Oberkante Erdgeschossfußboden (Rohbau) und 
aufstrebendem Mauerwerk. Die Traufhöhe darf maximal 3,80 m betragen. Die 
Traufhöhe ist der Schnittpunkt der Dachhaut mit dem aufstrebenden traufseitigen 
Mauerwerk. 
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Als unterer Bezugspunkt bei Höhenangaben - Traufhöhe, Firsthöhe, Sockelhöhe - 
wird die mittlere Höhe der nächstgelegenen Fahrbahn festgesetzt.  
 
Die Festsetzungen werden getroffen, um Einfluss auf die Kubatur der Bebauung 
innerhalb des Plangebietes zu nehmen und eine städtebauliche Anbindung an die 
vorhandene Bebauungs- und Siedlungsstruktur zu erreichen. Damit wird im 
Wesentlichen der in der Umgebung vorherrschenden Bebauung entsprochen und 
zum Siedlungsrand eine andere Kubatur zugelassen. 

 

6.8 Flächennutzungen 
 
Über die beschriebenen baulichen Nutzungen hinaus, werden folgende weitere 
flächenhafte Nutzungen dargestellt: 
 

 Verkehrsflächen, 
o Straßenverkehrsfläche, 
o Straßenfläche mit besonderer Zweckbestimmung als 

verkehrsberuhigter Bereich, 
 

Auf den beschriebenen Flächen baulicher und anderer oben beschriebener 
Nutzungen werden zusätzlich folgende Festsetzungen vorgenommen: 

 überbaubare Grundstücksfläche durch Festsetzung von Baugrenze und 
Baulinie, 

 Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum 
Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im des 
Bundesimmissionsschutzgesetztes, 

 Hauptfirstrichtungen, 
 Vermutlicher Verlauf von unterirdischen Leitungen, 
 Umgrenzung des Geltungsbereiches 
 Sichtdreiecke. 

 
Ebenso werden in der Planzeichnung folgende linienhafte und punktuelle 
Festsetzungen getroffen: 

 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen, 
 Erhaltungsgebot für Bäume. 

 
Darüber hinaus wird die Lage des Plangebietes in der Trinkwasserschutzzone III B 
nachrichtlich übernommen. 
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6.9 Flächennachweis 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Größe von ca. 1,26 ha. 
Dabei ergibt sich folgende Flächenverteilung: 
 

Flächennutzung                      Flächengröße 
 

Allgemeines Wohngebiet      9.455 m² 
   Gebiet – WA 1  2.991 m² 
   Gebiet – WA 2  2.217 m² 
   Gebiet – WA 3  3.513 m² 
   Gebiet – WA 4     734 m² 
 
 

Verkehrsflächen        3.123 m² 
   Straßenverkehrsfläche  1.156 m² 
   Verkehrsberuhigter Bereich 1.842 m² 
   Fußgängerbereich 125 m

2
 

 

Gesamtfläche      12.578 m² 

 

 

7. Örtliche Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen  

(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 86 LBauO M-V) 
 
Die Stadt Grevesmühlen macht davon Gebrauch, einzelne Festsetzungen zur 
äußeren Gestaltung baulicher Anlagen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit  
§ 86 LBauO M-V, für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu treffen. 
 
Es werden die für das beabsichtigte Siedlungsbild unverzichtbaren 
baugestalterischen Festsetzungen getroffen. Ziel ist es, durch Festsetzungen u.a. zur 
Gestaltung baulicher Anlagen, ein gesamtheitliches städtebauliches Bild zu schaffen. 
Eine Vielzahl unterschiedlicher Materialen und Farben soll ausgeschlossen werden.  
 
Insbesondere werden Festsetzungen nach folgenden Kriterien getroffen, für: 

 Dächer, 
 Außenwände, 
 Abfallbehälter,  
 Befestigung von Flächen auf privaten Grundstücken, 
 Werbeanlagen, 
 Einfriedungen. 

Es wird davon ausgegangen, dass innerhalb des abgesteckten Rahmens ein 
ausreichender Gestaltungsspielraum für den Einzelnen gegeben ist. 
 

7.1 Dächer 
  
Die Dächer sind als symmetrische Satteldächer auszubilden und nur mit roten, 
braunen oder anthrazitfarbenen Dachziegeln als Hartdacheindeckung zu decken. 
Glänzende und reflektierende Deckungsmaterialien sind nicht zulässig 
(auszuschließen sind glasierte Dachziegel; zulässig sind matt engobierte 
Dachziegel). 
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Dachaufbauten oder liegende Dachfenster müssen zu den Ortgängen einen Abstand 
von mindestens 1,50 m einhalten. Liegende Dachfenster sind nur auf der 
straßenabgewandten Gebäudeseite zulässig. Gauben dürfen eine maximale Breite 
von 1/3 der Dachlänge nicht überschreiten. Es ist nur eine Gaubenform in jeweils 
gleicher Ausführung auf dem Dach zulässig. Zwischen der Traufe und dem 
Dachaufbau müssen mindestens 3 Dachziegelreihen durchgehen. Zur Herstellung 
der Wandflächen von Gauben ist die Verwendung von Schiefer und Schindeln als 
Material unzulässig. Zulässig sind u.a. Holz, verzinkte Materialien und geputzte 
Flächen.  
 
Photovoltaikanlagen, die über den Eigenbedarf der Energieerzeugung hinausgehen 
sind nicht zulässig. Die Zulässigkeit von sonstigen Solaranlagen bleibt hiervon 
unberührt.  
 
Bei Garagen, überdachten Stellplätzen und Nebengebäuden sind die Festsetzungen 
zur Dachneigung und Dacheindeckung nicht zwingend; auszuschließen sind glasierte 
Dachziegel. 
 
Im vorhandenen westlich angrenzenden Wohngebiet sind flach geneigte 
symmetrische Dächer typisch. Die Stadt hat sich mit der Festsetzung der Dächer 
auseinandergesetzt. Aufgrund der vorhandenen Siedlungsstruktur werden im 
westlichen Teil des Plangebietes ebenfalls Flachdächer festgesetzt. Diese sind auf 
den Bereich am vorhandenen Rosenweg, im Westen des Plangebietes im Baugebiet 
WA 1 beschränkt. In diesem Bereich sollen die geplanten Hauptgebäude ebenso wie 
die bereits vorhandene Bebauung mit flach geneigten Dächern gestaltet werden. 
Dies entspricht der vorhandenen städtebaulichen Struktur.  
Die Nachfrage besteht auch für Grundstücke auf denen Wohngebäude mit 
Steildächern errichtet werden können, so dass für die Baugebiete WA 2, WA 3, und 
WA 4 die Errichtung von Wohngebäuden mit symmetrischen Steildächern zulässig 
ist. Es besteht somit ein unterschiedliches Angebot zur Auswahl der Gebäudetypen. 
Eine weitere Durchmischung von Dachformen ist nicht Ziel für das Plangebiet. 
Dachformen werden für bestimmte Teile des Gebietes festgesetzt. Die Festsetzung 
zur maximalen Firsthöhe von 9,00 m berücksichtigt die Zulässigkeit der Steildächer 
in den Gebieten WA 2, WA3, und WA 4. 
 
Liegende Dachfenster stören das Bild der Dachlandschaft und sind daher nur auf der 
straßenabgewandten Gebäudeseite zulässig. Um zu massive Gauben auf den 
Hauptgebäuden auszuschließen, wird die Breite auf ein Drittel der gesamten 
Dachbreite begrenzt. Darüber hinaus werden Abstände zur Traufe und zu den 
Ortgängen festgesetzt, um Dachlandschaften auszugestalten. 

 
7.2 Außenwände 

 
Außenwände sind als glatt verputzte Außenwandflächen oder als 
Verblendmauerwerk zulässig.  
 
Mit Holz verkleidete Außenfassaden sind nur giebelseitig und mit einem maximalen 
Anteil von 30 % der gesamten Fassadenfläche zulässig. Außenwände aus 
Blockbohlen (Blockbohlenhäuser) sind unzulässig. Unzulässig sind hochglänzende 
Baustoffe (zum Beispiel Edelstahl, emaillierte Elemente einschließlich Fliesen o.a.), 
kleinteiligere Baustoffe als dünnformatige Ziegel bei Verblendmauerwerk. 
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Die Fassaden der Hauptbaukörper sind nur in hellem Putz oder rotem bis rotbraunem 
Sichtmauerwerk auszuführen. Geputzte Wandflächen sind nur beige, gelb, ocker, 
sandfarben, grau oder als gebrochenes Weiß zulässig. 
 
Die Festsetzungen zu Außenwänden der geplanten Gebäude beinhalten im 
Wesentlichen Festsetzungen bezüglich der Farbgestaltung und der einzusetzenden 
Materialien im Fassadenbereich, um ein Angleichung an die ortstypische Bebauung 
zu erreichen. 
Im westlich angrenzenden vorhandenen Wohngebiet sind geputzte Fassaden in den 
Farben weiß, pastell-gelb, grau sowie verklinkerte Fassaden in rot typisch. Der 
Holzanteil innerhalb von Wandflächen ist gering.  
 

7.3 Abfallbehälter  
 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abfallbehälter auf dem eigenen Grundstück 
unterzubringen. Mülltonnenstandplätze sind durch Anordnung, Materialwahl und 
Farbgebung in die Gestaltung von Gebäuden, Einfriedungen oder Bepflanzungen 
einzubeziehen. 

 
 Durch die Gestaltung der Mülltonnenstandplätze wird positiver Einfluss auf das 

Ortsbild genommen.  

 

7.4 Befestigung von Flächen auf privaten Grundstücken  
  
Die Befestigung von privaten Stellplätzen und deren Zufahrt sowie von Zufahrten zu 
Garagen ist mit wasserdurchlässigen Materialien und/oder Rasengittersteinen 
und/oder großfugig verlegtem Steinpflaster ohne Fugenverguss zu gestalten. Ein 
wasserundurchlässiger Unterbau ist nicht zulässig. 
 
Ziel ist es, den Anteil der Versiegelung auf dem Grundstück möglichst gering zu 
halten und dadurch eine besondere Wohnqualität zu erreichen. 

 

7.5 Werbeanlagen 
 
Im Plangebiet sind Werbeanlagen nur als Schilder an Zäunen und an den 
Hauswänden bis zu einer Größe von 0,30 m x 0,60 m zulässig. Es dürfen keine 
selbstleuchtenden Werbeanlagen verwendet werden. Werbeanlagen sind nur an der 
Stätte der Leistung zulässig. 

 
Werbeanlagen sollen auf dargebotene Leistungen hinweisen. Überdimensionierte 
Werbeanlagen können das optische Bild des Straßenraumes stören, daher werden 
auch selbstleuchtende Werbeanlagen ausgeschlossen. 
 

7.6 Einfriedungen 
 

Einfriedungen der Grundstücke sind an der straßenbegleitenden Grundstücksgrenze 
nur mit einer maximalen absoluten Höhe von 1,20 m über dem natürlichen Niveau 
des Geländes zulässig. Diese Einfriedungen sind nur als Hecke mit 
dahinterliegendem Zaun zulässig. 
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Im westlich vorhandenen Wohngebiet sind unterschiedliche Einfriedungen 
vorhanden. Die Einfriedungen bestehen aus Kombinationen aus Zäunen mit 
gemauerten Pfosten, Zaunfeldern aus Holz oder Metall, Metall- oder Holzzäune und 
Hecken. Für das Plangebiet sind Einfriedungen nur im Zusammenhang mit Hecken 
zulässig. Dies wirkt positiv auf die Gestaltung des Straßenraumes und das Ortsbild.  
Darüber hinaus wird aus Sicht der Stadt die Höhenvorgabe als wichtig angesehen. 
Ziel ist es, hohe Einfriedungen auszuschließen.  
 

7.7 Festsetzung zu Bußgeldern 
 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die gesetzlichen Festsetzungen verstößt, 
handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann mit 
Bußgeld geahndet werden. 
 

 

8.  Verkehrliche Erschließung 
 

8.1 Fließender Verkehr  
 
Der Ortsteil Grevesmühlen ist mit seinen bestehenden Straßen und Wegen 
hinreichend an das übergeordnete Verkehrsnetz angebunden und ausreichend 
erschlossen. 
 
Die verkehrliche Anbindung des Plangebietes erfolgt über die vorhandenen Straßen, 
Klützer Straße und Rosenweg. Die neue Erschließungsstraße wird an den Rosenweg 
angebunden und entsprechend den Erfordernisse als Anliegerweg ausgebaut.  
Die vorhandenen Straßen im Norden bzw. im Westen des Plangebietes sind 
hinreichend ausgebaut, um den Verkehr aufzunehmen. Die neue 
Erschließungsstraße ist als Ringstraße geplant. Somit ist die Ein- und Ausfahrt in das 
Plangebiet auch für Müllfahrzeuge gesichert. Die Anlage einer Wendeanlage ist nicht 
erforderlich.  
Der Ausbau der Straße wird in einer Breite von 10,00 m bzw. 6,50 m als 
verkehrsberuhigter Bereich empfohlen. Die Verkehrsfläche ist im niveaugleichen 
Ausbau herzustellen.  
Im Übergang zum vorhandenen Rosenweg wird der Ausbau gemäß dem 
vorhandenen Straßenprofil in einer Breite von 10,00 m empfohlen - 4,00 m breite 
Fahrbahn mit einseitigem Gehweg von 2,00 m und optischer Trennung durch eine 
Mulde von 0,50 m. Die Flächen von 1,50 m bzw. 2,00 m im Übergang zu den 
Grundstücken sind als Grünstreifen zu gestalten.  
Im weiteren Verlauf ist der Ausbau in 6,50 m Breite vorgesehen. Durch den Ausbau 
einer Fahrbahn mit 4,00 m, einem einseitigen Gehweg mit 1,50 m und einer Mulde 
mit 0,50 m zwischen Gehweg und Fahrbahn sowie beidseitigen Seitenstreifen von je 
0,25 m wird die Verkehrsfläche gegliedert. Dieser Ausbauquerschnitt ist mit dem 
ausgebauten Rosenweg im Westen des Plangebietes vergleichbar. 
 
Die verkehrliche Anbindung des Plangebietes kann nach Herstellung der im Plan 
festgesetzten Verkehrsfläche gesichert werden. 

 
 Eine weitere Fläche im Süden des Plangebietes wird als Straßenfläche besonderer 

Zweckbestimmung festgesetzt. Diese Fläche wird als Trasse für eine verkehrliche 
Anbindung einer möglichen baulichen Entwicklung der südlich angrenzenden 
Gebiete festgesetzt. 
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8.2 Ruhender Verkehr 
 
Die Stellplätze sind auf den privaten Grundstücken unterzubringen. Der Nachweis 
der ausreichenden Anzahl an Stellplätzen ist im Baugenehmigungsverfahren zu 
erbringen. 

 

8.3 Öffentlicher Personennahverkehr 
 
Die Ortslage Grevesmühlen ist an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs 
angebunden. In der Klützer Straße befindet sich ein Haltpunkt der regionalen 
Busbetriebe.  
In Grevesmühlen befindet sich ein Bahnhof der  Deutschen Bahn.  

 
 

9. Immissionsschutz 

 

9.1.  Geruchsimmissionen durch den landwirtschaftlichen Betrieb 
 
Nordöstlich des Plangebietes befindet der Landwirtschaftsbetrieb Grevesmühlen e.G. 
Für den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 34 „Mühlenblick“ wurde eine 
Emissions- und Immissionsprognose (16.05.2012) von der LMS 
Landwirtschaftsberatung GmbH gefertigt, die die von dem vorhandenen 
Landwirtschaftsbetrieb sowie dessen Nebenanlagen austretenden Emissionen an 
Gerüchen beurteilt. Dieses Gutachten wird ebenso zur Beurteilung der 
Geruchsimmissionen im Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 30 herangezogen. 
 
Es wurde gutachterlich das Heranrücken der geplanten Wohnbebauung an die 
vorhandene Rinderanlage beurteilt. Es wurde hierbei der Rinder- und Kälberbestand 
aus dem Genehmigungsbescheid für die Rinderanlage zu Grunde gelegt. 
Nach GIRL-MV (Geruchsimmissions-Richtlinie) sind für Wohn- und Mischgebiete 
Immissionswerte (IW) von 0,10 einzuhalten. Ein Immissionswert von 0,10 bedeutet, 
dass an maximal 10 % der Jahresstunden Gerüche wahrnehmbar sein dürfen.  
Aufgrund der Ergebnisse des Gutachtens, dass auf der ausgewiesenen Fläche des 
Bebauungsplanes Geruchsstundenhäufigkeiten pro Jahr von 2 bis 3 % auftreten wird 
festgestellt, dass der Immissionswert nach GIRL von 10% für ein allgemeines 
Wohngebiet deutlich unterschritten wird. 
 
Für den Umbau der Rinderanlage wurde ein Geruchs- und 
Ammoniakprognosegutachten durch den TÜV Nord Umweltschutz Rostock GmbH & 
Co. KG (16.04.2004) erstellt. Bereits aufgrund der Ergebnisse dieses Gutachtens 
lässt sich für das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 30 feststellen, dass die 
Richtwerte für Wohn- und Mischgebiete im Plangebiet eingehalten werden. Die 
Geruchswahrnehmungshäufigkeit liegt im Plangebiet unter 10 % der Jahresstunden. 
Für das Bauleitplanverfahren wird jedoch auf die aktuellen gutachterliche 
Betrachtungen zurückgegriffen. 
 

9.2  Lärmimmission durch den landwirtschaftlichen Betrieb 
 
Zur Beurteilung der Geräuschemissionen durch den Landwirtschaftsbetrieb 
Grevesmühlen e. G. wurde eine schalltechnische Untersuchung durch den TÜV Nord 
Umweltschutz Rostock GmbH & Co. KG (Entwurf 22.05.2012) erstellt.  
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Die schalltechnische Untersuchung wurde für den in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplan Nr. 34 „Mühlenblick“ erstellt und trifft für den Bebauungsplan Nr. 30 
ebenso Aussagen zu den Immissionsbelastungen.  
 
Es wurden die Beurteilungspegel für den Zeitraum außerhalb der Erntezeit und für 
den Zeitraum innerhalb der Erntezeit ermittelt.  
Für die Zeit außerhalb der Erntezeiten können ohne gesonderte Maßnahmen die 
Orientierungswerte der DIN 18005 tags und nachts eingehalten werden. Anders 
verhält es sich im Erntezeitraum nachts. 
 
Gesunde Wohn- und Lebensverhältnisse können im Plangebiet nur durch 
Maßnahmen des aktiven Schallschutzes gewährleistet und die Planungsziele 
umgesetzt werden. 
Zum Schutz des Plangebietes vor Lärm im Zusammenhang mit dem 
Landwirtschaftsbetrieb sind Regelungen zu den Lüftern in der nördlichen Weizenhalle 
und die Errichtung von Wällen außerhalb des Plangebietes zu treffen. Diese 
Maßnahmen werden gutachterlich noch präzisiert und genau definiert. 
Die Sicherung der Realisierung der Schallschutzmaßnahmen erfolgt in einem 
städtebaulichen Vertrag, welcher vor Satzungsbeschluss wirksam sein muss.  
 
Zusätzlich zu den festgesetzten aktiven Schallschutzmaßnahmen liegen im 
Plangebiet für zwei Grundstücke im Obergeschoss Überschreitungen der 
Orientierungswerte  der DIN 18005 von 1 dB(A) nachts an den nordöstlichen 
Gebäudeseiten vor. Die Stadt Grevesmühlen erachtet die Festsetzung von passiven 
Schallschutzmaßnahmen im Obergeschoss für zwei Grundstücke und auf Grund der 
geringen Überschreitung von 1 dB(A) als zulässig. Gesund Wohn- und 
Lebensverhältnisse können durch folgende textliche Festsetzung realisiert werden.  
 

Auf den Grundstücken  1  und  2  sind die Grundrisse der Dachgeschosse so 

anzuordnen, dass schutzbedürftige Aufenthaltsräume zur lärmabgewandten süd- 
bzw. südwestlichen Gebäudeseite angeordnet werden. 
 
Durch die Anordnung der Grundrisse, so dass die schutzbedürftigen 
Aufenthaltsräume zur lärmabgewandten süd- bzw. südwestlichen Gebäudeseite 
anzuordnen sind, wird der Einhaltung der gesunden Wohnverhältnisse Rechnung 
getragen. Zu den schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen zählen insbesondere 
Schlafräume, Kinderzimmer und Wohnräume.  

 
Der Festsetzung von passiven Schallschutzmaßnahmen ist eine Abwägung der 
geringfügigen Überschreitung der einzuhaltenden Orientierungswerte von 40 dB(A) 
nachts durch Gewerbelärm vorzuziehen. 

 

9.3  Lärmimmissionen durch den Einkaufsmarkt 
 
Zur Beurteilung der Lärmimmissionen im Plangebiet durch den Betrieb der 
vorhandenen Einkaufszentren (Marktkauf und Schweim – Getränkehandel) wurde 
eine Schalltechnische Begutachtung vom Akustikbüro Schroeder und Lange GmbH 
erarbeitet. Diese wird durch die schalltechnische Untersuchung durch den TÜV Nord 
Umweltschutz Rostock GmbH & Co. KG (Entwurf 22.05.2012) präzisiert. Danach 
sind weiterhin Maßnahmen zum Schallschutz gegenüber Lärm von dem 
Verkehrsaufkommen zum Getränkeabholmarkt erforderlich. 
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Schallschutzmaßnahmen zum Schutz vor Lärm von den Verdichtern der Kühlanlage 
auf dem Dach sind nach neuestem Gutachten nicht mehr notwendig.  
 
Auf der Grundlage des Gutachtens sind für das Plangebiet Lärmschutzmaßnahmen 
gegenüber den Beeinträchtigen der Einkaufszentren erforderlich. Diese werden 
entsprechend den Ausführungen des Gutachtens im Bebauungsplan berücksichtigt.  
 
Innerhalb des Plangebietes wird die Anlage einer Lärmschutzwand erforderlich. Die 
nachfolgende Festsetzung ist Bestandteil des Bebauungsplanes:  
 
Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Flächen für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen ist eine 
Lärmschutzeinrichtung in Form einer Lärmschutzwand zu errichten. Die Höhe der 
Lärmschutzwand beträgt 3,00m. Die Länge der Lärmschutzwand beträgt 15,00m. Die 
Bezugsebene für die Höhe der Lärmschutzwand ist die Höhenlage der nördlich im 
Plangebiet festgesetzten vorhandenen öffentlichen Verkehrsfläche. 
 
Die Sicherung der Realisierung der Schallschutzmaßnahmen erfolgt im 
Städtebaulichen Vertrag. Mit der Realisierung der festgesetzten 
Lärmschutzmaßnahmen treten innerhalb des Plangebietes keine Beeinträchtigungen 
durch den Betrieb der Einkaufszentren auf.   
 
Bei Errichtung der Lärmschutzwand sind vorhandene Leitungen zu berücksichtigen. 
Die Leitungen im Plan sind derzeit nachrichtlich mit ungefährer Lage dargestellt. Zur 
Sicherheit sind die Leitungen einzumessen. Es sind entsprechende Abstimmungen 
mit dem Ver- und Entsorgungsträgern (E.ON e.dis AG/ Stadtwerke Grevesmühlen, 
Zweckverband Grevesmühlen, Gasversorgung Grevesmühlen) zu führen. 
 

10. Klimaschutz und Klimaanpassung 

 
Eingriffe in stadtklimatisch relevante Flächen ergeben sich in Folge der Planung 
nicht. Es ist nicht davon auszugehen das durch die Planung die 
Durchlüftungssituation im Bereich der angrenzenden Bebauung nachhaltig gestört 
werden würde. 
Der Bebauungsplan trifft keine zwingenden Festsetzungen zur Nutzung regenerativer 
Energien. Er schließt die Nutzung regenerativer Energien oder sonstige bauliche 
Maßnahmen zum Klimaschutz nicht aus, oder erschwert diese. Insofern ist eine den 
Klimaschutzzielen entsprechende Bebauung möglich. 
 
 

11. Ver- und Entsorgung 
 
Zur Sicherung der Ver- und Entsorgung im Plangebiet und der Herstellung der 
Verkehrsanlagen wird ein Erschließungsvertrag zwischen dem Erschließungsträger, 
die Grevesmühlener Kommunale Bau GmbH und der Stadt Grevesmühlen, 
abgeschlossen. Die Grevesmühlener Kommunale Bau GmbH übernimmt die 
Aufgabe zur Herstellung der Ver- und Entsorgungsanlagen und der Verkehrsanlagen 
und wird die erforderlichen Erschließungsverträge auch mit den Ver- und 
Entsorgungsträgern abschließen.  
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11.1 Wasserversorgung 
 
Die Wasserversorgung des Plangebietes erfolgt durch den Zweckverband für 
Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung Grevesmühlen (ZVG). Der ZVG 
hat mitgeteilt, dass eine Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser gewährleistet 
werden kann. Im Zuge der Erschließungsplanung für das Gebiet sind Abstimmungen 
zwischen dem Erschließungsträger und dem ZVG zu führen. Grundsätzlich ist dabei 
zu überprüfen, ob die Kapazitäten der vorhandenen Anlagen, über die das 
Plangebiet angebunden werden muss, ausreichend dimensioniert sind, um das 
Plangebiet ausreichend zu versorgen. Innerhalb des Gebietes sind entsprechende 
Anschlüsse an die vorhandenen Leitungen zu Kosten des Verursachers herzustellen.  
Innerhalb des Plangebietes sind Leitungen des ZVG vorhanden. Zu vorhandenen 
Leitungen sind die vorgeschriebenen Mindestabstände einzuhalten. Eine Einweisung 
vor Ort ist durch die Mitarbeiter vor Beginn der Baumaßnahmen erforderlich.  

 
Im nördlichen Bereich des Plangebietes, südlich der Klützer Straße, befindet sich 
eine Trinkwasserleitung AZ DN100. Die Umverlegung der Leitung ist Voraussetzung 
für die Umsetzung der Planungsziele im nördlichen Plangebiet. Die erforderlichen 
Abstimmungen werden mit dem Zweckverband Grevesmühlen geführt. Die sich aus 
den Arbeiten zur Entwicklung des Plangebietes ergebenen Umverlegungen von 
Leitungen bzw. Anlagen des Zweckverbandes sowie die durch Bodenabtrag 
erforderlichen Tieferlegungen oder dergleichen sind durch den 
Erschließungsträger/Bauherrn zu finanzieren. Die hieraus resultierende Veränderung 
der Trassenführung bzw. der Tiefenlage sind aufzunehmen und entsprechend der 
Anforderungen des ZVG in digitaler Form darzustellen und dem ZVG zu übergeben. 
Die Kosten fallen zu Lasten des Verursachers.  
 
Vor Planungs- und Realisierungsarbeiten zur Herstellung der Ver- und 
Entsorgungsanlagen und der Verkehrsanlagen sind rechtzeitig Abstimmungen mit 
dem Zweckverband Grevesmühlen (ZVG) durch den Erschließungsträger 
erforderlich.  
 
Eine Bepflanzung der ZVG-Trassen ist unzulässig. Ausnahmen bedürfen der 
Zustimmung unter Anwendung des DVGW-Arbeitsblattes GW 125.  
 

11.2 Abwasserentsorgung - Schmutzwasser 
 
Die Abwasserentsorgung des Plangebietes erfolgt durch den Zweckverband für 
Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung Grevesmühlen (ZVG). Die 
Ableitung der anfallenden Abwässer (Oberflächenwasser bzw. Schmutzwasser) hat 
grundsätzlich im Trennsystem zu erfolgen. Das Schmutzwasser ist über neu zu 
bauende Anlagen zu entsorgen, die in das vorhandene Leitungssystem des 
Zweckverbandes für Trinkwasserversorgung und Abwasserbeseitigung 
Grevesmühlen eingebunden werden. Die Ableitung erfolgt in die Kläranlage 
Grevesmühlen. Der ZVG hat mitgeteilt, dass eine Entsorgung des im Plangebiet 
anfallenden Schmutzwassers gewährleistet werden kann. Im Zuge der 
Erschließungsplanung für das Gebiet sind Abstimmungen zwischen dem 
Vorhabenträger und dem ZVG zu führen. Grundsätzlich ist dabei zu überprüfen, ob 
die Kapazitäten der vorhandenen Anlagen, über die das Plangebiet angebunden 
werden muss, ausreichend dimensioniert sind, um das anfallenden Schmutzwasser 
aufnehmen zu können.  
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Die sich aus den Arbeiten zur Entwicklung des Plangebietes eventuell ergebenen 
notwendigen Umverlegungen von Leitungen bzw. Anlagen des Zweckverbandes 
sowie die durch Bodenabtrag erforderlichen Tieferlegungen oder dergleichen sind 
durch den Erschließungsträger/Bauherrn zu finanzieren. Die hieraus resultierende 
Veränderung der Trassenführung bzw. der Tiefenlage sind aufzunehmen und 
entsprechend der Anforderungen des ZVG in digitaler Form darzustellen und dem 
ZVG zu übergeben. Die Kosten fallen zu Lasten des Verursachers.  
 
Vor Planungs- und Realisierungsarbeiten zur Herstellung der Ver- und 
Entsorgungsanlagen und der Verkehrsanlagen sind rechtzeitig Abstimmungen mit 
dem Zweckverband Grevesmühlen (ZVG) und dem Erschließungsträger erforderlich.  
 
Eine Bepflanzung der ZVG-Trassen ist unzulässig. Ausnahmen bedürfen der 
Zustimmung unter Anwendung des DVGW-Arbeitsblattes GW 125.  
 

11.3 Abwasserentsorgung – Oberflächenwasser 
 
Das von bebauten oder künstlich befestigten Flächen abfließende 
Niederschlagswasser ist Abwasser gemäß § 39 Abs. 1 LWaG und unterliegt damit 
der Abwasserbeseitigungspflicht der zuständigen Körperschaft, dem Zweckverband 
Grevesmühlen. Für die Beseitigung des im Plangebiet anfallenden 
Niederschlagswassers von öffentlichen Verkehrsflächen im Innenbereich ist der 
Zweckverband Grevesmühlen zuständig. 

 
Für die Grundstücke im Plangebiet sollen alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, 
anfallendes und unbelastetes Oberflächenwasser auf den Grundstücken zu sammeln 
und zu versickern. Für Grundstücke, die an das Plangebiet angrenzen, ist die 
Versickerung auf diesen ortsüblich und möglich. Der Versiegelungsgrad im 
Plangebiet wird auf ein Mindestmaß begrenzt. Die dezentrale Versickerung von 
unbelastetem Niederschlagswasser ist erlaubnisfrei. Das Niederschlagswasser im 
Plangebiet wird als gering verschmutzt eingestuft. Daraus leitet sich kein besonderes 
Behandlungserfordernis ab.  

 
Abstimmungen zur Regelung der Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers von 
öffentlichen und privaten Flächen werden zwischen der Stadt, dem 
Erschließungsträger und dem Zweckverband für Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung Grevesmühlen im Rahmen des weiteren Planverfahrens 
geführt. 
 
Im Zuge des Planverfahrens wird ein Bodengutachten zum Nachweis der 
Versickerungsfähigkeit der Flächen erstellt. Für detaillierte Entscheidungen zur 
Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers durch Versickerung und/oder 
Ableitung durch das Vorflutsystem ist ein Bodengutachten erforderlich. Die Vorgaben 
zur Herstellung des Systems zur Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers sind 
bis zum Satzungsbeschluss zu schaffen.  
 
Der ZVG hat in seinen Stellungnahmen mitgeteilt, dass eine Entsorgung des im 
Plangebiet anfallenden Regenwassers gewährleistet werden kann. Im Zuge der 
Erschließungsplanung für das Gebiet sind Abstimmungen zwischen dem 
Erschließungsträger und dem ZVG über die Schaffung der erforderlichen 
Voraussetzung zur Herstellung der Anlagen zur Ableitung des anfallenden 
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Oberflächenwassers nach Art und Umfang innerhalb des Gebietes zu führen. 
Grundsätzlich ist dabei zu überprüfen, ob die Kapazitäten der vorhandenen Anlagen, 
über die das Plangebiet angebunden werden muss, ausreichend dimensioniert sind, 
um das anfallende Regenwasser aufzunehmen. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob es 
aufgrund der anstehenden Höhen möglich ist, die neu zu errichtenden 
Regenwasserleitungen zur Entwässerung der öffentlichen und ggf. auch der privaten 
Grundstücke, an die vorhandenen Leitungen anzuschließen.  
Der hydraulische Nachweis zur Ableitung des Oberflächenwassers über das 
vorhandene Leitungssystem ist zu erbringen. Sollte dies nicht möglich sein, sind 
entsprechende Anlagen herzustellen. Es besteht z.B. dann die Möglichkeit, in den 
neu zu bauenden Regenwasserkanal einen Staukanal mit Versickerungsmöglichkeit 
einzubauen, dessen Überlauf in den vorhandenen Regenwasserkanal einbindet. 
Besteht dann dennoch keine Möglichkeit zur Versickerung, ist das 
Niederschlagswasserbeseitigungssystem den tatsächlichen Erfordernissen 
anzupassen.  
Die Kosten für die Herstellung der zentralen Anlagen zur 
Niederschlagswasserableitung sind durch den Erschließer zu finanzieren.  
 
Bei einer Versickerung des Regenwassers auf dem Grundstück ist darauf zu achten, 
dass die Belange des Nachbarschaftsschutzes nicht beeinträchtigt werden. Die 
Anlagen zur Regenwasserversickerung sind nach den gültigen Regeln der Technik 
herzustellen.  
 
Der Bau und die Benutzung einer Eigenwassergewinnungsanlage (z.B. zur 
Regenwassernutzung) sind gesondert beim Zweckverband zu beantragen und 
bedürfen der Genehmigung.  
Bei der Umsetzung der Planung sind vorhandene Drainleitungen und unterirdische 
Gewässer, sowie Leitungen anderer Versorgungsträger, in ihrer Funktionsfähigkeit 
zu erhalten bzw. so wiederherzustellen, dass Beeinträchtigungen des Wohls der 
Allgemeinheit ausgeschlossen werden. 
 
Das Plangebiet befindet sich in der Trinkwasserschutzzone III B der Wasserfassung 
Grevesmühlen. Vorhaben des Wohnungsbaus in der beabsichtigten Form sind 
grundsätzlich zulässig. Die sich aus der Trinkwasserschutzverordnung ergebenen 
Beschränkungen sind zwingend zu berücksichtigen und einzuhalten.  
 
Die Stadt Grevesmühlen gehört zum Wasser- und Bodenverband „Stepenitz-
Maurine“. Die Vorflut für diesen Bereich bildet das Gewässer 7/11/B3 in der 
Unterhaltungspflicht des Wasser- und Bodenverbandes. Dieser befindet sich südlich 
des Plangebietes, außerhalb des Plangebietes. Beeinträchtigungen des Vorfluters 
werden durch den Wasser- und Bodenverband nicht gesehen, da das anfallende 
Oberflächenwasser dezentral auf den Grundstücken versickert bzw. über die 
zentralen Anlagen des ZVG abgeleitet werden soll.  
 
Für gegebenenfalls durchzuführende Pflanzarbeiten sind Hinweise des Wasser- und 
Bodenverbandes zu berücksichtigen. Eine Bebauung bzw. Bepflanzung von offenen 
Vorflutern ist ausgeschlossen. Es ist mindestens eine einseitige Befahrbarkeit an 
Vorflutern von 7 m zu gewährleisten. Rohrleitungen und Drainagen sind von 
Bepflanzungen freizuhalten. 
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11.4 Elektroenergieversorgung 
 

Die Stadt Grevesmühlen wird durch die Stadtwerke Grevesmühlen in Verbindung mit 
der E.ON e.dis AG mit Elektroenergie versorgt.  
Die Stadtwerke haben mitgeteilt, dass ein Anschluss an das Versorgungsnetz durch 
Erweiterung der Mittel-/ Niederspannungsleitungen möglich ist. Im öffentlichen 
Bauraum stehen dafür ausreichend Flächen zur Verfügung.  
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich elektrotechnische Leitungen. Diese sind 
nachrichtlich entsprechend der Bestandsunterlagen der E.ON e.dis AG im Plan 
dargestellt. Bestandspläne über die Niederspannungskabel werden im Zuge 
konkreter Baumaßnahmen zur Verfügung gestellt. Der vorhandene Anlagenbestand 
ist bei allen weiteren Planungen zu berücksichtigen. 
Die Anlagen dürfen zur Vermeidung der Gefährdung von Personen und der 
öffentlichen Versorgung nicht unter-/überbaut werden. Sie sind von Bepflanzungen, 
Anschüttungen o.ä. freizuhalten. Eine Einweisung in die Lage wird gegebenenfalls 
erforderlich. Bei möglichen Umverlegungen von vorhandenen Leitungen, ist 
rechtzeitig ein Antrag an das Versorgungsunternehmen zu stellen. Eventuell 
erforderliche Umverlegungen zur Baufreimachung sind durch den Verursachen zu 
tragen.  
Das Versorgungsunternehmen soll rechtzeitig vor Beginn der Erschließung 
mindestens 14 Tage vorher unterrichtet werden.  
 
Zur Festlegung erforderlicher Maßnahmen im Zusammenhang mit der Erschließung 
ist zwischen dem Erschließungsträger und dem Versorgungsträger eine 
Vereinbarung abzuschließen. Ein Antrag ist rechtzeitig vor Baubeginn zu stellen. 
Diesem ist ein Lageplan im Maßstab M 1 : 500 und eine Flurkarte im M 1 : 2.00 
beizufügen. 
 
Die allgemeinen Hinweise sind bei den weiteren Planungen zu berücksichtigen: 
„Hinweise und Richtlinien zu Arbeiten in der Nähe von Kabelanlagen“, „Hinweise und 
Richtlinien zu Baumpflanzungen in der Nähe von Versorgungsanlagen“ und „Tipps 
für den Bauherrn“. 
 

11.5 Gasversorgung 
 

Die Stadt Grevesmühlen wird durch die Gasversorgung Grevesmühlen GmbH in 
Verbindung mit E.ON Hanse AG mit Erdgas versorgt. Die Gasversorgung 
Grevesmühlen GmbH hat mitgeteilt, dass in der Klützer Straße sowie auf den 
Grundstücken im Rosenweg Leitungen des Energieversorgungsunternehmens 
vorhanden sind. Bestandsunterlagen sind im Rahmen der technischen Planung 
anzufordern. Inwiefern ein Anschluss des Plangebietes vorgesehen und möglich ist, 
ist im Rahmen der Erschließungsplanung mit dem Energieversorgungsunternehmen 
abzustimmen.  
Die vorhandenen Leitungen sind bei allen weiteren Planungen zu berücksichtigen.  
Nachfolgende Hinweise sind zu beachten: 
 Keine Überbauung mit Bitumen, Beton oder ähnlichen Materialien, außer im 

direkten Kreuzungsbereich. 
 Beim Verlegen von Ver- und Entsorgungsleitungen, bei Bebauungen sowie bei 

Baumpflanzungen sind die nach den jeweils gültigen Regelwerken geforderten 
Mindestabstände zu berücksichtigen. 
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 Freigelegte Leitungen sind fachgerecht gegen Beschädigung zu schützen.   
 Überdeckungen der Gasleitungen dürfen nicht verändert werden. 
 Der Bauausführende hat vor Beginn der Arbeiten einen Aufgrabeschein und 

eine örtliche Einweisung zu beantragen. 
 Ober- oder unterirdische Anlagen/ Hinweiszeichen dürfen in Lage und Standort 

nicht verändert werden. 
 Erforderliche Unterhaltungs-, Instandhaltungs- und Erneuerungsarbeiten an 

den Leitungen dürfen nicht beeinträchtigt werden. 

 

11.6 Fernmeldeversorgung 
 

Die Stadt Grevesmühlen ist an das Netz der Deutschen Telekom AG angeschlossen. 
Innerhalb des Plangebietes, in der Klützer Straße und im Rosenweg sind Leitungen 
der Deutschen Telekom vorhanden. Diese werden nachrichtlich entsprechend der 
Bestandsunterlagen des Unternehmens im Plan dargestellt.  
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen an den 
Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen, z.B. im 
Falle einer Störung, jederzeit ein ungehinderter Zugang zu den Leitungen möglich ist.  
Die Bauausführenden haben sich vor Beginn der Arbeiten über den vorhandenen 
Bestand zu informieren (Deutsche Telekom AG beim Ressort PTI 23, 
Bauherrenberatung in 19370 Parchim, Ostring 20). Vor Tiefbauarbeiten über oder in 
unmittelbarer Nähe ist eine genaue Einweisung in die genaue Lage dieser Anlagen 
notwendig. Die Einweisung bezieht sich auch auf Flächen, die nur für die 
Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen, für die Lagerung von Baumaterial wie 
auch zum Abstellen der Bautechnik benötigt werden, um mögliche Montage- und 
Wartungsarbeiten nicht zu behindern. Die Kabelschutzanweisung der Deutschen 
Telekom AG ist zu beachten.  
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes, die Koordinierung mit 
dem Straßenbau und Baumaßnahmen anderer Leitungsträger ist Voraussetzung, 
dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen der zuständigen 
Niederlassung (Deutsche Telekom AG, T-Com NL Nordost, PTI 23 in 18198 
Kritzmow, Biestower Weg 20) rechtzeitig, jedoch mindestens 6 Monate vorher 
schriftlich angezeigt werden. Sollten Umverlegungen an den 
Telekommunikationsanlagen notwendig werden, hat der Verursacher die Kosten zu 
tragen. 
Bei der Planung von neu zu pflanzenden Bäumen im Bereich der öffentlichen 
Flächen sind die Normen und Richtlinien (u.a. DIN 1998, DIN 18920, Richtlinie zum 
Schutz von Bäumen, Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 1989) zu beachten. Dadurch können Konflikte beim Bau, Unterhaltung und 
Erweiterung an Anlagen der Deutschen Telekom vermieden werden.  

 

11.7 Abfallentsorgung 
 

Die Abfallentsorgung erfolgt auf der Grundlage der gesetzlichen Regelungen und der 
diesbezüglichen Satzungen des Landkreises Nordwestmecklenburg.  
Von öffentlicher Entsorgungspflicht ausgeschlossene Abfälle sind vom 
Abfallerzeuger nach den Bestimmungen des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 
zu entsorgen. Die Müllbehälter sind am Entsorgungstag durch den zuständigen 
Grundstücksbesitzer an der öffentlichen Straße bereitzustellen. Somit kann die 
geordnete Zu- und Abfahrt, insbesondere für Müllfahrzeuge, gesichert werden.  
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Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass sowohl von der 
Baustelle als auch von dem fertiggestellten Objekt eine vollständige und geordnete 
Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises 
Nordwestmecklenburg erfolgen kann. 

 

11.8 Feuerschutzeinrichtungen 

 
Der Feuerschutz in der Stadt Grevesmühlen ist durch die örtliche Freiwillige 
Feuerwehr sichergestellt. Gemäß § 2 (1) des Gesetzes über den Brandschutz und 
die Hilfeleistungen der Feuerwehren (BrSchG) für M-V vom 14. November 1991 ist 
es Aufgabe der Gemeinden, die Löschwasserversorgung sicherzustellen. Dabei sind 
die Anforderungen des Grundschutzes zur Sicherung der Löschwasserbereitstellung 
zu beachten und zu erfüllen.   
Die notwendigen Maßnahmen zur Sicherung der Löschwasserversorgung sind 
zwischen der Stadt Grevesmühlen bzw. dem Erschließungsträger und dem 
Zweckverband abzustimmen. Der ZVG hat in seiner Stellungnahme mitgeteilt, dass 
Löschwasser nur im Rahmen seiner Möglichkeiten bereitgestellt werden kann.  
Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung über ein Hydrantennetz ist die 
„Vereinbarung über die Bereitstellung von Trinkwasser zu Löschwasserzwecken aus 
dem Trinkwasserversorgungssystem“ zwischen der Stadt und dem Zweckverband zu 
erweitern. Im Rahmen der technischen Planung ist der erforderliche Bedarf der 
Bereitstellung von Trinkwasser zu Löschwasserzwecken zu bestimmen.  
Die Richtwerte für den Löschwasserbedarf eines Löschwasserbereiches mit allen 
Löschwasserentnahmestellen im Umkreis von 300 m enthält das DVGW-Arbeitsblatt 
W 405, dessen Forderungen einzuhalten sind. 
Die Zugänglichkeit der Grundstücke und der baulichen Anlagen sowie die 
Durchfahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen für Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr 
muss entsprechend der DIN 14090 gewährleistet sein.  
 

 

12. Nachrichtliche Übernahmen 
 

12.1 Bau- und Kulturdenkmale/ Bodendenkmale 
 

Im Plangebiet sind keine bau- und Kulturdenkmale berührt und keine 
Bodendenkmale bekannt. 
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 DSchG M-V die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde 
zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von 
Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder 
dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür 
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige 
Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage 
nach Zugang der Anzeige. 
 
Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde spätestens zwei 
Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, 
dass Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege 
bei den Erdarbeiten zugegen sein können und eventuell auftretende Funde gemäß 
§ 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich bergen und dokumentieren. 
Dadurch werden Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden (vgl. § 11 Abs.3 
DSchG M-V). 
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12.2 Lage in der Trinkwasserschutzzone 
 

Das Plangebiet liegt in der Trinkwasserschutzzone III B der Wasserfassung von 
Grevesmühlen. Die bestehenden Verbote und Nutzungsbeschränkungen in der 
Trinkwasserschutzzone sind zu beachten.  
 
Aus Gründen der Übersichtlichkeit lässt sich die Umgrenzung des Plangebietes mit 
dem Planzeichen für Flächen mit wasserrechtlichen Festsetzungen nicht darstellen. 
Auf der Planzeichnung erfolgt eine Kennzeichnung zur Lage des Gebietes innerhalb 
der Trinkwasserschutzzone.  

 

 

13. Hinweise 

 

13.1 Munitionsfunde 
 

Nach Auskunft des Munitionsbergungsdienstes liegen für das Plangebiet keine 
Hinweise auf mögliche Kampfmittel vor. Nach bisherigen Erfahrungen ist jedoch nicht 
auszuschließen, dass auch in einem für den Munitionsbergungsdienst als nicht 
kampfmittelbelastet bekannten Bereich Einzelfunde auftreten können. Aus diesem 
Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei 
diesen Arbeiten  kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden 
werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der 
unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu 
benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und gegebenenfalls die örtliche 
Ordnungsbehörde hinzuziehen. 

 

13.2 Ver- und Entsorgungsleitungen 
 

Die Belange der Ver- und Entsorgung sind innerhalb des Plangebietes hinreichend zu 
berücksichtigen. Sowohl der vorhandene Leitungsbestand innerhalb und außerhalb 
des Plangebietes ist bei Ausführung von Bauarbeiten entsprechend zu 
berücksichtigen. Die Anforderungen der Ver- und Entsorger bezüglich der 
Trassierung und der Tiefenlage innerhalb des Straßenkörpers sind im Rahmen der 
technischen Planung sorgfältig abzuprüfen. 

 

13.3 Bodenschutz 
 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des 
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind mit der zuständigen 
Behörde, Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Schwerin, gemäß § 13 
BBodSchG die notwendigen Maßnahmen abzustimmen (Sanierungsuntersuchung, 
Sanierungsplanung, Sanierung bzw. Sicherung). Bei der Erfüllung dieser Pflichten ist 
die planungsrechtlich zulässige Nutzung der Grundstücke und das sich daraus 
ergebende Schutzbedürfnis zu beachten, soweit dieses mit den Bodenfunktionen 
nach § 2 Abs. 2 BBodSchG zu vereinbaren ist. Für jede Maßnahme, die auf den 
Boden einwirkt, hat der Verursacher die entsprechende Vorsorge zu treffen, dass 
schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Bodeneinwirkungen 
sind zu vermeiden bzw. zu vermindern, soweit das im Rahmen der Baumaßnahmen 
verhältnismäßig ist. Bei der Sicherung von schädlichen Bodenveränderungen ist zu 
gewährleisten, dass durch die verbleibenden Schadstoffe keine Gefahr oder 
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erhebliche, nachteilige Belastung für den Einzelnen oder die Allgemeinheit 
entstehen. Im Falle einer Sanierung muss der Verursacher dafür sorgen, dass die 
Vorbelastungen des Bodens bzw. die Altlasten soweit entfernt werden, dass die für 
den jeweiligen Standort zulässigen Nutzungsmöglichkeiten wieder hergestellt 
werden.  

 

13.4 Verhalten bei unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüchen des Bodens  

 
Für das Plangebiet liegen gemäß Auskunft der unteren Abfallbehörde des 
Landkreises keine Erkenntnisse über das Vorliegen von Altlasten oder 
altlastverdächtigen Flächen im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes vor. Mit 
dieser Auskunft kann keine Gewähr für die Freiheit des Plangebietes von Altlasten 
oder altlastverdächtigen Flächen übernommen werden.  
Sollten während der Erdarbeiten Auffälligkeiten, wie unnatürliche Verfärbungen 
bzw. Gerüche des Bodens auftreten, ist der Landrat des Landkreises 
Nordwestmecklenburg als zuständige Behörde zu informieren. Der 
Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach § 10 und § 11 Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten 
Bodenaushubs verpflichtet. Die Anforderungen des Bundesbodenschutzgesetzes 
sind zu beachten. 

 
13.5  Hinweise zu Anpflanzungen 
 

Bei der Planung von neu zu pflanzenden Bäumen im Bereich der öffentlichen 
Flächen sind die Normen und Richtlinien (u.a. DIN 1998, DIN 18920, Richtlinie zum 
Schutz von Bäumen) zu beachten. Dadurch können Konflikte mit vorhandenen 
Leitungen sowie beim Bau und Unterhaltung, z.B. Leitungen der Deutschen 
Telekom AG, vermieden werden 

 
13.6 Schallschutzmaßnahmen 
 

Zum Schutz des Plangebietes vor Lärm im Zusammenhang mit dem 
Landwirtschaftsbetrieb sind Regelungen zu den Lüftern in der nördlichen 
Weizenhalle und die Errichtung von Wällen außerhalb des Plangebietes zu treffen. 
Die Sicherung der Realisierung der Schallschutzmaßnahmen erfolgt in einem 
städtebaulichen Vertrag, welcher vor Satzungsbeschluss wirksam sein muss.  

 
13.7 Gewässerschutz 
 

Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist gemäß § 20 Abs.1 
Landeswassergesetz (LWaG) bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 
 Erdaufschlüsse, die bis in das Grundwasser reichen, sind gemäß § 33 Abs.1 LWaG  
bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 
Grundwasserabsenkungen sind bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 
 

 

14.  Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
 

Das Plangebiet gehört zu einer Fläche, für die durch das Gutachterbüro Bauer, 
Grevesmühlen, im September 2011 eine faunistische Bestandserfassung sowie ein 
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt wurde. Dieses Gutachten- „Stadt 
Grevesmühlen, Abbruch von Gebäuden im Zuge der Baufeldberäumung Gelände der 
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ehemaligen GPG in Grevesmühlen (Klützer Straße)- wird den betroffenen Trägern 
öffentlicher Belange zur Verfügung gestellt.  
 
Der Untersuchungsbereich dieses Gutachtens umfasst die Flächen des Plangebietes 
des Bebauungsplanes Nr. 30 sowie die südlich angrenzenden Flächen. Gegenstand 
der Betrachtung waren auch Gebäudereste/ Ruinen, außerhalb des Plangebietes des 
Bebauungsplanes Nr. 30.  
 
Im Ergebnis des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages wurde festgestellt, dass die 
Belange des §44 Bundesnaturschutzgesetz durch das Vorhaben nicht berührt 
werden. 
 
Der Verlust unbebauter Fläche wird daher voraussichtlich nicht zu erheblichen 
Beeinträchtigungen oder Beeinträchtigungen der Erhaltungszustände der 
Populationen festgestellter Artengruppen führen. Eventuelle baubedingte 
Vergrämungen werden als nicht erheblich angesehen, da diese zeitlich befristet und 
somit nicht erheblich sind. Weiterhin sind in der Umgebung des Vorhabens 
ausreichend Biotope des Siedlungsraumes vorhanden, welche auf stabile, 
umfangreiche Populationen der heimischen Vogelarten hinweisen. Für die 
festgestellten Amphibien stellt das Plangebiet einen nur untergeordneten 
Lebensraum dar.  
 
Entsprechend der Vorgaben des (5) des §44 des BNatSchG wird die ökologische 
Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang somit weiterhin erfüllt.  

 
 

15.  Gehölze  
 

Anpflanzungen im Straßenbereich 
Bäume im Straßenbereich sind in der Art Hängebirke (Betula pendula) oder 
Hainbuche (Carpinus betulus) als Hochstämme mit einem Stammumfang von 14 - 16 
cm zu pflanzen.  
 
Standorte für die Anpflanzungen wurden innerhalb des Bebauungsplanes nicht 
gesondert festgesetzt. Über geeignete Standorte ist deshalb im Rahmen der 
konkreten Ausführungsplanung für die Herstellung der verkehrsberuhigten Flächen 
zu entscheiden. Bei den Bäumen wurden typische Arten des Naturraumes 
verwendet. Insbesondere die Hängebirke ist am Standort auch im Bestand durch 
natürlichen Aufwuchs vertreten. 
 

Erhaltung von Bäumen 
Die Berg-Ahorn-Baumreihe im Bereich der festgesetzten Straßenverkehrsfläche 
unterliegt dem Schutz nach § 19 NatSchAG M-V und setzt sich außerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 30 fort. Die geschützte Baumreihe ist 
in ihrem Bestand zu sichern. Es werden entsprechende Festsetzungen zur Erhaltung 
der Bäume getroffen. Bei Abgang sind die Gehölze artengleich nachzupflanzen. 
 

Auswirkungen auf den geschützten Baumbestand 
In Zusammenhang mit der notwendigen Errichtung einer Schallschutzwand am 
nordöstlichen Plangebietsrand wurden mögliche Auswirkungen auf die geschützten 
Bäume geprüft. Die geplante Schallschutzwand ist 15 m lang und 3,0 m hoch. 
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Nördlich der ausgewiesenen Schallschutzwand befindet sich ein geschützter Berg-
Ahorn (Acer pseudoplatanus). Der Ahorn besitzt einen Stammumfang von 0,77 m 
und einen Kronendurchmesser von 5,0 m. Der Kronenbereich des Baumes ist durch 
eine Telekom-Freileitung beeinträchtigt. Die Leitung verläuft in einem Abstand von 
2,1 m südlich des Baumstandortes. Dementsprechende sind in diesem Bereich 
wiederkehrende Kronenschnitte am Baum notwendig. Ein natürlicher Kronenaufbau 
unterhalb sowie im unmittelbaren Umgebungsbereich der Freileitung wird dadurch 
unterbunden, so dass hier entsprechende Vorbelastungen für den Baum vorliegen. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass die zukünftige Schallschutzwand eine Dicke von 
weniger als 0,5 m besitzt und dass für die Herstelllung der Wand nur 
Einzelfundamente errichtet werden. Für die Errichtung der Schallschutzwand ist ein 
Bereich nördlich der Klützer Straße, im Anschluss an die befestigten Flächen, bis zur 
Geltungsbereichsgrenze festgesetzt. Die Geltungsbereichsgrenze befindet sich auf 
einem Abstand von ca. 0,8 m zum weiter nördlich gelegenen und geschützten Berg-
Ahorn. Der Kronenansatz des Baumes befindet sich 1,70 m über Gelände. Durch die 
vorhandene Freileitung wird die Lärmschutzwand in einem Bereich errichtet, der 
Vorbelastungen und Beschränkungen der natürlichen Kronenentwicklung aufweist. 
Aus diesen Gründen wird bei der Errichtung der Lärmschutzwand nur geringfügig, in 
einem Umfang von 5 bis maximal 10 %, in die belaubte Krone des Baumes 
eingegriffen. Mit zunehmendem Alter des Baumes und der entsprechenden 
Kronenentwicklung nimmt der prozentual beeinträchtigte Anteil weiter ab. Aus diesen 
Gründen ergibt sich für den Baum nur eine sehr gering Beeinträchtigung, die sich im 
Rahmen der für Straßenbäume typischen Freihaltung des Lichtraumprofils befindet. 
Der Baum kann dauerhaft erhalten werden und mit der Errichtung der 
Schallschutzwand entsteht kein zusätzlicher Kompensationsbedarf.  
 
 

16.  Realisierung des Bebauungsplanes 
 

Die Realisierung von Vorhaben innerhalb der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 
30 der Stadt Grevesmühlen soll unmittelbar nach Rechtskraft des Bebauungsplanes 
erfolgen. Nach Bestätigung der Planreife gemäß § 33 BauGB ist gegebenenfalls ein 
vorzeitiger Baubeginn beabsichtigt. 
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17. Beschluss über die Begründung 
 
Die Begründung zur Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt 
Grevesmühlen für einen Teilbereich an der Klützer Straße südlich der 
Einkaufszentren und östlich der vorhandenen Bebauung wurde auf der Sitzung der 
Stadtvertretung am ______________ gebilligt. 
 
 
Grevesmühlen, den     (Siegel) 

 
 

Ditz 
Bürgermeister 

 
 
 
 

18. Arbeitsvermerke 
 

Das vorliegende Exemplar der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt 
Grevesmühlen für einen Teilbereich an der Klützer Straße südlich der 
Einkaufszentren und östlich der vorhandenen Bebauung der Stadt Grevesmühlen 
wurde in Zusammenarbeit mit der Stadt Grevesmühlen erstellt durch das 
 
Planungsbüro Mahnel 
Rudolf – Breitscheid – Str. 11 
23936 Grevesmühlen 
Telefon 0 38 81 / 71 05 – 0 
Telefax 0 38 81 / 71 05 – 50  
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Stellungnehmende Behörde 
und Stelle und Bürger  

Inhalt  

 

1 
 

Vorbemerkung: 
Die wesentlichen Inhalte der abwägungsrelevanten Belange sind im Sachverhalt der 
Beschlussvorlage dargestellt. 
Die Gesamtzusammenstellung der Inhalte der Stellungnahmen in Kurzform lässt sich wie 
folgt darlegen: 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Wasserbehörde 

- Anforderungen der Trinkwasserschutzzone III B und 
der Gesetze und Verordnungen sind zu beachten. 

- Die Schmutzwasserbeseitigung ist mit dem 
Zweckverband zu regeln. 

- Für die Regenwasserableitung ist die Ableitung in 
vorhandene und geplante Systeme vorgesehen. Die 
Höhenlage vorhandener Systeme ist dabei zu 
berücksichtigen. 

- Die Gewässerschutzhinweise sind dabei zu 
beachten. 

- Hinweise, zu denen die Stellungnahme nicht 
berechtigt, werden zur Kenntnis genommen. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Abfallbehörde 

- Keine Erkenntnisse zu Altlasten vorhanden; möglich 
sind Altlastenfunde - diese können nicht 
grundsätzlich ausgeschlossen werden. 

- Geordnete Abfallentsorgung sichern. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Immissionsschutzbehörde 

- Für Gerüche und Beeinträchtigungen durch Gerüche 
nicht verantwortlich. Dies wird zur Kenntnis 
genommen. 

- Hinsichtlich des Schalls wurde ein neues Gutachten 
gefertigt. Daraus geht auch hervor, dass die 
Maßnahmen bzw. Planungsabsichten nur umsetzbar 
sind, wenn ein Gutachten vorliegt. Dies ist 
Voraussetzung für die Realisierung von Maßnahmen. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Naturschutzbehörde 

- Auswirkungen auf Jungbaumbestände sind nicht zu 
erwarten. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Kommunalaufsicht 

- Die Hinweise zur Kostenübertragung auf Dritte 
werden beachtet. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Verkehrsbehörde 

- Keine Hinweise und Bedenken. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Gesundheitsamt 

- Es dürfen keine Beeinträchtigungen durch Gerüche 
und Lärm entstehen. 

- Fachplanung ist vorzulegen. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Untere Straßenaufsichtsbehörde 

- keine Einwände. Ausführungsplanung für 
Erschließungsstraße zur Fachgenehmigung 
vorlegen. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
SG Hoch- und Straßenbau 

- Keine Bedenken. Keine Anlagen betroffen. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Brandschutz 

- Keine Einwände. 

Landkreis Nordwestmecklenburg 
Bauleitplanung 

- Allgemeine Ausführungen. 
- Verfahrensvermerke anpassen. 
- Anwendbarkeit des Verfahrens nach § 13a BauGB 

begründen. 
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- Im Verfahren der Innenentwicklung und 
Wiedernutzbarmachung die 
immissionsschutzrechtliche Situation zu nördlich 
gelegenen landwirtschaftlichen Betrieben 
berücksichtigen. 

- Städtebauliche Verträge zur Absicherung von 
Maßnahmen müssen vor Satzungsbeschluss 
geregelt sein. 

Amt für Raumordnung und 
Landesplanung 

- Vereinbarkeit mit den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung ist gegeben. 

StAUN - Keine NSG berührt. 
- UNB wurde beteiligt. 
- Keine wasserrechtlichen Bedenken. 
- Bodenschutz wird beachtet. 
- Stellungnahme vom 20.02.2007 und deren 

Behandlung zu immissionsschutzrechtlichen 
Belangen wird beigefügt. 

- Keine Agenda-Relevanz. 

Straßenbauamt Schwerin - Stellungnahme vom 05.02.2007 und deren 
Behandlung wird beigefügt. 

IHK - Gutachten berücksichtigen die umgebende wirksame 
Situation. Bebauungen innerhalb des Gebietes sind 
nur durch Maßnahmen regelbar. Weiteres Verfahren 
lässt für die Öffentlichkeit die Einsicht in Unterlagen 
und die Abgabe von Stellungnahmen zu. 

Deutsche Telekom - Stellungnahme vom 05.02.2007 und deren 
Behandlung wird den Unterlagen beigefügt. 

Zweckverband Grevesmühlen - Stellungnahme vom 28.02.2007 und deren 
Behandlung wird beigefügt. Die Hinweise sind im 
Entwurf berücksichtigt worden. 

- Umverlegung der Leitung auf dem Flurstück 429 ist 
vorzusehen; andernfalls Schutzstreifen beachten, 2 
mal 3 m gleich 6 m. 

- Allgemeine Ausführung des ZVG. 
- Regenwasserableitung in vorhandene Anlagen 

hinsichtlich der Höhe überprüfen. 
- Löschwasserregelung vor Satzungsbeschluss. 

Stadtwerke Grevesmühlen GmbH - Stellungnahme zum Vorentwurf und deren 
Behandlung wird beigefügt. 

Gasnetz Grevesmühlen GmbH - Stellungnahme unter Registriernummer 242/07 zum 
Vorentwurf und deren Behandlung wird beigefügt. 

E.ON / edis - Leitungen nördlich und westlich des Plangebietes 
vorhanden. 

- Keine Einwände. 
- Hinweise nach Bedarf berücksichtigen. 
- Abstimmung bei Bedarf vorsehen. 

E.ON / HANSE - Keine Hinweise und Forderungen. 
- Stellungnahme und deren Behandlung vom 

29.01.2007, Reg.-Nr.: 156/07 wird beigefügt. 
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- Hinweise sind unter der Registriernummer 
anzugeben. 

GDMcom - Keine Sachverhalte, die für Plan relevant sind. 

Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben 

- Keine Anregungen und Hinweise. 

Landesamt für Kultur und 
Denkmalpflege 

- Keine Bau- und Kunstdenkmale. 
- Keine Bodendenkmale. 
- Hinweise zu Denkmalen werden beachtet. 

Landesamt für Gesundheit und 
Soziales 

- Keine Bedenken. 
- Konkrete Vorhaben sind in Bezug auf ihre 

Auswirkungen zu überprüfen. 
- Landesamt für Katastrophenschutz wird im Rahmen 

des erneuten Entwurfs beteiligt. Neue Stellungnahme 
wird in Behandlung eingestellt. 

Forstamt Schönberg - Keine Einwände. 

Betrieb für Bau und 
Liegenschaften 

- Keine Bedenken. 

Ministerium für Soziales und 
Gesundheit 

- Keine Belange. 
- Stellungnahme des Landesamtes für Gesundheit und 

Soziales wurde behandelt. 

Polizei - Höhe der Einfriedung von mehr als 80 cm bleibt 
bestehen. Sichtfelder sind zu beachten. 

Wirtschaftsministerium - Keine Stellungnahme abgegeben. Jedoch auf 
Anschreiben mitgeteilt, dass keine Bedenken 
bestehen. 

Landesanglerverband - Keine Bedenken. 

Landesjagdverband - Keine Bedenken. 

Nachbargemeinden - Keine Bedenken. 

Landwirtschaftsbetrieb - Landwirtschaftsbetrieb verweist auf die Bewahrung 
seiner Produktionsbedingungen. 

- Maßnahmen zum Schallschutz sind insgesamt 
erforderlich, um Vorhaben zuzulassen. 

- Abstimmungen mit Landwirtschaftsbetrieb wurden 
geführt. 

- Schutz vor Gerüchen nach gutachterlicher Prüfung 
gegeben. 

- Schallschutzmaßnahmen sind zwingend erforderlich. 
- Landwirt hat für städtebauliche Maßnahmen Flächen 

zur Verfügung gestellt. Abstimmungen werden 
geführt. 

- Insbesondere Schallschutzmaßnahmen außerhalb 
des Plangebietes sind vor Satzungsbeschluss zu 
sichern. 
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Aufgestellt: 
 
Dipl.-Ing. R. Mahnel 
Planungsbüro Mahnel 
Rudolf-Breitscheid-Straße 11 
23936 Grevesmühlen 
Telefon 0 38 81 / 71 05 – 0 
Telefax 0 38 81 / 71 05 – 50 
pbm.mahnel.gvm@t-online.de  
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 0. 

Die Stellungnahmen der Fachdienste werden nachfolgend behandelt. Siehe nachfolgende 

Behandlung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

A 

 

Zu 1. 

Die Anforderungen an die Trinkwasserschutzzone III B sind zu beachten. Gesetze und 

Verordnungen sind ohnehin einzuhalten.  

 

 

 

 

 

 

 

Zu 2. 

Die Abwasserbeseitigungspflicht obliegt der Stadt. Die Regelung erfolgt mit dem ZVG. 

 

 

 

 

Zu 3. 

Die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers wird geregelt. Neben der Einleitung in 

vorhandene Systeme ist die Ableitung über gesonderte neue Systeme eine Möglichkeit. 

Die entsprechenden Untersuchungen werden vorgenommen. Die standortlichen 

Gegebenheiten sind so, dass eine Voraussetzung zur Ableitung des anfallenden 

Oberflächenwassers geschaffen werden kann. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 4. 

Die Hinweise für den Gewässerschutz werden zur Kenntnis genommen und sind zu 

beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 5. 

Die Hinweise zu denen die Stellungnahme nicht berechtigt, werden zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

B 

Zu 1. 

Es wird berücksichtigt, dass keine Erkenntnisse zu Altlasten vorliegen. Es wird darauf 

hingewiesen, dass die Möglichkeit von Altlasten dennoch nicht ausgeschlossen werden 

kann. 

 

Zu 2. 

Die geordnete Abfallentsorgung ist zu sichern. 

 

C 

 

Zu 1. 

Die Erkenntnisse wurden durch eine Geruchsimmissionsprognose derart ergänzt, dass 

ausgeschlossen werden kann, dass Beeinträchtigungen durch Gerüche entstehen. 

 

 

Zu 2. 

Die Belange des Lärms vom landwirtschaftlichen Betrieb wurden behandelt. Neben dem 

ursprünglichen Gutachten wurden neue gutachterliche Ergebnisse zusammengestellt und 

erarbeitet. Grundlage war eine Erörterung mit dem Landwirtschaftsbetrieb. Daraus 

werden Vorschläge für die weitere Vorgehensweise getroffen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

Unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus dem Stellungnahmeverfahren ergeben sich 

Anforderungen an den Schallschutz. Die Anforderungen an den Schallschutz werden 

unter Berücksichtigung der neuen gutachterlichen Erkenntnisse eingearbeitet. Es erfolgt 

eine Gesamtbetrachtung im Rahmen einer Schalltechnischen Untersuchung für den 

Bebauungsplan Nr. 30 und den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 34 für das 

Gebiet „Mühlenblick“ in Grevesmühlen. Unter Berücksichtigung der in Aussicht 

genommenen Schallschutzmaßnahmen in Abstimmung mit dem Landwirtschaftsbetrieb 

ergibt sich für 2 Grundstücke im nordöstlichen Bereich des Plangebietes des 

Bebauungsplanes Nr. 30 noch eine Überschreitung nachts für den Zeitraum der Erntezeit. 

Voraussetzung dafür ist, dass die in der Summe betrachteten Schallschutzmaßnahmen, die 

durchzuführen sind, abzusichern sind. Die Schallschutzmaßnahmen gegenüber Lärm vom 

Landwirtschaftsbetrieb sind außerhalb des Plangebietes vorzusehen. Es handelt sich um 

Regelungen zu Lüftern, um Herstellung von Wällen, um vor Gewerbelärm zu schützen. 

Nur unter Berücksichtigung, dass diese Maßnahmen durchgeführt werden, können 

gesunde Wohnverhältnisse in einem Allgemeinen Wohngebiet in der Erntezeit auf den 

überwiegenden Teilen des Plangebietes gewährleistet werden. Für 2 Grundstücke im 

östlichen Bereich sind Überschreitungen nachts von bis zu 1 dB(A) in der Erntezeit im 1. 

Obergeschoss vorhanden. Unter Berücksichtigung der Innenbereichslage hat eine 

Überprüfung stattgefunden. Da es sich um Einflüsse durch Lärm im eingeschränkten 

Erntezeitraum handelt und nur für das Obergeschoss zutrifft, sind diese Überschreitungen 

durch passive Lärmschutzmaßnahmen der Grundrissgestaltung zu kompensieren. 

Unabhängig davon ist eine Lärmschutzwand zum Schutz vor Lärm von den Stellplätzen 

des Getränkemarktes vorzusehen.  Danach wird davon ausgegangen, dass Vereinbarkeit 

der Planungsziele mit den umgebenden vorhandenen Nutzungen hergestellt werden kann, 

wenn Schallschutzmaßnahmen realisiert sind. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

D 

 

Zu 1. 

Der Jungbaumbestand wird untersucht. Entsprechende Auswirkungen sind nicht zu 

erwarten, eine Regelung erfolgt im laufenden Verfahren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

E 

 

Die Stadt trifft Regelungen zur Übernahme der Planungskosten durch einen Dritten. Dies 

ist kein planungsrechtlicher Belang. 

 

 

 

 

 

 

 

 

F 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus verkehrsrechtlicher Sicht keine Hinweise oder 

Bedenken bestehen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

G 

 

Zu 1. 

Es ist davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen durch Gerüche entstehen. Dies wurde 

auch durch ein neues Gutachten belegt. 

 

 

 

Zu 2. 

Die Stadt hat sich mit den Belangen des Lärms in der Erntezeit auseinandergesetzt. Es wurde eine 

zusätzliche gutachterliche Prüfung vorgenommen. Nur unter Berücksichtigung von Maßnahmen 

zum Schallschutz sind die Planungsziele umsetzbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

H 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen. Die Fachplanung ist 

entsprechend vorzulegen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

I 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen und keine Straßen und 

Anlagen betroffen sind. 

 

K 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen. 

 

L 

 

Zu 1. 

Allgemeine Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 2. 

Die Verfahrensvermerke werden entsprechend beachtet. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 3. 

Die Innenentwicklung wird begründet. Es handelt sich um eine Wiedernutzbarmachung 

von Flächen innerhalb der Ortslage. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 4. 

Bei dem Bebauungsplan handelt es sich um einen Plan der Flächen wieder nutzbar macht. 

Die immissionsrechtliche Situation wird behandelt. Nur unter Beachtung und Regelung 

von Schallschutzmaßnahmen ist das Vorhaben umsetzbar. Die Angaben der Gutachter zur 

Berücksichtigung der Anforderungen des Schallschutzgutachtens sind zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 5. 

Sofern städtebauliche Verträge erforderlich sind, müssen diese vor Satzungsbeschluss 

erarbeitet und wirksam werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Vereinbarkeit mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung wird zur 

Kenntnis genommen und beachtet. Ein erneutes Beteiligungsverfahren wird unter 

Berücksichtigung der erforderlichen Rechtssicherheit des Verfahrens durchgeführt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1.1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Naturschutzgebiete berührt sind. 

 

Zu 1.2. 

Die UNB wurde beteiligt und hat eine Stellungnahme abgegeben. 

 

 

 

 

Zu 2.1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wasserrechtlichen Bedenken bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

Zu 2.2. 

Die Belange des Bodenschutzes werden beachtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 3. 

Die Stellungnahme vom 20.02.2007 und deren Behandlung werden den Unterlagen 

beigefügt. Die Planunterlagen werden um Ergebnisse der neuesten Gutachten ergänzt. 

 

Zu 4. 

Der Hinweis auf Agenda-Relevanz wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Stellungnahme des Straßenbauamtes vom 05.02.2007 und deren Behandlung werden 

den Unterlagen beigefügt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wurden gutachterliche Überprüfungen vorgenommen, die eine Vereinbarkeit der Ziele 

mit den umgebenden Nutzungen zulassen. In weiteren Verfahren ist für die Betroffenen 

die Gelegenheit, sich im Beteiligungsverfahren entsprechend zu äußern. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Stellungnahme vom 05.02.2007 und deren Behandlung werden den Unterlagen 

beigefügt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Ausführungen des ZVG zum Plan werden zur Kenntnis genommen. Die 

Stellungnahme vom 28.02.2007 und deren Behandlung werden den Unterlagen beigefügt. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Angaben der Stellungnahme größtenteils im 

Entwurf berücksichtigt waren. 

 

 

Zu 2. 

Die Umverlegung der Leitung auf dem Flurstück 429 wird als Planungsziel verfolgt. Die 

Ausführungen der Begründung um den Schutzstreifen sind zu beachten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 3. 

Allgemeine Ausführungen des ZVG sind im Planungsumfang je nach Erfordernis zu 

beachten. 

 

 

 

Zu 4. 

Die technischen Voraussetzungen zur Anbindung an das vorhandene Netz in Bezug auf 

das Oberflächenwasser werden überprüft. Vor Satzungsbeschluss sind die Ergebnisse 

einzuarbeiten. 

 

Zu 5. 

Die Löschwasserbereitstellung wird vor Satzungsbeschluss gesichert. 

 

 

Zu 6. 

Abstimmungen mit dem ZVG werden bei Bedarf geführt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Stellungnahme der Stadtwerke zum Vorentwurf wird den Unterlagen zur Behandlung 

der Stellungnahmen beigefügt. Da ohnehin eine erneute Stellungnahme notwendig wird 

erübrigt sich ein Bezug auf die Wirksamkeit des Zeitrahmens für die Stellungnahme 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 



Anlage zum Beschluss  _____ 2012 – Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt Grevesmühlen für einen Teilbereich an der Klützer Straße südlich der Einkaufszentren und östlich der 

vorhandenen Bebauung 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Stellungnahme mit Registriernummer 242/07 wird den Verfahrensunterlagen 

beigefügt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Anlagen der E.ON edis befinden sich im nördlichen Plangebiet und in vorhandenen 

Straßen westlich des Plangebietes. Dies ist entsprechend in den Unterlagen zu beachten. 

 

Zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen. 

 

Zu 3. 

Die Hinweise zur Vorbereitung von Vorhaben werden zur Kenntnis genommen und sind 

je nach Bedarf und Erfordernis zu beachten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 
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vorhandenen Bebauung 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 4. 

Abstimmungen werden mit dem Bearbeiter im Bedarfsfall geführt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinweise und Forderungen bestehen. 

 

Zu 2. 

Die Behandlung der Stellungnahme vom 29.01.2007 Reg.-Nr. 156/07 wird den 

Unterlagen beigefügt. 

 

Zu 3. 

Der Hinweis zur Registriernummer wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es ergeben sich keine Sachverhalte, die für die weitere Planung zu beachten sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen und Bedenken bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage zum Beschluss  _____ 2012 – Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt Grevesmühlen für einen Teilbereich an der Klützer Straße südlich der Einkaufszentren und östlich der 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bau- und Kunstdenkmale berührt sind.  

 

Zu 2. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bodendenkmale bekannt sind, jedoch bei 

Bauarbeiten jederzeit archäologische Funde und Fundstellen entdeckt werden können. 

 

Zu 3. 

Hinweise zu Bodendenkmalen werden beachtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Zu berücksichtigen. 

 

 

 

Zu berücksichtigen. 



Anlage zum Beschluss  _____ 2012 – Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt Grevesmühlen für einen Teilbereich an der Klützer Straße südlich der Einkaufszentren und östlich der 

vorhandenen Bebauung 

 31 

 

lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 
Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

Zu 2. 

Konkrete Vorhaben sind gesondert zu beantragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 3. 

Die Hinweise zu den Einzelvorhaben sind zu beachten. Das Landesamt für Brand- und 

Katastrophenschutz wurde im Aufstellungsverfahren mit dem Entwurf beteiligt, hat 

jedoch keine Stellungnahme abgegeben. Da eine erneute Beteiligung erfolgt, wird auf 

weitergehende Abstimmungen verzichtet. 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwände bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken erhoben werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Belange nicht berührt sind. 

 

 

Zu 2. 

Eine Stellungnahme des Landesamtes für Gesundheit und Soziales liegt vor. Die 

Stellungnahme wurde behandelt und ist Gegenstand des Abwägungsprozesses. Siehe dort. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Die Belange der Einfriedungen mit einer Höhe von 80 cm werden zur Kenntnis 

genommen. Die bisherigen Festsetzungen sollen bestehen bleiben. Die Empfehlungen zu 

Sichtflächen werden entsprechend beachtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Teilweise zu berücksichtigen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wurde keine Stellungnahme abgegeben. Der Hinweis, dass keine Bedenken vorliegen, 

wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Jagdbelange berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage zum Beschluss  _____ 2012 – Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt Grevesmühlen für einen Teilbereich an der Klützer Straße südlich der Einkaufszentren und östlich der 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 



Anlage zum Beschluss  _____ 2012 – Satzung über den Bebauungsplan Nr. 30 der Stadt Grevesmühlen für einen Teilbereich an der Klützer Straße südlich der Einkaufszentren und östlich der 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 1. 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belange berührt sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Kenntnis zu nehmen. 
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lfd. 

Nr. 

Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 

 

Die Stadt Grevesmühlen hat sich mit der Stellungnahme ausführlich auseinander gesetzt. 

Die städtebaulichen Ziele für den Bereich an der Klützer Straße haben sich geändert. 

Neben dem Plan der Innenentwicklung ist ein weiterer Aufstellungsbeschluss für einen 

Bebauungsplan gefasst. In diesem Zusammenhang wurden auch Abstimmungen mit dem 

Landwirtschaftsbetrieb geführt. Flächen wurden vom Landwirtschaftsbetrieb erworben. 

Die gutachterliche Prüfung der Auswirkungen vorhandener Betriebe auf das Plangebiet 

erfolgt. Unter Berücksichtigung von Schallschutzmaßnahmen sind Vorhaben zulässig. 

Voraussetzung für die Realisierung von Vorhaben innerhalb des Plangebietes ist die 

Durchführung von Schallschutzmaßnahmen. Beeinträchtigungen durch Gerüche können 

nach Prognose als unerheblich eingeschätzt werden bzw. die Grenzwerte werden deutlich 

unterschritten.   

 

Zu berücksichtigen. 
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Anlage: 

Stellungnahmen aus dem Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs: 1 BauGB, auf die in der Abwägung Bezug genommen wird: 
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Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich

Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2012-193
öffentlich

21.05.2012
G. Matschke

Antrag auf Einleitung eines Verfahrens zur Aufstellung eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes für ein Autohaus südlich der 
Wismarschen Straße und westlich des Grünen Weges in 
Grevesmühlen gemäß § 12 (2) BauGB
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

07.06.2012 Bauausschuss
18.06.2012 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:
1. Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen beschließt die Einleitung eines 

Verfahrens zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes nach § 12 
(2) BauGB für die Errichtung eines Autohauses in Grevesmühlen südlich der 
Wismarschen Straße und westlich des Grünen Weges auf der Grundlage des 
Antrages vom 21.05.2012 des Inhabers des Autohauses Martens, Herrn Ulrich 
Martens, Badstüberbruch 29, 23936 Grevesmühlen (s. Anlage).  

      Der Flächennutzugsplan ist in diesem Zusammenhang anzupassen.

2. Voraussetzung für den Beginn und die Einleitung  des Verfahrens ist die Regelung
      zur Übernahme von Aufwendungen in einem städtebaulichen Vertrag.
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Sachverhalt: 

Der Antragsteller plant auf den in der Anlage gekennzeichneten Flurstücken der Flur 12, 
Gemarkung Grevesmühlen den Neubau eines Autohauses mit Schauraum, Werkstatt und 
Lager. Abstimmungen zum Erwerb der Flächen laufen derzeitig.

Um Baurecht für das geplante Vorhaben zu schaffen, ist die Aufstellung eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erforderlich. Der Flächennutzungsplan ist in diesem 
Zusammenhang ebenfalls anzupassen.

Mit Schreiben vom 21.05.2012 hat der Antragsteller auf der Grundlage des § 12 (2) BauGB 
einen Antrag auf Einleitung  eines Verfahrens zur Aufstellung eines vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes gestellt (s. Anlage).

Die Stadt hat gemäß § 12 (2) BauGB über den Antrag nach pflichtgemäßen Ermessen zu 
entscheiden.

Information zum Einfluss dieser Entscheidung auf Leitbilder

Leitbild 3 - Grevesmühlen, die Stadt des Kleingewerbes und des Mittelstands

Finanzielle Auswirkungen:

Der Antragsteller hat sich zur Übernahme sämtlicher anfallenden Kosten verpflichtet.

Anlage/n:

- Antrag Autohaus Martens vom 21.05.2012 mit Plänen



















Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich

Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Bauamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2012-194
öffentlich

21.05.2012
G. Matschke

Satzung über den vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 36 
"Autohaus Martens" südlich der Wismarschen Straße und westlich 
des Grünen Weges in Grevesmühlen gemäß § 12 BauGB
hier: Aufstellungsbeschluss und Beschluss über den Vorentwurf
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

07.06.2012 Bauausschuss
18.06.2012 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:
1. Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen fasst den Beschluss über die Aufstellung des 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 36 für ein VW-Autohaus. 
2. Die Durchführung des Aufstellungsverfahrens ist im Verfahren nach § 13a BauGB als 

Verfahren der Innenentwicklung vorzusehen. Im Verfahren der Innenentwicklung kann auf die 
Durchführung einer Umweltprüfung und auf eine Ausgleichs- und Ersatzregelung verzichtet 
werden. 

3. Der Planbereich befindet sich im östlichen Stadtgebiet. Das Plangebiet wird begrenzt:
- im Norden durch die Wismarsche Straße,
- im Osten durch den Grünen Weg (verbesserte Ortsdurchfahrt),
- im Süden durch Anlagen der Telekom,
- im Westen durch Wohnbebauung.

4. Die Planungsziele bestehen in der Vorbereitung der Errichtung eines Autohauses mit 
Schauraum, Werkstatt und Lager. Das Autohaus ist für Betrieb und Reparatur sowie für 
Service von VW-PKW und VW-Nutzfahrzeugen vorgesehen. Darüber hinaus ist Audi-Service 
vorgesehen. Im Zusammenhang mit der planungsrechtlichen Vorbereitung ist im westlichen 
Planbereich die Übergangszone zwischen dem vorhandenen Wohnen und dem 
Vorhabenstandort zu überprüfen. Die Anforderungen an den Schallschutz sind zu überprüfen 
und zu gewährleisten. Es ist eine Übergangszone auszugestalten. 

5. Der Flächennutzungsplan ist im Zuge der Berichtigung im Verfahren nach § 13a BauGB 
anzupassen. 

6. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 
7. Die Stadt Grevesmühlen billigt die Vorentwürfe der Planzeichnung und der Begründung für 

das Beteiligungsverfahren. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind nach 
§ 4 Abs. 1 BauGB und die Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig am 
Aufstellungsverfahren zu beteiligen.

8. Im Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange zu Umfang und Detaillierungsgrad der Prüfung der Umweltbelange zu 
befragen.

9. Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ist die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und die voraussichtlichen Auswirkungen 
der Planung öffentlich zu informieren (Darlegung). Es besteht Gelegenheit zur Äußerung und 
Erörterung (Anhörung).

10. Die Planung ist mit den Nachbargemeinden abzustimmen.
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Sachverhalt: 

Die Stadt Grevesmühlen hat über den Antrag auf Einleitung eines Verfahrens zur Aufstellung eines 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes für das Autohaus Martens im östlichen Stadtbereich 
entschieden. Für den in der Anlage gekennzeichneten Bereich ist die Aufstellung eines 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes im Verfahren nach § 13a BauGB zur Verlagerung der 
Betriebsstätte vorgesehen. 

Für den umgrenzten Bereich wird der Aufstellungsbeschluss gefasst. 
Planungsziel ist die Schaffung der Voraussetzungen für die Vorbereitung und Realisierung des 
Vorhabens VW-Autohaus mit Schauraum, Werkstatt und Lager. 

Sämtliche im Zusammenhang mit der Vorbereitung des Vorhabens erforderlichen gutachterlichen 
Prüfungen werden durchgeführt. Hierzu gehört insbesondere der Nachweis des ausreichenden 
Schallschutzes für die angrenzende Bebauung. 

Mit den Unterlagen ist die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange vorzunehmen. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ist im Verfahren nach § 3 Abs. 1 
BauGB durch öffentliche Auslegung vorgesehen.

Information zum Einfluss dieser Entscheidung auf Leitbilder 

Leitbild 3 - Grevesmühlen, die Stadt des Kleingewerbes und des Mittelstands

Finanzielle Auswirkungen:

Die Kosten für die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden vollständig vom 
Vorhabenträger getragen. 

Anlage/n:

- Abgrenzung des Plangebietes



Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 36
der Stadt Grevesmühlen
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Unterschrift Einreicher Unterschrift Geschäftsbereich

Stadt Grevesmühlen

Beschlussvorlage

Federführender Geschäftsbereich:
Hauptamt

Vorlage-Nr:
Status:
Aktenzeichen:
Datum:
Verfasser:

VO/12SV/2012-195
öffentlich

23.05.2012
Scheiderer, Pirko

Bezuschussung freier Träger von Kindertageseinrichtungen in der 
Stadt Grevesmühlen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

31.05.2012 Bauausschuss
31.05.2012 Finanzausschuss
31.05.2012 Hauptausschuss
31.05.2012 Kultur- und Sozialausschuss
31.05.2012 Umweltausschuss
18.06.2012 Stadtvertretung Grevesmühlen

Beschlussvorschlag:
Die finanzielle Beteiligung der Stadt Grevesmühlen an den Kosten der Kindertagesförderung 
für Kinder aus Grevesmühlen bei den freien Trägern von Kindertageseinrichtungen im 
Stadtgebiet erfolgt gemäß § 20 des Kindertagesförderungsgesetzes (KiföG M-V) in Höhe des 
gesetzlich vorgeschriebenen Anteils von 50% der verbleibenden Platzkosten, die nicht durch 
das Land bzw. Träger der öffentlichen Jugendhilfe gedeckt werden. 
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Sachverhalt: 
Mit Beschluss vom 13.09.2010 hat die Stadtvertretung den finanziellen Anteil der Stadt 
Grevesmühlen an den Betreuungskosten für Kinder in Einrichtungen fremder Träger, die sich 
im Stadtgebiet befinden, neu festgelegt. Rechtsgrundlage für diesen Beschluss ist das 
Kindertagesförderungsgesetz – KiföG M -V vom 1. April 2004 (GVOBl. M- V S. 146) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. Juli 2010 (GVOBl. M - V S. 396).

Demnach wurde beschlossen, für Kinder im Kindergartenalter und für Hortkinder den Anteil 
der Stadt Grevesmühlen auf den nach § 20 KiföG M-V vorgeschriebenen Anteil zu 
beschränken. Gleichzeitig hat die Stadtvertretung einheitliche Elterngebühren für alle 
Krippenplätze auf dem Territorium der Stadt ermöglicht, indem sie ihren 
Wohnsitzgemeindeanteil freiwillig über die gesetzliche Regelung erhöht und die Elternanteile 
gesenkt hat. Dadurch wurden die Eltern von Krippenkindern finanziell entlastet. 

Im Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes sollte dadurch der Haushalt 2011 um ca. 
50.000 Euro entlastet werden. Die Ausgaben für die freien Träger lagen 2010 bei 507.000 
Euro. Der erwünschte Spareffekt für 2011 trat jedoch nicht ein. Statt der ermittelten 
Einsparung lagen die Ausgaben bei 530.200 Euro, begründet durch den Anstieg der 
Platzkosten der freien Träger 2011 durch Neuverhandlungen.

Durch die Neueröffnung der Kinderkrippe des DRK "Spatzennest" zum 01.05.2012 mit einer 
Kapazität von 24 Plätzen werden aus dem Haushalt der Stadt weitere zusätzliche Mittel 
benötigt. Bei einer Belegung von durchschnittlich 15 Plätzen durch Kinder der Stadt sind aus 
dem jährlichen Haushalt Finanzmittel (nach bisheriger Beschlussfassung) in Höhe von 
80.000 Euro jährlich aufzubringen. Für den erwarteten Anstieg der Kosten ist im Haushalt 
keine Deckung vorhanden. Um diese Deckungslücke zu minimieren empfiehlt die Verwaltung 
zu Gunsten der Haushaltslage den o. g. Beschluss zum Haushaltssicherungskonzept für das 
Jahr 2012 und die Finanzplanjahre 2013 bis 2015 hinsichtlich der Bezuschussung freier 
Träger von Kindertageseinrichtungen abzuändern.

Anlage/n:
- Information der Verwaltung zur Bezuschussung von Kindertageseinrichtungen

- Anlage 1 - 4 zur Information der Verwaltung



 Information zur Beschlussvorlage für Stadt Grevesmühlen 2012

Betreff: 
Bezuschussung freier Träger von Kindertageseinrichtung in der Stadt 
Grevesmühlen sowie  der Kindertagesstätte "Am Lustgarten" (komm. 
Einrichtung)

Die Anlage 1 - Variante 1 weist die künftige finanzielle Beteiligung der Stadt 
Grevesmühlen an den Kosten der Kindertagesförderung für Kinder aus 
Grevesmühlen aus. 
Hierbei fördert die Stadt Grevesmühlen grundsätzlich alle Einrichtungen freier Kita- 
Träger und der kommunalen Einrichtung im Stadtgebiet gemäß der gesetzlichen 
Kostenteilung von jeweils 50% für Eltern und Wohnsitzgemeinde nach Abzug der 
Landes- und Kreismittel pro Platz und Monat für Krippe, Kindergarten und Hort.
Eine Ausnahme erfolgt bei der Förderung der 0-3 jährigen in der Kindertagesstätte 
"Am Lustgarten, deren Förderung für Ganz- und Teilzeitplätze 65 % nach Abzug der 
Landes- und Kreismittel pro Platz und Monat beträgt.

In der Anlage 2 sind nur die Elterngebühren innerhalb des Stadtgebietes in den 
verschiedenen Betreuungsformen dargestellt. Dabei wurde die 50% Regelung 
ebenfalls umgesetzt mit Ausnahme für die Plätze der Kita "Am Lustgarten". Dort 
wurde bei den Krippenplätzen ganz- und teilzeit mit einem Elternbeitrag in Höhe 
von 35% der verbleibenden Kosten nach Abzug der Landes- und Kreismittel pro 
Platz und Monat kalkuliert.

Die Gesamtplatzkosten für die Krippen-, Kindergarten- und Hortplätze der 
städtischen Kita "Am Lustgarten" unterscheiden sich wesentlich in der Höhe der 
Gesamtplatzkosten der freien Kita- Träger. 
Als Gründe sind dafür anzuführen:
- Einsatz von Fachkräften nach dem KiföG M-V während der gesamten Öffnungszeit 
- in den Betriebsferien in Krippe und Kindergarten wird zusätzlich ein Betreuungs-
  angebot (Bedarfsgruppe) vorgehalten
- in den Ferien/schulfreien Tagen wird bei Mehrbedarf die Mehrbetreuung im Hort
  vorgehalten
- Schließzeiten nur zwischen Weihnachten und Jahreswechsel
- Einhaltung/Gewährung der vorgeschriebenen Vor- und Nachbereitungszeiten sowie 
  regelmäßige Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für Fachkräfte gemäß KiföG M-V
- tarifgebundene Bezahlung und Gewährung von Urlaub für Fachkräfte und Kita- 
  Leitung
- angemessene räumliche und materielle Ausstattung für die Betreuung der Kinder,    
  des Fachpersonals und die Verwaltung der Plätze
- sonderpädagogische Förderung von Hortkindern (sind in Bildungs-, Entwicklungs- 
  oder Lernmöglichkeiten beeinträchtigt)
- Einbeziehen und Mitwirken des Elternrates in wesentliche Angelegenheiten der Kita

Die Stadt Grevesmühlen hält hiermit beständig seit Jahren ein qualitativ 
hochwertiges Leistungsangebot anhand der Bedarfe der Familien in und um 
Grevesmühlen vor. Der Anteil von Kindern aus sozialbenachteiligten Familien ist in 
der Kita "Am Lustgarten" verglichen mit anderen Kindertageseinrichtungen 
besonders hoch.



Die Anlage 3 weist die neuen kommunalen Anteile der Stadt Grevesmühlen an den 
Kita- Platzkosten im Stadtgebiet aus. Für die Kindertagesstätte Am Lustgarten ist 
eine neue Kalkulation aufgrund tariflicher und konzeptioneller Veränderungen 
zwingend erforderlich und bereits überarbeitet. Die daraus hervorgehenden erhöhten 
Platzkosten sind bereits in der Anlage eingearbeitet. Dies widerspricht dem 
Haushalssicherungskonzept der Stadt GVM. Für die zu erwartende Mehrausgabe 
von ca 44.000 € ist folglich ein Deckung anzugeben.

Die Anlage 4 mit Variante 2 berücksichtigt grundsätzlich die gesetzliche 
Kostenteilung von jeweils 50% für Eltern und Wohnsitzgemeinde nach Abzug der 
Landes- und Kreismittel je Platz in Krippe, Kindergarten und Hort ohne Ausnahme. 

Die Verwaltung schlägt vor, die Förderung der freien Kita- Träger in der Stadt 
Grevesmühlen i. V. m. der Festlegung der Elternbeiträge für die städtische Kita „Am 
Lustgarten 24 - 26“ in Grevesmühlen anhand der Variante 1 (Anlage 1) ab dem 1. 
.............. 2012 vorzunehmen. 
Aus Sicht der Verwaltung sind die neuen Elternbeiträge den Betreuungsleistungen 
der Krippe, des Kindergartens und des Hortes durchaus angemessen. Die 
Elterngebühren in der Stadt Grevesmühlen liegen seit Jahren weit unter den 
Elternbeiträgen im Landkreis Nordwestmecklenburg und dem Raum Wismar. 

Bedürftige Eltern haben die Möglichkeit, einen Antrag auf Übernahme des 
Elternbeitrages nach § 90 (3) SGB VIII beim zuständigen Jugendamt stellen 
(Kostenübernahme durch das Jugendamt) zu stellen.    Von der Verwaltung wird 
deshalb die Variante 1 favoritisiert und zur Beschlussfassung empfohlen. 

Anzumerken ist, dass von Seiten des Landes eine besondere Förderung zur 
Elternentlastung im Entwurf vorliegt. Diese sieht eine Zuwendung für die Eltern wie 
folgt vor:

U 3  ganztags 100 Euro
teilzeit    60 Euro

U 7 ganztags    80 Euro
teilzeit    48 Euro.

Anlagen:
Anlage 1 Kita Entgelte- Bezuschussung freier Träger und kommunale Einrichtung 

im Stadtgebiet GVM -Variante 1

Anlage 2 Darstellung einer möglichen Entwicklung von Elternbeiträgen gemäß 
KiföG M-V im Stadtgebiet Grevesmühlen  - i. V. m. Variante 1-
(Ausnahmeregelung für Kita "Am Lustgarten)

Anlage 3 Darstellung der Anteile der Gemeinde an den Kitakosten innerhalb der 
Stadt GVM bei Reduzierung der freiwilligen Stadtzuschüsse
(Ausnahmeregelung für Kita "Am Lustgarten)



Anlage 4 Darstellung der Anteile der Gemeinde an den Kitakosten innerhalb der 
Stadt GVM. Umsetzung der gesetzlichen Kostenteilung 50% Eltern und 
50% Wohnsitzgemeinde - Variante 2

22.05.2012 Lässig



Kita Entgelte  -  Bezuschussung freier Träger im Stadtgebiet Grevesmühlen Anlage 1 SG Kita/Schule/Jugend

und kommunale Einrichtung "Am Lustgarten" Variante 1 07.05.2012
Lässig

Umsetzung der gesetzlichen Kostenteilung 50% Eltern und 50% Wohnsitzgemeinde nach Abzug der Landes-
und Kreismittel von den Gesamtplatzkosten Entwurf

Kindertagesstätte: "Am Ploggenseering" Kindertagesstätte: "Am Tannenberg"
Träger : Diakonie Träger : Diakonie

Krippe Krippe Krippe Krippe Krippe Krippe
Anteile ganztags teilzeit halbtags Anteile ganztags teilzeit halbtags
Land plus Landkreis  265,00 €  154,00 €  96,00 € Land plus Landkreis  265,00 €  154,00 €  96,00 €
Eltern  260,09 €  184,04 €  142,04 € Eltern  250,50 €  185,39 €  148,39 €
Gemeinde  260,09 € 184,04 €  142,04 € Gemeinde  250,50 €  185,39 €  148,39 €
Gesamtplatzkosten  785,18 €  522,08 €  390,52 € Gesamtplatzkosten  766,00 €  524,77 €  404,16 €
Anstieg Eltern um  35,09 €  22,04 € 0,00 € Anstieg Eltern um  25,50 €  23,39 € 0,00 €
Absenkung Gemeinde  16,81 €  9,64 € 0,00 € Absenkung Gemeinde  16,57 €  13,50 € 0,00 €

Kindergarten: "Die jungen Weltentdecker"
Träger : DRK vorraussichtliche Kosten wegen Neukalkulation

Krippe Krippe Krippe
Anteile ganztags teilzeit halbtags Kindergarten: "Am Lustgarten"
Land plus Landkreis  265,00 €  154,00 €  96,00 € Träger : Stadt Grevesmühlen
Eltern  264,19 €  183,89 €  144,99 € Krippe Krippe Krippe
Gemeinde  264,19 €  183,89 €  144,99 € Anteile ganztags teilzeit halbtags
Gesamtplatzkosten  793,38 €  521,78 €  385,99 € Land plus Landkreis  265,00 €  154,00 €  96,00 €
Anstieg Eltern um 39,19 € 21,89 € 0,00 € Eltern  301,02 €  200,05 €  214,90 €
Absenkung Gemeinde 43,19 € 23,89 € 0,00 € Gemeinde  559,05 €  371,51 €  214,90 €

Gesamtplatzkosten  1.125,07 €  725,56 €  525,80 €
Kindergarten: "Spatzennest"
Träger : DRK Kindergarten Kindergarten Kindergarten

Krippe Krippe Krippe Anteile ganztags teilzeit halbtags
Anteile ganztags teilzeit halbtags Land plus Landkreis  134,00 €  76,00 €  44,00 €
Land plus Landkreis  265,00 €  154,00 €  96,00 € Eltern  177,45 €  133,44 €  112,94 €
Eltern  335,70 €  241,98 €  144,99 € Gemeinde  177,45 €  133,44 €  112,94 €
Gemeinde  335,70 €  241,98 €  144,99 € Gesamtplatzkosten  488,90 €  342,88 €  269,88 €
Gesamtplatzkosten  936,39 €  637,95 €  488,75 €
ab 05/12 Schaffung von 24 neuen Krippenplätzen



Darstellung einer möglichen Entwicklung von Elternbeiträgen gemäß KiföG M-V Anlage 2
im Gebiet Stadt Grevesmühlen
Umsetzung der gesetzlichen Kostenteilung 50% Eltern und 50% Wohnsitzgemeinde nach Abzug der Landes-
und Kreismittel von den Gesamtplatzkosten
* Ausnahme: Stützung der Elternbeiträge in KK (GT, TZ) in Kita "Am Lustgarten" durch die Stadt GVM 

1 2 3 4 5 6 7
Krippe (KK) 2011 2012
Einrichtung       Elternanteile in €     50% Regelung Eltern    Anstieg Elternanteil

GT TZ GT TZ GT TZ
Diakonie "Am Ploggenseering" 225,00 162,00 260,09 184,04 35,09 22,04
Diakonie "Am Tannenberg" 225,00 162,00 250,50 185,39 25,50 23,39
DRK "Die jungen Weltentdecker" 225,00 162,00 264,19 183,89 39,19 21,89
DRK "Spatzennest neu ab 05/12 335,70 241,98
Kita "Am Lustgarten" 225,00 162,00 301,02 200,05 76,02 38,05

Kindergarten  (KG) 2011 2012
Einrichtung       Elternanteile in €     50% Regelung Eltern    Anstieg Elternanteil

GT TZ GT TZ GT TZ
Diakonie "Am Ploggenseering" 150,92 117,29 154,33 119,97 3,41 2,68
Diakonie "Am Tannenberg" 148,84 118,10 154,83 124,00 5,99 5,90
DRK "Die jungen Weltentdecker" 159,05 129,16 157,05 128,16 -2,00 -1,00
DRK "Spatzennest" 179,94 147,43 174,96 143,96 -4,98 -3,47
Spielgarten e.V. 142,31 119,08 140,31 118,08 -2,00 -1,00
Kita "Am Lustgarten" 141,09 115,39 177,45 133,44 36,36 18,05

Hort 2011 2012
Einrichtung     Elternanteile in €     50% Regelung Eltern    Anstieg Elternanteil

GT TZ GT TZ GT TZ
Kita "Am Lustgarten" 112,04 78,59 110,54 78,09 -1,50 -0,50
Hort Diakonie 84,21 51,35 82,71 50,85 -1,50 -0,50



Darstellung der Anteile der Gemeinde an den Kitakosten innerhalb der Stadt GVM Anlage 3
bei Reduzierung der freiwilligen Stadt- Zuschüsse  zu Variante 1 
*  Nur noch Stützung der Elternbeiträge in KK (GT, TZ) in Kita "Am Lustgarten" 

1 2 3 4 5 6 7 8 9
Einrichtung Betreuungs- monatliche bisherige Kosten anhand monatliche neue Kosten anhand Differenz

form monatl. Anteile bisherige Anteile monatl. Anteile neuer  Anteile Spalte 5 und 8
Belegung Gemeinde Gemeinde Belegung Gemeinde Gemeinde

Diakonie "Am Tannenberg" KK GT 2 267,07 € 6.409,68 € 2 250,50 € 6.012,00 € 397,68 €
KK TZ 3 198,88 € 7.159,68 € 3 185,39 € 6.674,04 € 485,64 €
KG GT 27 148,84 € 48.224,16 € 27 154,83 € 50.164,92 € -1.940,76 €
KG TZ 9 118,10 € 12.754,80 € 9 124,00 € 13.392,00 € -637,20 €

Diakonie "Am Ploggensee" KK GT 10 276,90 € 33.228,00 € 10 260,09 € 31.210,80 € 2.017,20 €
KK TZ 6 193,68 € 13.944,96 € 6 184,04 € 13.250,88 € 694,08 €
KG GT 19 150,93 € 34.412,04 € 19 154,33 € 35.187,24 € -775,20 €
KG TZ 9 117,30 € 12.668,40 € 9 119,97 € 12.956,76 € -288,36 €

DRK "Spatzennest" KK GT 0 446,39 € 0,00 € 12 335,70 € 48.340,80 € -48.340,80 €
KK TZ 0 321,95 € 0,00 € 3 241,98 € 8.711,28 € -8.711,28 €
KG GT 20 179,94 € 43.185,60 € 20 174,96 € 41.990,40 € 1.195,20 €
KG TZ 11 147,43 € 19.460,76 € 11 143,96 € 19.002,72 € 458,04 €

Hort Diakonie Hort GT 6 84,21 € 6.063,12 € 6 82,73 € 5.956,56 € 106,56 €
Hort TZ 7 51,35 € 4.313,40 € 7 50,85 € 4.271,40 € 42,00 €

DRK " Die j. Weltentdecker " KK GT 13 307,38 € 47.951,28 € 13 264,19 € 41.213,64 € 6.737,64 €
KK TZ 9 207,78 € 22.440,24 € 9 183,89 € 19.860,12 € 2.580,12 €
KG GT 44 159,05 € 83.978,40 € 44 157,05 € 82.922,40 € 1.056,00 €
KG TZ 14 129,16 € 21.698,88 € 14 128,16 € 21.530,88 € 168,00 €

Spielgarten e.V. KG GT 21 142,31 € 35.862,12 € 21 140,31 € 35.358,12 € 504,00 €
KG TZ 6 119,08 € 8.573,76 € 6 118,08 € 8.501,76 € 72,00 €

Kita "Am Lustgarten"  * KK GT 17 424,99 € 86.697,96 € 17 559,05 € 114.046,20 € -27.348,24 €
* KK TZ 4,5 260,23 € 14.052,42 € 4,5 371,51 € 20.061,54 € -6.009,12 €
KG GT 43 203,84 € 105.181,44 € 43 177,45 € 91.564,20 € 13.617,24 €
KG TZ 35 141,16 € 59.287,20 € 35 133,44 € 56.044,80 € 3.242,40 €

Hort GT 120 112,04 € 161.337,60 € 120 131,08 € 188.755,20 € -27.417,60 €
Hort TZ 55 78,59 € 51.869,40 € 55 92,53 € 61.069,80 € -9.200,40 €

Gesamt 940.755,30 € 1.038.050,46 € -97.295,16 €

bisher. Anteile neue Anteile
anhand neuer Kostenanteile Gemeinde: 940.755,30 € 1.038.050,46 € Untersetzung der Differenz -97.295,16 €
davon  für: davon für Betreuungsform:
Kita- Förderung freie Träger 462.329,28 € 506.508,72 € Krippe KK -77.497,08 €
Förderung städtische Kita "Am Lustgarten" 478.426,02 € 531.541,74 € Kindergarten KG 16.671,36 €

Hort -36.469,44 €



Darstellung der Anteile der Gemeinde an den Kitakosten innerhalb der Stadt GVM Anlage 4
Umsetzung der gesetzlichen Kostenteilung 50% Eltern und 50% Wohnsitzgemeinde nach Abzug der Landes-
und Kreismittel von den Gesamtplatzkosten (Keine freiwillige zusätzliche Stützung mehr.) zu Variante 2

1 2 3 4 5 6 7 8 9
Einrichtung Betreuungs- monatliche bisherige Kosten anhand monatliche neue Kosten anhand Differenz

form monatl. Anteile bisherige Anteile monatl. Anteile neuer  Anteile Spalte 5 und 8
Belegung Gemeinde Gemeinde Belegung Gemeinde und Eltern Gemeinde

Diakonie "Am Tannenberg" KK GT 2 267,07 € 6.409,68 € 2 244,04 € 5.856,96 € 552,72 €
KK TZ 3 198,88 € 7.159,68 € 3 179,44 € 6.459,84 € 699,84 €
KG GT 27 148,84 € 48.224,16 € 27 146,84 € 47.576,16 € 648,00 €
KG TZ 9 118,10 € 12.754,80 € 9 117,10 € 12.646,80 € 108,00 €

Diakonie "Am Ploggensee" KK GT 10 276,90 € 33.228,00 € 10 248,95 € 29.874,00 € 3.354,00 €
KK TZ 6 193,68 € 13.944,96 € 6 176,84 € 12.732,48 € 1.212,48 €
KG GT 19 150,93 € 34.412,04 € 19 148,92 € 33.953,76 € 458,28 €
KG TZ 9 117,30 € 12.668,40 € 9 116,29 € 12.559,32 € 109,08 €

DRK "Spatzennest" KK GT 15 446,39 € 80.350,20 € 15 335,71 € 60.427,80 € 19.922,40 €
KK TZ 0 321,95 € 0,00 € 0 241,98 € 0,00 € 0,00 €
KG GT 20 179,94 € 43.185,60 € 20 177,95 € 42.708,00 € 477,60 €
KG TZ 11 147,43 € 19.460,76 € 11 146,44 € 19.330,08 € 130,68 €

Hort Diakonie Hort GT 6 84,21 € 6.063,12 € 6 82,73 € 5.956,56 € 106,56 €
Hort TZ 7 51,35 € 4.313,40 € 7 50,85 € 4.271,40 € 42,00 €

DRK " Die j. Weltentdecker" KK GT 13 307,38 € 47.951,28 € 13 264,19 € 41.213,64 € 6.737,64 €
KK TZ 9 207,78 € 22.440,24 € 9 183,89 € 19.860,12 € 2.580,12 €
KG GT 44 159,05 € 83.978,40 € 44 157,05 € 82.922,40 € 1.056,00 €
KG TZ 14 129,16 € 21.698,88 € 14 128,16 € 21.530,88 € 168,00 €

Spielgarten e.V. KG GT 21 142,31 € 35.862,12 € 21 140,31 € 35.358,12 € 504,00 €
KG TZ 6 119,08 € 8.573,76 € 6 118,08 € 8.501,76 € 72,00 €

Kita "Am Lustgarten" KK GT 17 424,99 € 86.697,96 € 17 430,04 € 87.728,16 € -1.030,20 €
KK TZ 4,5 260,23 € 14.052,42 € 4,5 285,78 € 15.432,12 € -1.379,70 €
KG GT 43 203,84 € 105.181,44 € 43 177,45 € 91.564,20 € 13.617,24 €
KG TZ 35 141,16 € 59.287,20 € 35 133,44 € 56.044,80 € 3.242,40 €

Hort GT 115 112,04 € 154.615,20 € 115 131,08 € 180.890,40 € -26.275,20 €
Hort TZ 53 78,59 € 49.983,24 € 53 92,53 € 58.849,08 € -8.865,84 €

Gesamt 1.012.496,94 € 994.248,84 € 18.248,10 €

bisher. Anteile neue Anteile
Untersetzung der neuen Kostenanteile Gemeinde 1.012.496,94 € 994.248,84 € Untersetzung der Differenz 18.248,10 €
davon  für: davon für Betreuungsform:
Kita- Förderung freie Träger 542.679,48 € 503.740,08 € Krippe KK 32.649,30 €
Förderung städtische Kita "Am Lustgarten" 469.817,46 € 490.508,76 € Kindergarten KG 20.591,28 €

Hort -34.992,48 €
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Beschlussvorschlag:
Die finanzielle Beteiligung der Stadt Grevesmühlen an den Kosten der Kindertagesförderung 
für Kinder von 0-3 Jahren aus Grevesmühlen für die Kindertagesstätte "Am Lustgarten" 
erfolgt gemäß § 20 des Kindertagesförderungsgesetzes - KiföG M-V in Höhe von 65 % der 
verbleibenden Platzkosten, die nicht durch das Land bzw. Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe gedeckt werden. 
Halbtagsplätze werden mit 50 % der verbleibenden Platzkosten, die nicht durch das Land 
bzw. Träger der öffentlichen Jugendhilfe gedeckt werden gefördert. 

Für die Kinder ab 3 Jahren bis zum Schuleintritt wird der kommunale Anteil auf das 
gesetzlich vorgeschriebene Maß von 50 % der verbleibenden Platzkosten, die nicht durch 
das Land bzw. Träger der öffentlichen Jugendhilfe gedeckt werden festgelegt.
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Sachverhalt: 
Mit Beschluss vom 13.09.2010 hat die Stadtvertretung den finanziellen Anteil der Stadt 
Grevesmühlen an den Betreuungskosten für Kinder der Kindertagesstätte "Am Lustgarten" 
festgelegt. Rechtsgrundlage für diesen Beschluss ist das Kindertagesförderungsgesetz – 
KiföG M -V vom 1. April 2004 (GVOBl. M- V S. 146) zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. 
Juli 2010 (GVOBl. M - V S. 396).

Demnach wurde beschlossen, für Hortkinder den Anteil der Stadt Grevesmühlen auf den 
nach § 20 KiföG M-V vorgeschriebenen Anteil zu beschränken.

Gleichzeitig hat die Stadtvertretung einheitliche Elterngebühren für alle Krippenplätze auf 
dem Territorium der Stadt ermöglicht, indem sie ihren Wohnsitzgemeindeanteil freiwillig über 
die gesetzliche Regelung zahlt.

Für die Kinder im Kindergartenbereich gilt für den Ganztagsplatz eine Elterngebühr von 
141,09 Euro und für den Teilzeitplatz 115,39 Euro. 

Durch diese Entscheidung konnte eine Absenkung des freiwilligen finanziellen Anteils der 
Stadt von 10.000 Euro über das gesetzlich vorgeschriebene Maß erzielt werden.
2012 wurden von der Stadt Grevesmühlen die Platzkosten für die Kindertageseinrichtung 
(Kita) „Am Lustgarten“, Am Lustgarten 24 – 26 in Grevesmühlen je Betreuungsform (Krippe, 
Kindergarten, Hort) neu kalkuliert. Die Neukalkulationen waren erforderlich durch 
tarifbedingte Erhöhungen der Personalkosten und die Einführung eines neuen 
Verpflegungskonzeptes in der Kita. 
Lagen die Zuschüsse der Stadt für die Kita "Am Lustgarten" bislang jährlich bei 478.400 
Euro, ergäbe sich durch die Neukalkulation und ohne Veränderung der freiwilligen 
Leistungen ein Zuschussbedarf von 575.300 Euro jährlich. Es wären demnach zusätzliche 
Finanzmittel in Höhe von 97.000 Euro aufzubringen. Für den erwarteten Anstieg der Kosten 
ist im Haushalt keine Deckung vorhanden.

Um diese Deckungslücke zu minimieren empfiehlt die Verwaltung zu Gunsten der 
Haushaltslage den o. g. Beschluss zum Haushaltssicherungskonzept für das Jahr 2012 und 
die Finanzplanjahre 2013 bis 2015 hinsichtlich der Bezuschussung freier Träger von 
Kindertageseinrichtungen abzuändern.

Anlage/n:
- Information der Verwaltung zur Bezuschussung von Kindertageseinrichtungen

- Anlage 1 - 4 zur Information der Verwaltung



 Information zur Beschlussvorlage für Stadt Grevesmühlen 2012

Betreff: 
Bezuschussung freier Träger von Kindertageseinrichtung in der Stadt 
Grevesmühlen sowie  der Kindertagesstätte "Am Lustgarten" (komm. 
Einrichtung)

Die Anlage 1 - Variante 1 weist die künftige finanzielle Beteiligung der Stadt 
Grevesmühlen an den Kosten der Kindertagesförderung für Kinder aus 
Grevesmühlen aus. 
Hierbei fördert die Stadt Grevesmühlen grundsätzlich alle Einrichtungen freier Kita- 
Träger und der kommunalen Einrichtung im Stadtgebiet gemäß der gesetzlichen 
Kostenteilung von jeweils 50% für Eltern und Wohnsitzgemeinde nach Abzug der 
Landes- und Kreismittel pro Platz und Monat für Krippe, Kindergarten und Hort.
Eine Ausnahme erfolgt bei der Förderung der 0-3 jährigen in der Kindertagesstätte 
"Am Lustgarten, deren Förderung für Ganz- und Teilzeitplätze 65 % nach Abzug der 
Landes- und Kreismittel pro Platz und Monat beträgt.

In der Anlage 2 sind nur die Elterngebühren innerhalb des Stadtgebietes in den 
verschiedenen Betreuungsformen dargestellt. Dabei wurde die 50% Regelung 
ebenfalls umgesetzt mit Ausnahme für die Plätze der Kita "Am Lustgarten". Dort 
wurde bei den Krippenplätzen ganz- und teilzeit mit einem Elternbeitrag in Höhe 
von 35% der verbleibenden Kosten nach Abzug der Landes- und Kreismittel pro 
Platz und Monat kalkuliert.

Die Gesamtplatzkosten für die Krippen-, Kindergarten- und Hortplätze der 
städtischen Kita "Am Lustgarten" unterscheiden sich wesentlich in der Höhe der 
Gesamtplatzkosten der freien Kita- Träger. 
Als Gründe sind dafür anzuführen:
- Einsatz von Fachkräften nach dem KiföG M-V während der gesamten Öffnungszeit 
- in den Betriebsferien in Krippe und Kindergarten wird zusätzlich ein Betreuungs-
  angebot (Bedarfsgruppe) vorgehalten
- in den Ferien/schulfreien Tagen wird bei Mehrbedarf die Mehrbetreuung im Hort
  vorgehalten
- Schließzeiten nur zwischen Weihnachten und Jahreswechsel
- Einhaltung/Gewährung der vorgeschriebenen Vor- und Nachbereitungszeiten sowie 
  regelmäßige Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für Fachkräfte gemäß KiföG M-V
- tarifgebundene Bezahlung und Gewährung von Urlaub für Fachkräfte und Kita- 
  Leitung
- angemessene räumliche und materielle Ausstattung für die Betreuung der Kinder,    
  des Fachpersonals und die Verwaltung der Plätze
- sonderpädagogische Förderung von Hortkindern (sind in Bildungs-, Entwicklungs- 
  oder Lernmöglichkeiten beeinträchtigt)
- Einbeziehen und Mitwirken des Elternrates in wesentliche Angelegenheiten der Kita

Die Stadt Grevesmühlen hält hiermit beständig seit Jahren ein qualitativ 
hochwertiges Leistungsangebot anhand der Bedarfe der Familien in und um 
Grevesmühlen vor. Der Anteil von Kindern aus sozialbenachteiligten Familien ist in 
der Kita "Am Lustgarten" verglichen mit anderen Kindertageseinrichtungen 
besonders hoch.



Die Anlage 3 weist die neuen kommunalen Anteile der Stadt Grevesmühlen an den 
Kita- Platzkosten im Stadtgebiet aus. Für die Kindertagesstätte Am Lustgarten ist 
eine neue Kalkulation aufgrund tariflicher und konzeptioneller Veränderungen 
zwingend erforderlich und bereits überarbeitet. Die daraus hervorgehenden erhöhten 
Platzkosten sind bereits in der Anlage eingearbeitet. Dies widerspricht dem 
Haushalssicherungskonzept der Stadt GVM. Für die zu erwartende Mehrausgabe 
von ca 44.000 € ist folglich ein Deckung anzugeben.

Die Anlage 4 mit Variante 2 berücksichtigt grundsätzlich die gesetzliche 
Kostenteilung von jeweils 50% für Eltern und Wohnsitzgemeinde nach Abzug der 
Landes- und Kreismittel je Platz in Krippe, Kindergarten und Hort ohne Ausnahme. 

Die Verwaltung schlägt vor, die Förderung der freien Kita- Träger in der Stadt 
Grevesmühlen i. V. m. der Festlegung der Elternbeiträge für die städtische Kita „Am 
Lustgarten 24 - 26“ in Grevesmühlen anhand der Variante 1 (Anlage 1) ab dem 1. 
.............. 2012 vorzunehmen. 
Aus Sicht der Verwaltung sind die neuen Elternbeiträge den Betreuungsleistungen 
der Krippe, des Kindergartens und des Hortes durchaus angemessen. Die 
Elterngebühren in der Stadt Grevesmühlen liegen seit Jahren weit unter den 
Elternbeiträgen im Landkreis Nordwestmecklenburg und dem Raum Wismar. 

Bedürftige Eltern haben die Möglichkeit, einen Antrag auf Übernahme des 
Elternbeitrages nach § 90 (3) SGB VIII beim zuständigen Jugendamt stellen 
(Kostenübernahme durch das Jugendamt) zu stellen.    Von der Verwaltung wird 
deshalb die Variante 1 favoritisiert und zur Beschlussfassung empfohlen. 

Anzumerken ist, dass von Seiten des Landes eine besondere Förderung zur 
Elternentlastung im Entwurf vorliegt. Diese sieht eine Zuwendung für die Eltern wie 
folgt vor:

U 3  ganztags 100 Euro
teilzeit    60 Euro

U 7 ganztags    80 Euro
teilzeit    48 Euro.

Anlagen:
Anlage 1 Kita Entgelte- Bezuschussung freier Träger und kommunale Einrichtung 

im Stadtgebiet GVM -Variante 1

Anlage 2 Darstellung einer möglichen Entwicklung von Elternbeiträgen gemäß 
KiföG M-V im Stadtgebiet Grevesmühlen  - i. V. m. Variante 1-
(Ausnahmeregelung für Kita "Am Lustgarten)

Anlage 3 Darstellung der Anteile der Gemeinde an den Kitakosten innerhalb der 
Stadt GVM bei Reduzierung der freiwilligen Stadtzuschüsse
(Ausnahmeregelung für Kita "Am Lustgarten)



Anlage 4 Darstellung der Anteile der Gemeinde an den Kitakosten innerhalb der 
Stadt GVM. Umsetzung der gesetzlichen Kostenteilung 50% Eltern und 
50% Wohnsitzgemeinde - Variante 2

22.05.2012 Lässig



Kita Entgelte  -  Bezuschussung freier Träger im Stadtgebiet Grevesmühlen Anlage 1 SG Kita/Schule/Jugend

und kommunale Einrichtung "Am Lustgarten" Variante 1 07.05.2012
Lässig

Umsetzung der gesetzlichen Kostenteilung 50% Eltern und 50% Wohnsitzgemeinde nach Abzug der Landes-
und Kreismittel von den Gesamtplatzkosten Entwurf

Kindertagesstätte: "Am Ploggenseering" Kindertagesstätte: "Am Tannenberg"
Träger : Diakonie Träger : Diakonie

Krippe Krippe Krippe Krippe Krippe Krippe
Anteile ganztags teilzeit halbtags Anteile ganztags teilzeit halbtags
Land plus Landkreis  265,00 €  154,00 €  96,00 € Land plus Landkreis  265,00 €  154,00 €  96,00 €
Eltern  260,09 €  184,04 €  142,04 € Eltern  250,50 €  185,39 €  148,39 €
Gemeinde  260,09 € 184,04 €  142,04 € Gemeinde  250,50 €  185,39 €  148,39 €
Gesamtplatzkosten  785,18 €  522,08 €  390,52 € Gesamtplatzkosten  766,00 €  524,77 €  404,16 €
Anstieg Eltern um  35,09 €  22,04 € 0,00 € Anstieg Eltern um  25,50 €  23,39 € 0,00 €
Absenkung Gemeinde  16,81 €  9,64 € 0,00 € Absenkung Gemeinde  16,57 €  13,50 € 0,00 €

Kindergarten: "Die jungen Weltentdecker"
Träger : DRK vorraussichtliche Kosten wegen Neukalkulation

Krippe Krippe Krippe
Anteile ganztags teilzeit halbtags Kindergarten: "Am Lustgarten"
Land plus Landkreis  265,00 €  154,00 €  96,00 € Träger : Stadt Grevesmühlen
Eltern  264,19 €  183,89 €  144,99 € Krippe Krippe Krippe
Gemeinde  264,19 €  183,89 €  144,99 € Anteile ganztags teilzeit halbtags
Gesamtplatzkosten  793,38 €  521,78 €  385,99 € Land plus Landkreis  265,00 €  154,00 €  96,00 €
Anstieg Eltern um 39,19 € 21,89 € 0,00 € Eltern  301,02 €  200,05 €  214,90 €
Absenkung Gemeinde 43,19 € 23,89 € 0,00 € Gemeinde  559,05 €  371,51 €  214,90 €

Gesamtplatzkosten  1.125,07 €  725,56 €  525,80 €
Kindergarten: "Spatzennest"
Träger : DRK Kindergarten Kindergarten Kindergarten

Krippe Krippe Krippe Anteile ganztags teilzeit halbtags
Anteile ganztags teilzeit halbtags Land plus Landkreis  134,00 €  76,00 €  44,00 €
Land plus Landkreis  265,00 €  154,00 €  96,00 € Eltern  177,45 €  133,44 €  112,94 €
Eltern  335,70 €  241,98 €  144,99 € Gemeinde  177,45 €  133,44 €  112,94 €
Gemeinde  335,70 €  241,98 €  144,99 € Gesamtplatzkosten  488,90 €  342,88 €  269,88 €
Gesamtplatzkosten  936,39 €  637,95 €  488,75 €
ab 05/12 Schaffung von 24 neuen Krippenplätzen



Darstellung einer möglichen Entwicklung von Elternbeiträgen gemäß KiföG M-V Anlage 2
im Gebiet Stadt Grevesmühlen
Umsetzung der gesetzlichen Kostenteilung 50% Eltern und 50% Wohnsitzgemeinde nach Abzug der Landes-
und Kreismittel von den Gesamtplatzkosten
* Ausnahme: Stützung der Elternbeiträge in KK (GT, TZ) in Kita "Am Lustgarten" durch die Stadt GVM 

1 2 3 4 5 6 7
Krippe (KK) 2011 2012
Einrichtung       Elternanteile in €     50% Regelung Eltern    Anstieg Elternanteil

GT TZ GT TZ GT TZ
Diakonie "Am Ploggenseering" 225,00 162,00 260,09 184,04 35,09 22,04
Diakonie "Am Tannenberg" 225,00 162,00 250,50 185,39 25,50 23,39
DRK "Die jungen Weltentdecker" 225,00 162,00 264,19 183,89 39,19 21,89
DRK "Spatzennest neu ab 05/12 335,70 241,98
Kita "Am Lustgarten" 225,00 162,00 301,02 200,05 76,02 38,05

Kindergarten  (KG) 2011 2012
Einrichtung       Elternanteile in €     50% Regelung Eltern    Anstieg Elternanteil

GT TZ GT TZ GT TZ
Diakonie "Am Ploggenseering" 150,92 117,29 154,33 119,97 3,41 2,68
Diakonie "Am Tannenberg" 148,84 118,10 154,83 124,00 5,99 5,90
DRK "Die jungen Weltentdecker" 159,05 129,16 157,05 128,16 -2,00 -1,00
DRK "Spatzennest" 179,94 147,43 174,96 143,96 -4,98 -3,47
Spielgarten e.V. 142,31 119,08 140,31 118,08 -2,00 -1,00
Kita "Am Lustgarten" 141,09 115,39 177,45 133,44 36,36 18,05

Hort 2011 2012
Einrichtung     Elternanteile in €     50% Regelung Eltern    Anstieg Elternanteil

GT TZ GT TZ GT TZ
Kita "Am Lustgarten" 112,04 78,59 110,54 78,09 -1,50 -0,50
Hort Diakonie 84,21 51,35 82,71 50,85 -1,50 -0,50



Darstellung der Anteile der Gemeinde an den Kitakosten innerhalb der Stadt GVM Anlage 3
bei Reduzierung der freiwilligen Stadt- Zuschüsse  zu Variante 1 
*  Nur noch Stützung der Elternbeiträge in KK (GT, TZ) in Kita "Am Lustgarten" 

1 2 3 4 5 6 7 8 9
Einrichtung Betreuungs- monatliche bisherige Kosten anhand monatliche neue Kosten anhand Differenz

form monatl. Anteile bisherige Anteile monatl. Anteile neuer  Anteile Spalte 5 und 8
Belegung Gemeinde Gemeinde Belegung Gemeinde Gemeinde

Diakonie "Am Tannenberg" KK GT 2 267,07 € 6.409,68 € 2 250,50 € 6.012,00 € 397,68 €
KK TZ 3 198,88 € 7.159,68 € 3 185,39 € 6.674,04 € 485,64 €
KG GT 27 148,84 € 48.224,16 € 27 154,83 € 50.164,92 € -1.940,76 €
KG TZ 9 118,10 € 12.754,80 € 9 124,00 € 13.392,00 € -637,20 €

Diakonie "Am Ploggensee" KK GT 10 276,90 € 33.228,00 € 10 260,09 € 31.210,80 € 2.017,20 €
KK TZ 6 193,68 € 13.944,96 € 6 184,04 € 13.250,88 € 694,08 €
KG GT 19 150,93 € 34.412,04 € 19 154,33 € 35.187,24 € -775,20 €
KG TZ 9 117,30 € 12.668,40 € 9 119,97 € 12.956,76 € -288,36 €

DRK "Spatzennest" KK GT 0 446,39 € 0,00 € 12 335,70 € 48.340,80 € -48.340,80 €
KK TZ 0 321,95 € 0,00 € 3 241,98 € 8.711,28 € -8.711,28 €
KG GT 20 179,94 € 43.185,60 € 20 174,96 € 41.990,40 € 1.195,20 €
KG TZ 11 147,43 € 19.460,76 € 11 143,96 € 19.002,72 € 458,04 €

Hort Diakonie Hort GT 6 84,21 € 6.063,12 € 6 82,73 € 5.956,56 € 106,56 €
Hort TZ 7 51,35 € 4.313,40 € 7 50,85 € 4.271,40 € 42,00 €

DRK " Die j. Weltentdecker " KK GT 13 307,38 € 47.951,28 € 13 264,19 € 41.213,64 € 6.737,64 €
KK TZ 9 207,78 € 22.440,24 € 9 183,89 € 19.860,12 € 2.580,12 €
KG GT 44 159,05 € 83.978,40 € 44 157,05 € 82.922,40 € 1.056,00 €
KG TZ 14 129,16 € 21.698,88 € 14 128,16 € 21.530,88 € 168,00 €

Spielgarten e.V. KG GT 21 142,31 € 35.862,12 € 21 140,31 € 35.358,12 € 504,00 €
KG TZ 6 119,08 € 8.573,76 € 6 118,08 € 8.501,76 € 72,00 €

Kita "Am Lustgarten"  * KK GT 17 424,99 € 86.697,96 € 17 559,05 € 114.046,20 € -27.348,24 €
* KK TZ 4,5 260,23 € 14.052,42 € 4,5 371,51 € 20.061,54 € -6.009,12 €
KG GT 43 203,84 € 105.181,44 € 43 177,45 € 91.564,20 € 13.617,24 €
KG TZ 35 141,16 € 59.287,20 € 35 133,44 € 56.044,80 € 3.242,40 €

Hort GT 120 112,04 € 161.337,60 € 120 131,08 € 188.755,20 € -27.417,60 €
Hort TZ 55 78,59 € 51.869,40 € 55 92,53 € 61.069,80 € -9.200,40 €

Gesamt 940.755,30 € 1.038.050,46 € -97.295,16 €

bisher. Anteile neue Anteile
anhand neuer Kostenanteile Gemeinde: 940.755,30 € 1.038.050,46 € Untersetzung der Differenz -97.295,16 €
davon  für: davon für Betreuungsform:
Kita- Förderung freie Träger 462.329,28 € 506.508,72 € Krippe KK -77.497,08 €
Förderung städtische Kita "Am Lustgarten" 478.426,02 € 531.541,74 € Kindergarten KG 16.671,36 €

Hort -36.469,44 €



Darstellung der Anteile der Gemeinde an den Kitakosten innerhalb der Stadt GVM Anlage 4
Umsetzung der gesetzlichen Kostenteilung 50% Eltern und 50% Wohnsitzgemeinde nach Abzug der Landes-
und Kreismittel von den Gesamtplatzkosten (Keine freiwillige zusätzliche Stützung mehr.) zu Variante 2

1 2 3 4 5 6 7 8 9
Einrichtung Betreuungs- monatliche bisherige Kosten anhand monatliche neue Kosten anhand Differenz

form monatl. Anteile bisherige Anteile monatl. Anteile neuer  Anteile Spalte 5 und 8
Belegung Gemeinde Gemeinde Belegung Gemeinde und Eltern Gemeinde

Diakonie "Am Tannenberg" KK GT 2 267,07 € 6.409,68 € 2 244,04 € 5.856,96 € 552,72 €
KK TZ 3 198,88 € 7.159,68 € 3 179,44 € 6.459,84 € 699,84 €
KG GT 27 148,84 € 48.224,16 € 27 146,84 € 47.576,16 € 648,00 €
KG TZ 9 118,10 € 12.754,80 € 9 117,10 € 12.646,80 € 108,00 €

Diakonie "Am Ploggensee" KK GT 10 276,90 € 33.228,00 € 10 248,95 € 29.874,00 € 3.354,00 €
KK TZ 6 193,68 € 13.944,96 € 6 176,84 € 12.732,48 € 1.212,48 €
KG GT 19 150,93 € 34.412,04 € 19 148,92 € 33.953,76 € 458,28 €
KG TZ 9 117,30 € 12.668,40 € 9 116,29 € 12.559,32 € 109,08 €

DRK "Spatzennest" KK GT 15 446,39 € 80.350,20 € 15 335,71 € 60.427,80 € 19.922,40 €
KK TZ 0 321,95 € 0,00 € 0 241,98 € 0,00 € 0,00 €
KG GT 20 179,94 € 43.185,60 € 20 177,95 € 42.708,00 € 477,60 €
KG TZ 11 147,43 € 19.460,76 € 11 146,44 € 19.330,08 € 130,68 €

Hort Diakonie Hort GT 6 84,21 € 6.063,12 € 6 82,73 € 5.956,56 € 106,56 €
Hort TZ 7 51,35 € 4.313,40 € 7 50,85 € 4.271,40 € 42,00 €

DRK " Die j. Weltentdecker" KK GT 13 307,38 € 47.951,28 € 13 264,19 € 41.213,64 € 6.737,64 €
KK TZ 9 207,78 € 22.440,24 € 9 183,89 € 19.860,12 € 2.580,12 €
KG GT 44 159,05 € 83.978,40 € 44 157,05 € 82.922,40 € 1.056,00 €
KG TZ 14 129,16 € 21.698,88 € 14 128,16 € 21.530,88 € 168,00 €

Spielgarten e.V. KG GT 21 142,31 € 35.862,12 € 21 140,31 € 35.358,12 € 504,00 €
KG TZ 6 119,08 € 8.573,76 € 6 118,08 € 8.501,76 € 72,00 €

Kita "Am Lustgarten" KK GT 17 424,99 € 86.697,96 € 17 430,04 € 87.728,16 € -1.030,20 €
KK TZ 4,5 260,23 € 14.052,42 € 4,5 285,78 € 15.432,12 € -1.379,70 €
KG GT 43 203,84 € 105.181,44 € 43 177,45 € 91.564,20 € 13.617,24 €
KG TZ 35 141,16 € 59.287,20 € 35 133,44 € 56.044,80 € 3.242,40 €

Hort GT 115 112,04 € 154.615,20 € 115 131,08 € 180.890,40 € -26.275,20 €
Hort TZ 53 78,59 € 49.983,24 € 53 92,53 € 58.849,08 € -8.865,84 €

Gesamt 1.012.496,94 € 994.248,84 € 18.248,10 €

bisher. Anteile neue Anteile
Untersetzung der neuen Kostenanteile Gemeinde 1.012.496,94 € 994.248,84 € Untersetzung der Differenz 18.248,10 €
davon  für: davon für Betreuungsform:
Kita- Förderung freie Träger 542.679,48 € 503.740,08 € Krippe KK 32.649,30 €
Förderung städtische Kita "Am Lustgarten" 469.817,46 € 490.508,76 € Kindergarten KG 20.591,28 €

Hort -34.992,48 €
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